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Vor dem Hintergrund wachsender globaler Bedrohungen und Risiken wie Naturer-
eignissen und Klimawandel, aber auch zunehmender Flüchtlingszahlen und Terro-
rismus, rückte die Stabilisierung der fragilen Staaten seit Anfang des Jahrtausends in 
den Mittelpunkt der Entwicklungszusammenarbeit (EZ). Dies zeigt sich auch an den 
SLE-Auslandsprojekten, die in den letzten Jahren immer häufiger in fragilen Staaten 
durchgeführt wurden. 
Auch der Auftraggeber der vorliegenden Studie, die Deutsche Welthungerhilfe 
(WHH), ist als Nichtregierungsorganisation (NRO) seit vielen Jahren in Ländern mit 
fragiler Staatlichkeit tätig - so auch in Haiti.  
Haiti gehört zu den am wenigsten entwickelten Ländern der Welt und besitzt das ge-
ringste Pro-Kopf-Einkommen Lateinamerikas. 2013 lag Haiti auf Platz 8 (von 171) 
des Failed States-Index, zudem beschreibt der aktuelle Welthunger-Index die Ernäh-
rungssituation als ‚sehr ernst‘. Die politische und gesellschaftliche Lage Haitis wird 
seit Jahrzehnten als instabil eingeschätzt. Dem elitären politischen Staatsapparat 
werden Manipulation, Korruption, Klientelismus sowie fehlende Kompetenzen vorge-
worfen. Basisdienstleistungen und Sicherheit für die Bürger werden nicht gewährleis-
tet. Haiti ist damit in hohem Maße von humanitärer, finanzieller und technischer Hilfe 
aus dem Ausland abhängig. Die haitianische Zivilgesellschaft wird in der allgemeinen 
Diskussion als schwach, wenig entwickelt und kaum sichtbar dargestellt. Im Land 
arbeiten mehr registrierte internationale Nichtregierungsorganisationen (iNRO) als 
nationale. Die instabile Situation Haitis wurde im Januar 2010 durch ein starkes Erd-
beben nahe der Hauptstadt Port-au-Prince sowie im Jahr 2012 durch zwei starke 
Wirbelstürme im Süden des Landes erheblich verschlimmert. In jüngster Zeit sind 
seitens der Regierung jedoch vermehrt Bestrebungen ersichtlich, die Gesamtsituati-
on zu verbessern und erste Erfolge werden sichtbar. 
Die WHH engagiert sich in Haiti seit 1974 in den Bereichen ländliche Entwicklung, 
Sicherung von Wirtschafts- und Ernährungsgrundlagen, Verbesserung von Basisinf-
rastruktur sowie Katastrophenschutz und Katastrophenrisikoreduzierung. Seit dem 
Erdbeben 2010 implementiert sie das 6-jährige „Aufbauprogramm Haiti“. Vorrangige 
Ziele der Projekte sind die konkrete Unterstützung der lokalen Bevölkerung, die Ver-
besserung ihrer Lebens- und Ernährungssituation und folglich auch die Erhöhung 




Im fragilen Kontext besteht eine besondere Herausforderung für die WHH, die sich 
aktiv an der kontroversen Diskussion über die Wirksamkeit von EZ im fragilen Kon-
text beteiligt, in der nachhaltigen Förderung und Stärkung von zivilgesellschaftlichen 
Basisgruppen. Daher stellt sich für die WHH die Frage, ob eine gestärkte Zivilgesell-
schaft einen positiven Effekt auf die Resilienz einer Gemeinschaft haben kann. Aus 
diesem Grund gab sie die vorliegende SLE-Studie zu dieser Thematik in Auftrag. 
Ziele und Ergebnisse 
Im Rahmen der Studie wird erörtert, mit welchen Zielen die WHH die Zivilgesellschaft 
fördert und ob ihre Maßnahmen dazu beitragen. Im Mittelpunkt der Untersuchungen 
stehen die Erfahrungen der beteiligten Akteure bei der Förderung von zivilgesell-
schaftlichen Basisgruppen unter Bedingungen fragiler Staatlichkeit und die Identifi-
zierung von Good Practices und Lessons Learned. Ausgehend davon wird die Frage 
geklärt, ob eine gestärkte Zivilgesellschaft zur Verbesserung der Resilienz einer Ge-
meinschaft beitragen kann. Die Untersuchung dient folglich dazu, erfolgreiche Inter-
ventionsbereiche, Kriterien und Ansätze bezüglich der Zusammenarbeit mit den 
zivilgesellschaftlichen Gruppen zu identifizieren, um die Fördermaßnahmen zukünftig 
wirksamer und nachhaltiger gestalten zu können. Die Frage nach dem Einfluss des 
fragilen Kontextes auf die Zivilgesellschaftsförderung und Resilienzstärkung bildet 
den Rahmen für die Untersuchung. 
Methodisches Vorgehen 
Die Erhebung der Daten fand an den Standorten Jacmel im Süden und Ouanaminthe 
im Norden Haitis statt. Zusätzlich wurden Interviews in Port-au-Prince geführt. Für 
die Datenerhebung wurden verschiedene qualitative Methoden genutzt. Die wichtigs-
te bestand aus semistrukturierten Leitfäden, die für die verschiedenen Inter-
viewpartner vor Ort entwickelt und getestet wurden. In den Gemeinden wurden 
Einzelinterviews mit der Bevölkerung mittels stark strukturierter Fragebögen geführt. 
Auf Basis dieser Bevölkerungsinterviews und von Beobachtungen auf lokaler Ebene, 
wurden Thesen abgeleitet, die Eingang in die Leitfäden für Fokusgruppendiskussio-
nen fanden und somit der Triangulation der erhaltenen Informationen dienten. Das 
Erhebungsteam bediente sich bei diesen Diskussionen zusätzlich partizipativer Ver-
fahren (z. B. Riskmapping). Zudem wurde über den gesamten Vorbereitungs- und 
Erhebungszeitraum diverse Sekundärliteratur hinzugezogen.  
Insgesamt wurden 137 Interviews mit den folgenden Akteuren durchgeführt: von der 
WHH geförderte Gruppen, andere Basisgruppen, die nicht mit der WHH zusammen-
arbeiten, Vertreter aus der Bevölkerung an ausgewählten Erhebungsstandorten, lo-
kale und nationale Experten, Umsetzungs- und strategische Partner der WHH, 
andere Entwicklungspartner, staatliche Akteure sowie WHH-Mitarbeiter selbst. Da 
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die Erhebungen in einem z. T. konfliktiven Umfeld stattfanden, wurden die Interview-
quellen kodifiziert. 
Die beiden wesentlichen methodischen Ansätze der Studie bestehen in Perzeptions-
analysen und in der Aufarbeitung von Erfahrungen. Perzeptionsanalysen dienen der 
Erfassung von Sichtweisen und Bedürfnissen der relevanten Akteure in den Berei-
chen Zivilgesellschaftsförderung und Resilienzstärkung. Durch eine differenzierte 
Erfassung und Analyse der Wahrnehmung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
kann ein umfassendes Verständnis von Entwicklung und der Arbeit der WHH ge-
wonnen werden. Zur Aufarbeitung von Erfahrungen der WHH und der Basisgruppen 
im Bereich Zivilgesellschaftsförderung als Beitrag zur Resilienzstärkung werden bis-
herige Aktivitäten der WHH, aber auch ihrer Partner und weiterer EZ-Akteure be-
trachtet und Good-Practice-Beispiele in den Untersuchungsgebieten abgeleitet. Zur 
Formulierung von Schlussfolgerungen erfolgte ein Rückbezug auf die zugrundelie-
genden Konzepte und Leitlinien.  
Während der Erhebungsphase wurde intensiv mit vier haitianischen Studierenden 
und einem Universitätsexperten zusammengearbeitet, was zu einer umfassenderen 
Betrachtung der Sichtweisen der Basisgruppen und der Bevölkerung beitrug sowie 
das SLE-Team mit fachlichen, methodischen und landeskundlichen Kenntnissen be-
reicherte.  
Grundlegende Konzepte und ihre Operationalisierung 
Die zentralen Konzepte für die Bearbeitung der Untersuchungsfragen sind Zivilge-
sellschaft(-sförderung) und Resilienz(-stärkung). Beide Konzepte werden unter Be-
rücksichtigung des fragilen Kontexts behandelt. 
Fragile Staatlichkeit 
Fragile Staatlichkeit wird in Wissenschaft und entwicklungspolitischer Praxis seit Jah-
ren unter verschiedenen Bezeichnungen und Konzepten diskutiert. Es existieren un-
terschiedliche Indizes, Kategorisierungen und Typologien, jedoch keine international 
einheitliche Definition. Gemeinhin wird der Begriff fragile Staatlichkeit auf Länder an-
gewendet, die nicht in der Lage oder willens sind, zentrale staatliche Funktionen 
auszuüben und gegenüber der Bevölkerung elementare Leistungen wie Sicherheit, 
Wohlfahrt oder Legitimität/Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten. So sind staatliche 
Strukturen nur begrenzt fähig, auf auftretende externe Schocks oder chronische Be-
lastungen zu reagieren, denen die Bevölkerung ausgesetzt ist. Daher müssen im 
fragilen Kontext alle Aspekte der bearbeiteten Thematik und der Arbeit der WHH mit 
Blick auf einen eingeschränkt funktionierenden Staat gesehen werden.  
Neben den schwachen staatlichen Institutionen fehlt in fragilen Situationen zumeist 
jedoch auch eine starke Zivilgesellschaft. So mangelt es oftmals an kompetenten 
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gesellschaftlichen Partnern und die Übergabe der durch die Projekte geschaffenen 
Strukturen in die Eigenverantwortung lokaler Partner, und langfristig möglichst der 
Bevölkerung selbst, ist oft mit Schwierigkeiten verbunden. NRO im fragilen Kontext, 
so auch die WHH, betrachten demzufolge die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit ihrer 
Maßnahmen als besondere Herausforderung. Daher messen sie der Förderung der 
Zivilgesellschaft sowie der Selbsthilfepotenziale und Resilienz von Gemeinschaften 
eine große Bedeutung bei. Um trotz aller Hindernisse eine erfolgreiche Durchführung 
der Maßnahmen in fragilen Gesellschaften und eine Verbesserung der Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung zu erreichen, fokussiert die WHH auf die Entwicklung von 
lokalen Fähigkeiten und Selbsthilfekapazitäten, die Förderung von Advocacy-
Potenzialen der Partner sowie auf gewaltpräventive Ansätze und Schadensbegren-
zung.  
Zivilgesellschaft und ihre Förderung 
Auch der Begriff Zivilgesellschaft hat viele Definitionen. Die meisten sehen Zivilge-
sellschaft als eine Sphäre, die zwischen Markt, Staat und Individuum/Familie ange-
siedelt ist. So definiert auch die Welthungerhilfe Zivilgesellschaft als „Gesamtheit der 
Akteure […], die neben Staat, Wirtschaft und Individuen in einem Land agieren und 
jeweils gemeinsame Ziele verfolgen“. In der Realität verschwimmen die Grenzen 
zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen jedoch oft. 
Die Ansprüche an eine funktionierende Zivilgesellschaft sind hoch, soll sie doch im 
Sinne der „guten Zivilgesellschaft“ ökonomische, soziale, politische und ökologische 
Rollen ausfüllen. In der ökonomischen Dimension geht es dabei um die Bereitstel-
lung von Dienstleistungen in Produktion und Handel. Zur ökologischen Rolle von Zi-
vilgesellschaft zählen vor allem Aktivitäten im Bereich des Umweltschutzes. 
Zivilgesellschaftliche Akteure wirken in der sozialen Dimension, indem sie Raum für 
kulturellen Austausch, gegenseitige Fürsorge und den Diskurs über gemeinsame 
Normen und Werte schaffen. Als Watchdog, der Transparenz und Rechenschaft ein-
fordert, soll Zivilgesellschaft ihrer politischen Rolle gerecht werden. Um diese Rollen 
ausüben zu können, muss eine Zivilgesellschaft stark, widerstandsfähig und vor al-
lem untereinander und nach außen mit anderen gesellschaftlichen Sektoren gut ver-
netzt sein. Vertikale und horizontale Beziehungen können ein zivilgesellschaftliches 
Organisationsgefüge nachhaltig stärken. Nur wenn dieses Netz eng genug ist, kann 
es externen Schocks widerstehen und sich als resilient erweisen. Aus diesem Grund 
liegt ein Fokus der Untersuchungen auf den von Edwards (2009) unterschiedenen 
drei Vernetzungsarten: den Verbindungen innerhalb von Gruppen (Bonding), der 
Vernetzung zwischen Gruppen, die zu einem erweiterten Verständnis von Gemein-
wohlorientierung führen soll und Verbindungen innerhalb einer Gemeinschaft be-
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trachtet (Bridging) sowie Verbindungen mit Akteuren außerhalb der Gemeinschaft 
(Linking).  
Zivilgesellschaftsförderung versucht, das Organisationsgefüge eines zivilgesell-
schaftlichen Systems – im öffentlichen Raum zwischen Staat und Bürgern – zu stär-
ken. Einer starken Zivilgesellschaft wird eine Schlüsselposition bei der Entwicklung 
und Transformation von Gesellschaften eingeräumt. So hat sich die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass sich Entwicklungsziele, wie Armutsminderung oder Ernährungs-
sicherung, langfristig nur mit einer funktionierenden Zivilgesellschaft erreichen las-
sen. Zivilgesellschaftliches Zusammenleben von außen durch staatliche 
Interventionen oder Gelder aus dem Ausland zu fördern, ist ein schwieriges Unter-
fangen. Staatliche Stellen und internationale Geber müssen sich entscheiden, wel-
che Rollen der Zivilgesellschaft gefördert werden sollen und welche Maßnahmen 
dazu adäquat sind. Ansätze der Welthungerhilfe sind Capacity Development zur 
Qualifizierung der Partnerorganisationen und Empowerment, um die Organisationen 
bei der Erfüllung ihrer Rolle als zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstützen. 
Die Bewertung von zivilgesellschaftsfördernden Maßnahmen, besonders auf der lo-
kalen Ebene, stellte eine Herausforderung für die Beantwortung der Forschungsfra-
gen der Studie dar. Zur Operationalisierung des Konzepts wurden diverse Kriterien 
und entsprechende Indikatoren zu Hilfe gezogen. Dabei erwies sich die Unterschei-
dung von vier Dimensionen, mit jeweils zugehörigen Unteraspekten als nützlich: Die 
erste Dimension Rahmenbedingungen dient der Einordnung lokaler Untersuchungs-
ergebnisse in den Gesamtkontext. Die vier relevanten Aspekte dieser Dimension 
sind strukturelle Verankerung, Handlungsspielräume, Verhältnis zu Staat und Wirt-
schaft sowie Diversität der Zivilgesellschaft. Auf der Gemeinschaftsebene, der zwei-
ten Dimension, wurden das Vorhandensein und die Ausgestaltung sozialer 
Beziehungen, das Maß an gesellschaftlicher Teilhabe (Partizipation/Inklusion), die 
innerhalb der Gemeinschaft bestehenden Normen und Werte sowie die Vernetzung 
mit externen Akteuren als bedeutsame Aspekte identifiziert. Ein besonderes For-
schungsinteresse galt der dritten Dimension, den Basisgruppen, mit denen die WHH 
kooperiert, aber auch Gruppen, mit denen die WHH nicht zusammenarbeitet und die 
zum Vergleich herangezogen wurden. Auf dieser Ebene stehen die Ziele, Funktio-
nen, Rollenverständnisse, Strukturen, Ressourcen sowie die Vernetzung und Koope-
ration im Fokus. Hinzu kommen Normen und Werte innerhalb einer Gruppe und die 
Legitimität bzw. Repräsentativität der Gruppe gegenüber ihren Mitgliedern und der 
Gemeinschaft. Auf der Individualebene, der vierten Dimension, gilt das Hauptinteres-
se der Motivation für zivilgesellschaftliches Engagement und den Auswirkungen von 
Gruppenaktivitäten auf den Lebensstandard. 
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Die Dimensionen wurden speziell für den Studienkontext ausgewählt, der sich vor-
rangig auf die lokale Ebene konzentriert. Aufgrund der zeitlichen und inhaltlichen Be-
grenzung des Studienauftrags wurden nur ausgewählte Aspekte untersucht. 
Resilienz und ihre Stärkung 
Das Konzept der Resilienz hat in den letzten Jahren in der entwicklungspolitischen 
Diskussion stark an Bedeutung gewonnen. Da es in verschiedenen Disziplinen An-
wendung findet – von der Psychologie bis hin zur Physik – gibt es eine Vielzahl von 
Definitionen. Auch im entwicklungspolitischen Diskurs hat sich, ebenso wie bei Zivil-
gesellschaft und fragilen Staaten, noch kein kohärentes Begriffsverständnis heraus-
gebildet. Für die vorliegende Studie wurde die folgende Definition ausgewählt, da 
diese neben Präventions- und Anpassungsaspekten auch die Möglichkeit zu Trans-
formation und Verbesserung berücksichtigt: „Resilienz ist die Fähigkeit eines Sys-
tems zur Minimierung, Vorbeugung, Erholung oder Absorption und Anpassung an 
Auswirkungen von Belastungen und Schocks, wobei die Grundstrukturen und 
-funktionen des Systems erhalten, wiederhergestellt oder verbessert werden” (nach 
UNSCEB 2013). 
Ein resilientes System – in der vorliegenden Studie handelt es sich dabei um lokale 
Gemeinschaften und ihre naturräumliche Umgebung – muss also in der Lage sein, 
Auswirkungen von Belastungen und Schocks abzumildern, abzufangen oder sich an 
diese anzupassen, was in gravierenden Fällen auch die Veränderung seiner grund-
legenden Strukturen bedeuten kann. 
Um das Konzept zu operationalisieren und somit empirisch bewertbar zu machen, 
wurden in der vorliegenden Studie auf Grundlage einer Meta-Analyse verschiedener 
Publikationen zum Thema Resilienz von Bahadur, Ibrahim und Tanner (2010) neun 
Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft definiert und vor Ort an den haitiani-
schen Kontext angepasst. Das am häufigsten in der Literatur erwähnte Charakteristi-
kum ist eine hohe Diversität, z. B. von Akteuren, Livelihood-Aktivitäten und 
Risikoexpositionen, da diese bei partiellen Systemausfällen Ausweichmöglichkeiten 
bieten. Der Effektivität staatlicher Akteure wird ebenfalls eine große Bedeutung bei-
gemessen, u. a. durch die Bereitstellung von Basisdienstleistungen und -
infrastruktur. Ein weiteres Charakteristikum ist die Flexibilität gegenüber und Akzep-
tanz von Veränderung. Anstatt zu versuchen, ein System zu einem vermeintlich 
stabilen Zustand zurückzuführen, sollten Veränderungen als Chance für eine Ver-
besserung seiner Strukturen und Funktionen gesehen werden. Ein hohes Maß an 
Partizipation und Inklusion ist nicht zuletzt aufgrund der erhöhten Ownership der Be-
völkerung ein wichtiges Charakteristikum einer resilienten Gemeinschaft. Von großer 
Bedeutung ist zudem die effektive Planung, Vorbereitung und Bereitschaft für den 
Katastrophenfall, wie bspw. durch die Entwicklung von Notfall- und Evakuierungsplä-
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nen. Die Resilienz einer Gemeinschaft kann zudem durch stabile Livelihoods ge-
stärkt werden, die neben vorhandenem ökonomischem Kapital und dessen gerechter 
Verteilung auch durch Faktoren wie z. B. dem Human- und Sozialkapital der Men-
schen innerhalb der Gemeinschaft beeinflusst werden. Gemeinsame Werte und so-
ziale Strukturen können innerhalb einer Gemeinschaft zu mehr Vertrauen und 
Respekt und damit zu einer erhöhten Kooperation führen. Bedeutend für die Resili-
enz sind zudem Lernmechanismen, die dabei helfen, angemessene Reaktionen und 
Veränderungen aus gemachten Erfahrungen abzuleiten (lernende Gemeinschaft). 
Nicht zuletzt spielt die Vernetzung auf verschiedenen Ebenen (Mehr-Ebenen-
Zusammenarbeit) eine wichtige Rolle für die Resilienz einer Gemeinschaft, da 
dadurch Synergien geschaffen werden und die Flexibilität erhöht wird.  
Die neun herausgearbeiteten Charakteristika dienen somit als Orientierungsrahmen 
für die Bewertung der Resilienz in lokalen Gemeinschaften. Für die empirischen Er-
hebungen mussten sie jedoch noch weiter konkretisiert und mit Erkennungsmerkma-
len (z. B. vorhandene -institutionalisierte- Lernmechanismen) unterlegt werden. Von 
den neun benannten Resilienzcharakteristika wurden im Rahmen der Studie sieben 
an den Erhebungsstandorten analysiert. 
Untersuchungsergebnisse und Schlussfolgerungen 
Zivilgesellschaft und Zivilgesellschaftsförderung 
Ein Großteil der befragten Gruppen und staatlichen Akteure an den Projektstandor-
ten verfügt über ein generelles Verständnis von Zivilgesellschaft. Die klare Abgren-
zung von Zivilgesellschaft und Staat ist dabei allen Aussagen gemeinsam. Darüber, 
welche Akteure Teil der Zivilgesellschaft sind, gehen die Meinungen jedoch ausei-
nander. Auch existieren teilweise unterschiedliche Einschätzungen über die Aufga-
ben und Funktionen von Zivilgesellschaft.  
Innerhalb der untersuchten Gemeinschaften konnte eine Vielzahl sozialer Strukturen 
identifiziert werden, die einen stärkenden Einfluss auf den Zusammenhalt der Bevöl-
kerung untereinander zu haben scheinen. Diese unterscheiden sich je nach Struktu-
rierungsgrad: So gibt es wenig formalisierte Organisationsformen, wie die 
Nachbarschaftshilfe, oder stärker formalisierte Formen wie bspw. den Kombit, einen 
Austausch von Arbeitskräften nach festgelegten Regeln. Eine hohe Anzahl und Viel-
falt an Basisorganisationen ermöglicht es zudem, dass große Teile der Bevölkerung 
in das gemeinschaftliche Leben eingebunden sind. Das zeigt, dass sich Gemein-
schaften fernab von den besser ausgebildeten städtischen Versorgungssystemen 
viel stärker selbst organisieren und unterstützen. Die zivilgesellschaftlichen Gruppen 
übernehmen zudem im fragilen haitianischen Kontext staatliche und privatwirtschaft-
liche Aufgaben und versuchen so, die Lücken in den Bereichen Basisdienstleistun-
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gen und Infrastruktur zu besetzen, die der Staat aufgrund seiner mangelnden Prä-
senz im ländlichen Raum nicht ausfüllt. 
Innerhalb der Gemeinschaft vernetzen sich die Basisgruppen unterschiedlich stark. 
Einige sind über die Geschehnisse gut informiert und nehmen regelmäßig an Treffen 
mit lokalen staatlichen Akteuren und anderen Organisationen teil. Daneben existie-
ren auch Gruppen, die ihre eigenen Aktivitäten durchführen und wenig nach außen 
kommunizieren. Auch innerhalb einer Gruppe vernetzen sich die Mitglieder in unter-
schiedlichem Maße.  
Die Bevölkerung ist generell außerhalb der eigenen Gemeinschaft nur schwach ver-
netzt. Kontakte zu staatlichen und wirtschaftlichen Akteuren in der Region bestehen 
häufig nur vereinzelt und Treffen mit diesen finden, wenn überhaupt, unregelmäßig 
statt. 
Die Gruppen unterscheiden sich sehr deutlich hinsichtlich ihres Gründungszweckes: 
Die Motivation, sich einer zivilgesellschaftlichen Gruppe anzuschließen besteht in der 
Regel darin, entweder die eigene ökonomische Situation zu verbessern oder das 
Gemeinwohl zu fördern. Dabei scheint gesellschaftliche Inklusion nicht für alle Mit-
glieder der untersuchten Gemeinschaften zu gelten, da Einzelpersonen angeben 
weder organisiert zu sein noch anderweitige Unterstützungsleistungen zu erhalten.  
Die WHH fokussiert ihre Zusammenarbeit hauptsächlich auf die Gruppen mit ökono-
mischen Interessen. Maßnahmen zur Zivilgesellschaftsförderung werden in die Akti-
vitäten dieser Basisgruppen integriert – vorrangig, um die Nachhaltigkeit der 
Maßnahmen sicherzustellen. Im Sinne des Capacity Developments lautet das Ziel, 
durch eine partizipative Vorgehensweise einen positiven Beitrag für die Zivilgesell-
schaft zu gewährleisten. Empowerment-Maßnahmen, die darauf abzielen, die Advo-
cacy- bzw. Watchdog-Funktion der Zivilgesellschaft zu stärken, werden hingegen 
nicht durchgeführt. Zivilgesellschaftsförderung ist darüber hinaus auch eine Konse-
quenz aus der Arbeit der WHH: Indem sie durch ihre Aktivitäten die ökonomische 
Basis der Bevölkerung etwa im Bereich Landwirtschaft verbessert, stabilisiert sie die 
Funktionsfähigkeit der Basisgruppen und kann auf diese Weise die Zivilgesellschaft 
stärken. 
Um ihre Ziele entsprechend umzusetzen, verfolgt die Welthungerhilfe bei ihren neue-
ren Maßnahmen den Ansatz, mit einer Kontext- oder Bedarfsanalyse in den jeweili-
gen Gemeinden, potenzielle Kooperationspartner zu identifizieren. Dazu nutzt die 
Welthungerhilfe verschiedene Informationskanäle und -netzwerke, bestehend aus 
den WHH-Mitarbeitern, Basisgruppen, internationalen Organisationen und staatli-
chen Institutionen. Die Kooperation mit der WHH bei der Durchführung von Aktivitä-
ten wird von den Basisgruppen in vielen Fällen als intensiv und positiv beschrieben. 
Die WHH nutzt einen partizipativen Ansatz und passt ihre Maßnahmen in der Regel 
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gezielt an die Bedürfnisse der Zielgruppen an. Dazu gehört auch, dass vielfach 
Gruppen mit Eigenmitteln über die eigentliche Projektlaufzeit hinaus begleitet und 
beraten werden, um eine langfristige und nachhaltige Betreuung abzusichern. Den-
noch kritisieren einige Gruppen, dass die Unterstützungsmaßnahmen nicht immer 
auf ihre Bedürfnisse zugeschnitten seien. 
Fortbildungen und Schulungen zu verschiedensten Themengebieten bilden einen 
Schwerpunkt der Maßnahmen. Technische Schulungen, die mit der Rolle und Auf-
gabe von Gruppen korrespondieren (wie z.B. Pflanzenveredelung für Bauerngrup-
pen), stärken die Gruppenaktivitäten und das ökonomische Interesse der Mitglieder. 
Schulungen im Bereich Organisationsentwicklung führen z. B. zum Aufsetzen eines 
Statuts oder zur Etablierung demokratischer Entscheidungsstrukturen und erweisen 
sich dabei im Hinblick auf das Ziel der Zivilgesellschaftsförderung als besonders hilf-
reich. Auch Möglichkeiten zum Wissensaustausch der Gruppen untereinander, wie 
gegenseitige Besuche, wurden von Mitgliedern positiv bewertet. Eine mangelnde 
finanzielle Eigenständigkeit der Gruppen wurde vielfach als Schwachpunkt identifi-
ziert, zumal das persönliche zeitliche Engagement der Mitglieder oft sehr hoch ist. 
Häufig existieren keine regelmäßigen Einnahmen, die den zeitlichen Einsatz ausglei-
chen. Aktivitäten zur Bereitstellung von Mikrokrediten und der zielgerichtete und 
sorgsame Umgang mit Subventionen sind hier bspw. als sinnvolle Handlungspraxen 
zu bewerten.  
Ausgewählte Schlussfolgerungen zur Zivilgesellschaftsförderung 
• Hinsichtlich ihrer Ziele im Bereich Zivilgesellschaftsförderung könnte die WHH 
ihre bisherigen Ansätze zur Förderung der Zivilgesellschaft stärker als bisher 
mit Maßnahmen des Empowerment verbinden und geeignete Gruppen z. B. 
auch im Bereich Advocacy fördern. Dadurch ließe sich die politische Rolle von 
Zivilgesellschaft gezielt stärken.  
• Wichtig wäre es, dass Capacity-Development-Maßnahmen im Bereich Zivilge-
sellschaftsförderung auf einem Capacity Assessment der Gruppen basieren 
und stärker auf ihre Kompetenzen und ihr Bildungsniveau zugeschnitten wer-
den. Ein verstärktes Targeting trüge dem Umstand Rechnung, dass die WHH 
mit Organisationen zusammenarbeitet, die sich auf ganz unterschiedlichen 
Entwicklungsstufen befinden.  
• Durch eine verstärkte Ausrichtung der Fortbildungen auf den Bereich Organi-
sationsentwicklung und die Systematisierung der Fortbildungen, z. B. in Mo-
dulform, ließe sich die Funktionsfähigkeit der Gruppen erhöhen. Mitarbeiter 
der WHH könnten im Rahmen eines Training of Trainers gesondert auf diese 
Aufgaben vorbereitet werden.  
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• Die horizontale und vertikale Vernetzung ließe sich durch die Bildung von Alli-
anzen, z. B. in Form von Dachorganisationen, stärken. Die Positionen der 
Gruppen erhalten durch einen Zusammenschluss größeres Gewicht und kön-
nen leichter nach außen vertreten werden.  
• Die Nachhaltigkeit der Maßnahmen kann nur durch eine längerfristige Beglei-
tung der Gruppen gewährleistet werden, bspw. indem gemeinsam mit ihnen 
ein spezieller Zeit- und Aktionsplan zur Förderung erstellt wird und sie zu ei-
nem festgelegten Zeitpunkt in die Selbständigkeit entlassen werden.  
Resilienz und Resilienzstärkung 
Das Verständnis von Resilienz aus Sicht der Befragten deckt sich in vielen Aspekten 
mit den geläufigen Definitionen im theoretischen Diskurs. Im Vordergrund stehen da-
bei der Erhalt bzw. die Fähigkeit zur Wiedererlangung des Status Quo eines Sys-
tems. Die Existenz von Anpassungsstrategien und Selbsthilfekapazitäten spielen 
dafür, wie oft unterstrichen wird, eine zentrale Rolle. Transformation und Weiterent-
wicklung hingegen werden von den Interviewpartnern nicht mit Resilienz in Zusam-
menhang gebracht.  
In den Erhebungen dieser Studie wurde untersucht, inwiefern lokale Gemeinschaften 
an den Befragungsstandorten gegenüber Belastungen und Schocks resilient sind. 
Von den Interviewpartnern wurden vor allem Epidemien, Überschwemmungen, 
Krankheiten, Dürren, Wirbelstürme und Erdrutsche als Belastungen und Schocks 
wahrgenommen. Ökonomische, politische und gesellschaftliche Probleme, wie Kri-
minalität, Arbeitslosigkeit und schwache Polizeipräsenz wurden verhältnismäßig sel-
ten genannt. 
Unter Zuhilfenahme der eingangs dargestellten Operationalisierung von Resilienz 
wurde die Ausprägung von vier Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft näher 
untersucht. Hinsichtlich des Charakteristikums hohe Diversität existiert aus Sicht der 
Autoren sowohl am Nordstandort mit 80, als auch am Südstandort mit 77 identifizier-
ten Gruppen, die in verschiedensten Bereichen tätig sind, eine große Vielfalt an zivil-
gesellschaftlichen Akteuren. In Ouanaminthe liegt dabei der Fokus der Gruppen auf 
Landwirtschaft, Bildung und Handel, während in Jacmel, neben der Landwirtschaft, 
Zivilschutz und Infrastrukturmaßnahmen zu den häufigsten Interventionsfeldern zäh-
len. Zur hohen Diversität der Akteure tragen neben Basisgruppen auch Einzelperso-
nen bei, die von der Gemeinschaft als besonders wichtig angesehen werden. Zu 
diesen sogenannten Notables zählen u.a. Lehrer, Pastoren, Priester sowie oft auch 
die Vertreter der lokalen staatlichen Behörden.  
Das Charakteristikum Effektivität lokaler staatlicher Akteure wird von den Inter-
viewpartnern dennoch gemeinhin als schwach beschrieben. Viele öffentliche Aufga-
ben werden nicht oder nur unbefriedigend erfüllt. Dies betrifft z. B. den Wiederaufbau 
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von zerstörter Infrastruktur, die Instandhaltung von Straßen oder auch die Sicherstel-
lung eines funktionierenden Gesundheits- und Bildungssystems. Zivilgesellschaftli-
che Gruppen übernehmen viele der anfallenden Aufgaben bzw. unterstützen den 
Staat, können diesen aber – auch nach Ansicht der Interviewpartner – nicht ersetzen.  
Besonders hinsichtlich des Charakteristikums Planung, Vorbereitung und Bereit-
schaft sind Gemeinschaften zu ihrem eigenen Schutz jedoch häufig gezwungen, ge-
wisse Aufgaben zu übernehmen, die der Staat nicht erfüllt. Wenn Naturereignisse – 
wie in den letzten Jahren im Südosten Haitis – häufig schwerwiegende Folgen mit 
sich bringen, ist die Wichtigkeit dieser Aufgaben noch klarer ersichtlich. Dies spiegelt 
sich auch in der zivilgesellschaftlichen Organisationslandschaft wider: Zivilschutz 
spielt für Basisgruppen im Süden eine weitaus größere Rolle als im Norden; ein Drit-
tel aller Gruppen ist in diesem Bereich tätig. Sie realisieren Sensibilisierungskam-
pagnen, evaluieren etwaige Schäden, bewerkstelligen notwendige Aufräumarbeiten 
und leisten ggf. Erste Hilfe. Ein Informationsnetzwerk, unterstützt von zivilgesell-
schaftlichen, staatlichen, privatwirtschaftlichen und kirchlichen Akteuren ermöglicht 
zudem, dass im Falle potentiell bedrohlicher Naturereignisse 100 % der Befragten 
informiert sind. Einen wichtigen Beitrag zur professionellen Vorbereitung auf Kata-
strophen leisten auch die von der WHH in Zusammenarbeit mit Zivilschutzgruppen 
erstellten Kontingenzpläne. Mancherorts werden diese lobend erwähnt, andernorts 
ist zwar ihre Existenz, jedoch nicht der Inhalt der Pläne, bekannt. 
Ausgehend vom Charakteristikum einer lernenden Gemeinschaft wird untersucht, 
inwiefern Gemeinschaften ihre Strategien anhand gemachter Erfahrungen weiter-
entwickeln und anpassen. Dies ist aus Sicht der Autoren an beiden Standorten nur 
schwach ausgeprägt. Über mögliche Anpassungen wird in einigen Gemeinschaften 
zwar diskutiert und es existieren Beispiele für mögliche Anpassungsmaßnahmen der 
Bevölkerung, konkrete Handlungen diesbezüglich konnten jedoch nicht identifiziert 
werden. Dies begründen einige Gruppen mit unzureichenden finanziellen Mitteln, die 
für die Umsetzung vieler Anpassungsstrategien nötig wären. 
Ausgewählte Schlussfolgerungen zu Maßnahmen mit Beitrag zur Resilienz 
• Charakteristikum hohe Diversität: Fördermaßnahmen wie Fortbildungen in Or-
ganisationsentwicklung, Beratung hinsichtlich der internen Struktur und Funk-
tion von Gruppen sowie finanzielle und materielle Unterstützung tragen primär 
zur Stärkung ausgewählter Gruppen und nicht per se zu einer höheren Diver-
sität innerhalb der Gemeinschaften bei. Die Vernetzung von Gruppen aus ver-
schiedenen Standorten, gerade auch mit unterschiedlichen 
Interventionsfeldern, könnte hier jedoch ein möglicher Ansatz sein, um die 
Gruppen jeweils an den Ideen und dem Umsetzungswissen anderer teilhaben 
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zu lassen und so zur Diversität innerhalb einer Gemeinschaft beizutragen 
bzw. diese besser zu nutzen.  
• Charakteristikum Effektivität lokaler staatlicher Akteure: Die bisherigen WHH-
Maßnahmen zur Zivilgesellschaftsförderung unterstützen Basisgruppen be-
züglich dieses Charakteristikums primär im Umgang mit der Ineffektivität loka-
ler staatlicher Akteure. Durch einen konkreteren Beitrag der WHH zur 
Stärkung der Watchdog und Advocacy-Rolle von Basisgruppen könnten diese 
befähigt werden, ihre Rechte bei staatlichen Institutionen besser einzufordern. 
Gleichzeitig ist aber auch eine direkte Förderung staatlicher Akteure notwen-
dig, wozu auch Synergien durch die Kooperation mit anderen Entwicklungs-
partnern genutzt werden könnten.   
• Charakteristikum Planung, Vorbereitung und Bereitschaft: Das Maßnahmen-
paket der Welthungerhilfe in diesem Bereich trägt bspw. mit Fortbildungsmaß-
ahmen, Sensibilisierungskampagnen und der materiellen Unterstützung der 
Zivilschutzgruppen entscheidend zur Stärkung dieses Charakteristikums bei. 
Dennoch besteht in manchen Gemeinschaften das Problem, dass Wissen nur 
auf bestimmte Gruppen oder sogar nur auf die Führungsebene innerhalb einer 
Gruppe beschränkt ist. Daher wäre es erstrebenswert, Fortbildungen zum 
Umgang mit Katastrophen auch anderen Basisgruppen anzubieten und darauf 
zu achten, möglichst alle Mitglieder daran teilhaben zu lassen. 
• Charakteristikum lernende Gemeinschaft: Austauschforen, wie etwa der im 
Oktober 2013 durchgeführte Workshop zur Aufarbeitung von Erfahrungen un-
terschiedlicher Gruppen, die mit der WHH zusammenarbeiten, fördern die Re-
flektion eigener und fremder Erfahrungen und Lessons learned – sie tragen so 
direkt zu diesem Charakteristikum bei. Dabei ist es entscheidend, die Gruppen 
direkt mit einzubeziehen und ihren Austausch und ihre Kooperation unterei-
nander zu fördern.  
In Bezug auf die häufig fehlende Umsetzung von Anpassungs- oder Trans-
formationsstrategien in den Gemeinschaften, erscheint es sinnvoll, dass WHH 
und Gruppen gemeinsam Unterstützungsleistungen identifizieren und durch-
führen.  
Bereits auf konzeptioneller Ebene ließen sich viele Überschneidungen zwischen den 
Charakteristika einer starken Zivilgesellschaft und denen einer resilienten Gemein-
schaft erkennen. Im Zuge der Untersuchung bestätigte sich dieses Bild. Die einge-
hende Datenanalyse erlaubt den Schluss, dass eine starke Zivilgesellschaft auf 
lokaler Ebene zur Resilienz einer Gemeinschaft beitragen kann. Wenn Maßnahmen 
zur Förderung zivilgesellschaftlicher Gruppen, die Stärkung der Zivilgesellschaft be-
wirken, kann dies resilienzstärkende Effekte mit sich bringen, indem z. B. der gesell-
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schaftliche Zusammenhalt verbessert wird. Maßnahmen zur Zivilgesellschaftsförde-
rung können sich als externe Eingriffe in bestehende Systeme jedoch auch gegentei-
lig auswirken, wenn bspw. Akteure gestärkt werden, die Konflikte schüren und die 
externe Unterstützung nutzen, um ihre Macht auszubauen und andere Gruppierun-
gen zu schwächen, was negative Auswirkungen auf das Resilienzniveau hat. Zivilge-
sellschaftsförderung kann damit in beide Richtungen wirken und die Resilienz sowohl 
stärken als auch schwächen.  
Die vorliegende Studie leistet insbesondere durch die Operationalisierung der Kon-
zepte Zivilgesellschaft und Resilienz einen Beitrag zur Analyse der komplexen Zu-
sammenhänge und Wechselwirkungen, um Projekte hinsichtlich dieser 




Die Deutsche Welthungerhilfe (WHH) ist als Nichtregierungsorganisation (NRO) seit 
vielen Jahren in Ländern mit fragiler Staatlichkeit tätig, die seit Anfang des Jahrtau-
sends verstärkt auf die entwicklungspolitische Agenda gerückt sind. 2009 stellte sie 
bspw. rund 85% ihrer finanziellen Mittel für Programme in fragilen Staaten bereit, 
was die Brisanz und Wichtigkeit des Themas verdeutlicht (Welthungerhilfe 2010: 2).  
Neben dem Engagement vor Ort beteiligt sich die Welthungerhilfe aktiv an der kont-
roversen Diskussion über die Wirksamkeit von Entwicklungszusammenarbeit (EZ) im 
fragilen Kontext. Mit den Zielen, die strategische und programmatische Ausrichtung 
der Welthungerhilfe im fragilen Arbeitsumfeld zu verbessern sowie einen Beitrag zur 
Diskussion über fragile Staatlichkeit zu leisten und damit ihre Positionierung zu 
schärfen, haben die Welthungerhilfe und das Seminar für Ländliche Entwicklung 
(SLE) das Forschungsprojekt „Entwicklungszusammenarbeit unter Bedingungen fra-
giler Staatlichkeit – das Fallbeispiel Haiti“ ins Leben gerufen. 
Im fragilen Kontext, so auch in Haiti, besteht eine besondere Herausforderung für die 
Welthungerhilfe in der nachhaltigen Förderung und Stärkung von zivilgesellschaftli-
chen Basisgruppen. In diesem Zusammenhang stellt sich für die WHH insbesondere 
die Frage, ob eine gestärkte Zivilgesellschaft auch einen positiven Effekt auf die 
Resilienz einer Gemeinschaft im fragilen Kontext leisten kann.  
Aus diesem Grund gab die Welthungerhilfe die SLE-Studie zum Thema „Zivilgesell-
schaftsförderung und Resilienz in Haiti – Der Beitrag der Zivilgesellschaft zur Stär-
kung von Resilienz unter Bedingungen fragiler Staatlichkeit“ in Auftrag, welche in das 
längerfristig angelegte Welthungerhilfe/SLE-Gesamtforschungsprojekt eingebettet ist. 
Im Rahmen der Studie soll erörtert werden, welche Erfahrungen die beteiligten Ak-
teure bei der Förderung von zivilgesellschaftlichen Basisgruppen unter Bedingungen 
fragiler Staatlichkeit gemacht haben und welche Good Practices und Lessons 
Learned daraus abgeleitet werden können. Davon ausgehend soll die Frage geklärt 
werden, ob eine gestärkte Zivilgesellschaft zur Verbesserung der Resilienz einer 
Gemeinschaft beitragen kann. Die Untersuchung soll folglich dazu dienen, erfolgrei-
che Interventionsbereiche, Kriterien und Ansätze bezüglich der Zusammenarbeit mit 
den zivilgesellschaftlichen Gruppen zu identifizieren, um die Fördermaßnahmen 
wirksamer und nachhaltiger gestalten zu können. 
Zusammengefasst ergeben sich daraus die folgenden Untersuchungsfragen, die im 
Fokus der vorliegenden Studie stehen: 
• Mit welchen Zielen will die WHH Zivilgesellschaft fördern und tragen ihre 
Maßnahmen dazu bei? 
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• Wie kann die WHH die Effektivität und Nachhaltigkeit ihrer Maßnahmen zur 
Zivilgesellschaftsförderung erhöhen? Gibt es Good Practices und Lessons 
Learned (vergangene und gegenwärtige – innerhalb und außerhalb der 
WHH)? 
• Trägt eine gestärkte Zivilgesellschaft zur Resilienzstärkung bei? Wenn ja, 
wie? 
• Welchen Einfluss hat der fragile Kontext auf Resilienzstärkung durch Zivilge-
sellschaftsförderung? 
Die Beantwortung dieser Untersuchungsfragen in Bezug auf Zivilgesell-
schaft(sförderung) und Resilienz(stärkung) spiegelt sich auch im Aufbau der vorlie-
genden Studie wieder, die sich in sechs Hauptkapitel gliedert. Im anschließenden 
Kapitel 2 erfolgt eine Erörterung der Ziele und geplanten Ergebnisse der Studie, die 
in einem Zielsystem aufgearbeitet sind (s. Anhang A). Die hier definierten Ziele und 
anvisierten Ergebnisse stehen in enger Verbindung zum oben angesprochenen Ge-
samtforschungsprojekt zwischen der WHH und dem SLE. Im folgenden Kapitel 2.2 
werden die Vorgehensweise und der methodische Ansatz der Studienerarbeitung 
vorgestellt. Besonderheiten der Forschung, wie die enge Zusammenarbeit mit haitia-
nischen Studierenden, die Aufteilung des Teams zur Datenerhebung und der von 
den Autoren verfolgte Ansatz der Perzeptionsanalyse werden in das Forschungsdes-
ign eingebettet. 
In Kapitel 3 erfolgt der konkrete Bezug zu Haiti, indem kurz auf die aktuelle politi-
sche, wirtschaftliche und gesellschaftliche Situation (s. Kap. 3.1) und die Zivilgesell-
schaft in Haiti im Besonderen (s. Kap. 3.2) eingegangen wird. Es folgen eine kurze 
Vorstellung der Arbeit der WHH in Haiti (s. Kap. 3.3) sowie Informationen zu den Pro-
jektstandorten Ouanaminthe und Jacmel (s. Kap. 3.4). An diesen beiden Projekt-
standorten hat die WHH zur Zeit der Datenerhebung je ein Büro betrieben, dass 
jeweils mehrere Projekte betreute. Die hier dargestellten Kontextinformationen sollen 
den Leser auf die später folgenden Fallbeispiele vorbereiten und die leichtere Ein-
ordnung der beschriebenen WHH-Ansätze und Maßnahmen ermöglichen.  
Die dieser Arbeit zugrundeliegenden theoretischen Konzepte von fragiler Staatlich-
keit, Zivilgesellschaft und Resilienz sowie deren Operationalisierung werden in Kapi-
tel 4 dargestellt und diskutiert. Im Kontext eines fragilen Staates (s. Kap. 3) müssen 
alle Aspekte der bearbeiteten Thematik und der Arbeit der WHH mit Blick auf einen 
nur sehr eingeschränkt funktionierenden Staat gesehen werden (s. Kap. 4.1). Die 
Konzepte Zivilgesellschaft und Resilienz werden ebenso in diesem Zusammenhang 
betrachtet (s. Kap. 4.2 und 4.3). Zusätzlich werden die bestehenden WHH-Konzepte 
und Leitlinien zu diesen Themen diskutiert. Die auf dieser Basis entwickelte Operati-
onalisierung dient der Erfassung von Zivilgesellschaft und Resilienz und ist bereits 
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ein wichtiges Ergebnis der vorliegenden Studie. Mithilfe diverser Charakteristika und 
entsprechender Indikatoren können die Konzepte erfassbar und bewertbar gemacht 
werden. Dies ist eine wichtige Grundlage zum Verständnis der in den Kapiteln 5 bis 6 
dargestellten Ergebnisse und Schlussfolgerungen der Erhebungs- und Analysephase 
in Haiti. 
Da sich die Ergebnisse und die darauf aufbauenden Analysen vorrangig auf die 
Perzeptionen der vor Ort befragten Personen stützen, werden in Kapitel 5.1 zuerst 
die Perzeptionen der Befragten zu den Konzepten fragile Staatlichkeit, Zivilgesell-
schaft und Resilienz dargestellt. Um eine möglichst detaillierte und konkrete Betrach-
tung der erhobenen Daten zur Zivilgesellschaft und Resilienz sicherzustellen, werden 
im weiteren Verlauf der Studie die Projektstandorte Ouanaminthe und Jacmel nach-
einander betrachtet, jeweils getrennt in Bezug auf die Konzepte Zivilgesellschaft und 
Resilienz (s. Kap. 5.2 und 5.3). Im Anschluss daran werden für den Projektstandort 
Ouanaminthe zwei und für den Projektstandort Jacmel ein Fallbeispiel näher vorge-
stellt, um so die kaum existierende Basis empirischer Daten auf lokaler Ebene zu 
vergrößern. In den drei Dörfern, die in den Fallbeispielen vorgestellt werden, arbeitet 
die WHH im Rahmen von Zivilgesellschaftsförderungs- und Resilienzstärkungsmaß-
nahmen. Daher werden in den Fallbeispielen beide Aspekte und ihre praktischen 
Bezüge gemeinsam beschrieben, um eine zusammenhängende Darstellung zu ge-
währleisten.  
In Kapitel 5.4 wird dann der für die WHH besonders wichtige Bereich der Zivilgesell-
schaftsförderung mit seinen Zielen, Ansätzen und Maßnahmen intensiver beleuchtet. 
Auf der Basis der erhobenen Daten wird das Bild der vor Ort stattfindenden Förde-
rung nachgezeichnet. In diesem Kapitel wird Bezug zu einem WHH-Workshop zur 
Aufarbeitung der Erfahrungen in der Zivilgesellschaft genommen, der im Oktober 
2013 in Ouanaminthe durchgeführt wurde.1 Zusätzlich werden ausgewählte Good-
Practice-Beispiele beschrieben und Beispiele für Zivilgesellschaftsförderungsmaß-
nahmen mit resilienzstärkender Wirkung aufgeführt.   
Aufbauend auf den zugrunde gelegten Konzepten und den Ergebnissen aus den vo-
rangegangenen Abschnitten beinhaltet Kapitel 6 schließlich die Diskussion der Re-
sultate und der daraus ableitbaren Schlussfolgerungen. Die wichtigsten 
Argumentationsstränge werden zusammengeführt, um den oben dargestellten Un-
tersuchungsfragen dieser Studie und ihrer Beantwortung Rechnung zu tragen. 
                                            
1 «Atelier de capitalisation d‘expériences: Renforcement de la Société Civile dans les Projects de la 
Deutsche Welthungerhilfe en Haïti» im Oktober 2013 in Ouanaminthe (Becker 2013). 
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2 Ziele, Ergebnisse und Methodik der Studie 
2.1 Ziele, Ergebnisse und Aktivitäten 
Aus der in der Einleitung beschriebenen Problemlage und dem Auftragsanlass erge-
ben sich für die vorliegende Studie folgende Ziele, Ergebnisse und Aktivitäten.  
Oberziele 
Durch die Erreichung der in der SLE-Studie angestrebten Ziele erhöht die Welthun-
gerhilfe die Qualität und den Wirkungsgrad ihrer Projekte in Haiti. Dies betrifft u. a. 
die nachhaltige Förderung von Basisgruppen und leistet damit einen Beitrag zur 
Resilienzstärkung der haitianischen Bevölkerung. Indem die Ergebnisse der SLE-
Studie sowohl in die Projektarbeit vor Ort als auch in die strategische und konzeptio-
nelle Arbeit der WHH einfließen, kann sich die WHH im Bereich der Zivilgesell-
schaftsförderung insgesamt besser positionieren. Darüber hinaus fließen die 
Erkenntnisse der SLE-Studie in die Diskussion über Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) in fragilen Kontexten ein. 
Ziele 
Zur Erreichung der genannten Oberziele wurden in der SLE-Studie folgende Ziele 
definiert: 
• Die WHH und ihre Partner nutzen die Ergebnisse der SLE-Studie zur verbes-
serten Planung und Umsetzung ihrer Aktivitäten bei der Förderung der Zivil-
gesellschaft in Haiti. 
• Die Ergebnisse der SLE-Studie in Bezug auf Zivilgesellschaftsförderung und 
Resilienzstärkung im fragilen Kontext sind in die strategische und konzeptio-
nelle Arbeit der WHH integriert. 
• Erste Ergebnisse sind in das WHH/SLE-Gesamtforschungsprojekt integriert. 
Und in Bezug auf die Zusammenarbeit mit haitianischen Studierenden während der 
Erhebungsphase (s. auch Kap. 2.2): 
• Die Studierenden nutzen ihre methodischen und inhaltlichen Kompetenzen in 
ihrem Arbeitsumfeld und fungieren als Multiplikatoren. 
Ergebnisse und Aktivitäten 
Um die formulierten Ziele der Studie zu erreichen, wurde eine Reihe von Untersu-
chungen durchgeführt wie u. a. die Analyse und Diskussion relevanter entwicklungs-
politischer und -theoretischer Konzepte, der Leitlinien der WHH sowie Kontext- und 
Akteursanalysen mit speziellem Fokus auf Basisgruppen an den beiden ausgewähl-
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ten Projektstandorten.2 Um letztendlich vertiefte Analysen durchzuführen, wurden die 
beiden im Mittelpunkt der Studie stehenden Konzepte Zivilgesellschaft und Resilienz 
operationalisiert, also Kriterien und Charakteristika für ihre Erfassbarkeit und ihre 
Bewertung entwickelt (s. Kap. 4.2 und 4.3). Auf dieser Basis ließ sich eine Analyse 
der WHH-Aktivitäten zur Zivilgesellschaftsförderung an den beiden Untersuchungs-
standorten durchführen, die der systematischen Aufarbeitung von Erfahrungen, Good 
Practices und Lessons Learned dient. Im folgenden Kapitel werden die Vorgehens-
weise und der methodische Ansatz der Studie genauer betrachtet. Eine tabellarische 
Übersicht des Zielsystems ist im Anhang A dargestellt. 
2.2 Vorgehensweise und methodischer Ansatz 
Im Folgenden werden die Vorgehensweise und der methodische Ansatz der Studie 
beschrieben. Darüber hinaus skizziert dieser Abschnitt wichtige methodische Grund-
lagen, die für das Verständnis der Ergebnisse relevant sind und zeigt die inhaltliche 
und methodische Reichweite der Studie auf. 
Untersuchungsbereiche und Erhebungseinheiten 
Zur Beantwortung der in Kapitel 1 vorgestellten Untersuchungsfragen sind für die 
Studie fünf Untersuchungsbereiche relevant. Diese sind jeweils mit Leitfragen unter-
gliedert, denen im Planungsprozess Hypothesen zugeordnet wurden. Die Untersu-
chungsbereiche dieser Studie sind: 
• Entwicklungspolitische Konzepte, Theorien und Prinzipien 
• Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliches Engagement in Haiti (Kon-
textanalyse) 
• Die Arbeit der Welthungerhilfe in Haiti 
• Zivilgesellschaftsförderung an den Projektstandorten 
• Beitrag der Zivilgesellschaftsförderung zur Stärkung der Resilienz 
Um in diesen Untersuchungsbereichen Daten zu erheben, wurden in der Planungs- 
und Konzeptionsphase insgesamt acht Erhebungseinheiten identifiziert. Diese sind 
die (1) von der WHH geförderte Gruppen (WHH-Gruppen)3, (2) Gruppen, die nicht 
                                            
2 Mit Projekt- bzw. Untersuchungsstandorten sind die beiden von der WHH ausgewählten Standorte 
Jacmel und Ouanaminthe gemeint. Erhebungsstandorte sind diejenigen, in denen Erhebungen durch-
geführt wurden. 
3 Aus Gründen einer besseren Lesbarkeit wird im Text statt der ausführlichen Bezeichnung „von der 
WHH geförderte bzw. unterstützte Gruppen“, der kürzere Begriff “WHH-Gruppen” verwendet. Dabei 
handelt es sich um haitianische Basisorganisationen, die bereits vor der Zusammenarbeit mit der 
WHH existierten oder zum Zwecke einer Kooperation von der WHH gegründet wurden. 
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mit der WHH zusammenarbeiten, (3) die Bevölkerung an ausgewählten Standorten, 
(4) lokale und nationale Experten (z. B. Geistliche, Akademiker, Politiker), (5) die 
Umsetzungs- und strategischen Partner der WHH, (6) andere Entwicklungspartner 
(z. B. NRO), (7) staatliche Akteure sowie (8) die WHH-Mitarbeiter in Haiti selbst. 
Zusammenarbeit mit haitianischen Studierenden 
Teil der Auftragsstudie war die intensive Zusammenarbeit mit vier haitianischen Stu-
dierenden während der 5-wöchigen Erhebungsphase (s. Arbeitsplan im Anhang D). 
Sie bereicherten das SLE-Team mit fachlichen, methodischen und landeskundlichen 
Kenntnissen und ermöglichten darüber hinaus die Durchführung von Interviews auf 
Créole. Die Unterstützung durch die haitianischen Studierenden trug zu einer tiefer-
gehenden und umfassenderen Betrachtung der Sichtweisen der Basisgruppen und 
der Bevölkerung bei. Die Beratung durch einen haitianischen Universitätsexperten, 
der für die WHH im Bereich Partner- und Zivilgesellschaftsförderung tätig ist, brachte 
zusätzliche fachliche Expertise ein. 
Die haitianischen Studierenden wurden bereits frühzeitig in den Erarbeitungsprozess 
des Untersuchungskonzeptes einbezogen. Darüber hinaus kommt ihnen, ebenso wie 
dem Universitätsexperten eine Rolle als wissenschaftliche Multiplikatoren zu. Der 
intensive Austausch und die Zusammenarbeit mit dem SLE-Team sollten ermögli-
chen, dass sowohl die erlernten inhaltlichen und methodischen Kompetenzen, als 
auch die Ergebnisse der Erhebung im Land wissenschaftlich genutzt werden.  
Phasen der Studienerstellung 
Die Studienerstellung im Zeitraum von Anfang Juni bis Ende Dezember gliedert sich 
in drei Hauptphasen. Nach einer achtwöchigen Vorbereitung in Berlin, inklusive der 
Erstellung des Inception Reports und einer öffentlichen Präsentation, erfolgte Ende 
Juli die Ausreise des Teams nach Haiti. Die 5-wöchige Erhebung im Feld und die 4-
wöchige Datenanalyse und Verschriftlichung der Ergebnisse waren wichtige Be-
standteile dieser Phase, eingerahmt von Präsentationen und der Teilnahme an ei-
nem WHH-Workshop in Ouanaminthe. Die dritte Phase von Ende Oktober bis Ende 
Dezember bestand im Wesentlichen aus dem Berichtschreiben und zwei Ergebnis-
präsentationen in Berlin und Bonn (ein detaillierterer Arbeitsplan befindet sich in An-
hang D). 
Erhebungsstandorte 
Die Erhebung wurde an zwei verschiedenen Standorten in Haiti durchgeführt. Eine 4-
köpfige Gruppe des Erhebungsteams untersuchte Projekte der WHH und anderer 
Organisationen in und um Jacmel im Süden des Landes, während ein 5-köpfiges 
Team Erhebungen in der Gegend um Ouanaminthe im Norden des Landes durch-
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führte (s. Kap. 3.4). Über diese beiden Standorte hinaus wurden weitere Interviews in 
Port-au-Prince geführt. 
Datenerhebung und -analyse 
Die Datenerhebung erfolgte primär durch einen qualitativen Methodenmix.4 Für jeden 
Untersuchungsbereich wurden Untersuchungseinheiten definiert, auf die die Heran-
gehensweise zugeschnitten wurde. Die wichtigste Methode zur Datenerhebung be-
stand aus semistrukturierten Interviewleitfäden, die vor Ort entwickelt und getestet 
wurden (s. Anhang J). Die semistrukturierten Interviews wurden mit Funktionsträgern 
durchgeführt. In geringem Umfang wurden im Rahmen der Fallbeispiele (s. Kap. 5) 
Einzelinterviews mit der lokalen Bevölkerung durchgeführt, wozu stark strukturierte 
Fragebögen genutzt wurden.5 Insgesamt wurden im Verlauf der Erhebungen 137 
Interviews durchgeführt (s. Anhang H). Auf Basis dieser Einzelinterviews, wie auch 
von Beobachtungen auf lokaler Ebene, wurden Thesen abgeleitet, die wiederum 
Eingang in die Leitfäden für Fokusgruppendiskussionen fanden und somit der Trian-
gulation der erhaltenen Informationen dienten.  
Neben diesen Methoden bediente sich das Erhebungsteam auch partizipativer Ver-
fahren, um z. B. ein Riskmapping durchzuführen. Sämtliche Interviews und Diskussi-
onen wurden digital transkribiert und liegen der WHH als Primärquellen vor. Zur 
weiteren Auswertung wurden die Transkripte mittels der Software MaxQDA codiert, 
die Quellen wurden anonymisiert (s. unten und Anhang G). Dies diente der Vorberei-
tung auf eine umfassende Analyse der Daten nach den unten dargestellten Erhe-
bungseinheiten, Fallbeispielen, Projektstandorten und den untersuchten Projekten 
selbst. Des Weiteren wurde insbesondere zur Operationalisierung der Konzepte Zi-
vilgesellschaft und Resilienz, aber auch im Vorfeld der konkreten Entwicklung der 
Interviewleitfäden diverse Sekundärliteratur hinzugezogen.   
Kodifizierung der Interviews 
Da für die Erhebung in einem z. T. konfliktiven Umfeld geforscht wurde und es dem 
SLE generell ein wichtiges Anliegen ist, wird dem Schutz der Quellen durch eine Ko-
difizierung Rechnung getragen. Sämtliche Interviews sind deshalb nach folgendem 
System anonymisiert: Jedes Interviewprotokoll erhält einen individuellen Code, der 
über den Projektstandort (Jacmel/Ouanaminthe/Port-au-Prince) und die Erhebungs-
                                            
4 Ausgewählte quantitative Daten wurden jeweils für die Basisgruppen erhoben (z. B. Alter, Ge-
schlecht, Gruppengröße). Sie wurden  jedoch nicht in der Studie berücksichtigt, da sie sich als wenig 
relevant für die Beantwortung der Untersuchungsfragen erwiesen. 
5 Aus diesem Grund werden auch nur in den Fallbeispielen vereinzelt quantitative Bezüge hergestellt. 
Die Anzahl der durchgeführten Einzelinterviews (ebenso der anderen Interviews) ist direkt zu Beginn 
der jeweiligen Fallbeispiele aufgeführt. 
Ziele, Ergebnisse und Methodik der Studie 21 
 
einheit Auskunft gibt, ohne dabei den genauen Akteur auszuweisen. Der Code be-
steht aus drei Teilen und setzt sich wie folgt zusammen: 
1. Position Abkürzung des Erhebungsstandortes: 
j = Jacmel 
o= Ouanaminthe 
p = Port-au-Prince 
2. Position Abkürzung der Erhebungseinheit : 
ZW = Zivilgesellschaftliche Gruppe, die von der WHH gefördert wird 
ZA = Andere zivilgesellschaftliche Gruppe (nicht WHH-gefördert) 
B = Bevölkerung 
BD = Fokusgruppendiskussion mit Bevölkerung 
S = Staatlicher Akteur 
U = Umsetzungspartner oder strategischer Partner der WHH 
W = WHH-Mitarbeiter 
N = Entwicklungspartner/NRO/internationale Organisation 
E = Experte 
3. Position Dreistellige fortlaufende Nummerierung 
Beispiel jZA005 = Interviewquelle ist eine andere zivilgesellschaftliche Gruppe 
aus dem Standort Jacmel 
Kriterien für die Auswahl von Akteuren und Individuen 
Für die zu untersuchenden Projekte wurde in den beiden ausgewählten Standorten 
ein Großteil der WHH-Gruppen sowie der strategischen Partner und Umsetzungs-
partner6 der WHH im Verlauf der Erhebung befragt (für eine typische Interviewsituati-
on s. Abb. 1). Hinzu kamen weitere ausgewählte zivilgesellschaftliche Gruppen, die 
nicht mit der WHH zusammenarbeiten. An den Projektstandorten wurden Einzelinter-
views mit der Bevölkerung durchgeführt, wobei bei der Auswahl der Interviewpartner 
auf folgende Kriterien geachtet wurde: Räumliche Verteilung und demographische 
sowie ökonomische Diversität der Befragten. Die Auswahl zusätzlicher Inter-
viewpartner auf lokaler Ebene (z. B. kommunale Verwaltung, Experten) basierte u. a. 
                                            
6 Die WHH unterscheidet zwischen Umsetzungspartnern und strategischen Partnern, die nach ver-
schiedenen Charakteristika unterteilt sind und für die es unterschiedliche Vertragsformen gibt – vgl. 
Dokument „The four contract options with civil society organisations“ WHH 2013: unveröffentlicht. 
Außerdem kooperiert die WHH mit verschiedenen Allianzpartnern, in Haiti sind bzw. waren das Con-
cern Worldwide, ACTED und Cesvi. 
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auf einer Akteursanalyse mit WHH-Mitarbeitern vor Ort und den gewonnenen Daten 
aus Interviews (Schneeballsystem). Hinter diesem Vorgehen stand das Forschungs-
interesse, möglichst viele Aspekte von Zivilgesellschaftsförderung und Resilienz vor 
Ort möglichst offen zu erfassen. 
 
Abb. 1: Interview mit einer lokalen Basisgruppe (eigenes Bild) 
Perzeptionsanalyse 
Anliegen der Studie war die Erfassung unterschiedlicher Sichtweisen und Bedürfnis-
se relevanter Akteure in den Bereichen Zivilgesellschaftsförderung und Resilienz-
stärkung (s. auch Zielsystem im Anhang A). Das Studienteam ging davon aus, das 
die Haltung der Akteure zu den zentralen Themenfeldern der Studie gegebenenfalls 
unterschiedlich ausfallen würde, je nach Position der Personen im gesellschaftlichen 
System. Daher sollten Vertreter und Vertreterinnen der jeweiligen Funktionsgruppen 
gleichermaßen in die Befragung einbezogen werden: Mitarbeiter der  WHH,  Basis-
gruppen der WHH und ihre Partner, weitere zivilgesellschaftliche Zusammenschlüs-
se, die kommunale Verwaltung sowie die Bevölkerung. Die Spiegelung der 
Unterschiede oder Gemeinsamkeiten in den Perzeptionen tragen zur Operationalisie-
rung und Bewertbarkeit von Resilienz und Zivilgesellschaftsförderung auf lokaler 
Ebene bei und geben Hinweise für eine Verbesserung der Maßnahmen in diesen 
Bereichen. Gerade mit Bezug auf die Wahrnehmung der Bevölkerung und zivilge-
sellschaftlicher Gruppen ist die Perzeptionsanalyse ein wichtiges Werkzeug, das zu 
einem besseren Verständnis von Entwicklung und der Arbeit der WHH beiträgt. 
Die Darstellung der Perzeptionen im Ergebnisteil (s. Kap. 5) unterscheidet zwischen 
dem Aufzeigen von Einzelmeinungen (kenntlich gemacht durch nur eine Quellenan-
gabe – Beispiel: „vgl. oZA001“) und dem Aufzeigen von Mehrfachnennungen (kennt-
lich gemacht durch mehrere Quellen – Beispiel:  „vgl. oZA001, jZA002, pW003“7 oder 
                                            
7 Aus Gründen der Leserlichkeit werden jeweils maximal 3 Quellen angegeben. 
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den Zusatz u.a. – Beispiel: „vgl. u. a. oZA001“), die wahrnehmungsbedingt auch 
voneinander abweichen oder sich widersprechen können. Außerdem ist hinzuzufü-
gen, dass Perzeptionen aus Gruppeninterviews, wie immer bei der Befragung von 
Gruppen, nicht notwendigerweise die Meinung aller Mitglieder widerspiegeln, da sich 
zumeist einzelne oder mehrere Gesprächsführer etablieren, die besonders große 
Redeanteile besitzen und Befragungen dominieren.  
Aufarbeitung von Erfahrungen 
Ein weiteres wichtiges Ziel der Studie ist die Aufarbeitung von Erfahrungen der WHH 
und der Basisgruppen im Bereich Zivilgesellschaftsförderung als Beitrag zur Resili-
enzstärkung. Entsprechend standen die Betrachtung der bisherigen Aktivitäten der 
WHH8, aber auch ihrer Partner und weiterer EZ-Akteure sowie die Identifizierung von 
Good-Practice-Beispielen in den Untersuchungsgebieten (auf Basis der Interview-
aussagen und der Einschätzung der Autoren) im Mittelpunkt der Arbeit. In den von 
der WHH durchgeführten Workshop zur Zivilgesellschaftsförderung flossen einerseits 
erste Ergebnisse des SLE-Teams ein, andererseits wurden ausgewählte Workshop-
Resultate in der vorliegenden Studie verwendet. 
Diskussion und Rückbezug 
Um umfassende und detaillierte Schlussfolgerungen für die WHH und ihre Partner 
entwickeln zu können, stellt die schriftliche Diskussion der Erhebungsergebnisse und 
der Rückbezug auf die zugrundeliegenden Konzepte und Leitlinien einen wichtigen 
methodischen Erarbeitungsschritt dar. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, 
dass die Schlussfolgerungen kontextgerecht und zugeschnitten auf die WHH und 
ihre Partner formuliert werden. 
Kommunikation der Ergebnisse 
Die Ergebnisse des Auslandsprojektes wurden und werden an die WHH und weitere 
interessierte Akteure / Personen kommuniziert, u. a. durch die vorliegende Studie, 
zahlreiche Präsentationen in Haiti und Deutschland sowie durch die Publikation eines 
Posters und eines Fachartikels (s. Nutzeranalyse in Anhang B). 
Inhaltliche und methodische Reichweite der Studie 
Im Vordergrund der Forschung stehen Aspekte der Zivilgesellschaftsförderung und 
Resilienzstärkung durch die Welthungerhilfe, nicht die Wirkungen ihrer gesamten  
Projektmaßnahmen. Die Studie bezieht sich in erster Linie auf die zwei Projektstand-
                                            
8 Aus diesem Grund weist die Studie teilweise einen evaluativen Charakter auf. 
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orte Jacmel und Ouanaminthe und strebt hier ein umfassendes Abbild der involvier-
ten Akteure und ihrer Sichtweisen zu Wirkungen von Zivilgesellschaftsförderung und 
Resilienz an.  
Darüber hinaus besitzen die Daten – im begrenzten Umfang – Aussagekraft für an-
dere Regionen in Haiti, da aus ihnen Rückschlüsse über die zivilgesellschaftlichen 
Akteure und Maßnahmen zu deren Förderung gezogen werden können.  
Weiterhin ist zu betonen, dass sich die vorliegende Forschung auf einen bestimmten 
Typus zivilgesellschaftlicher Gruppen an der Basis9 konzentriert, mithin keine Aussa-
gen über das Wirken zivilgesellschaftlicher Organisationen auf anderen Ebenen 
(z. B. nationale Allianzen, Medien, regionale Zusammenschlüsse etc.) anstrebt. 
Ebenso standen nicht die strategischen- oder Umsetzungspartner der WHH und die 
Schnittstelle zwischen ihnen und der Welthungerhilfe im Fokus der Studie, da zu die-
sem Bereich derzeit eine parallele Untersuchung stattfindet. Wo möglich, sollten je-
doch die Ansätze und Aktivitäten der Partner auf Gruppenebene mit einfließen. 
Die ausgewählten Methoden dienten einer möglichst umfassenden Erhebung der im 
Zielsystem angestrebten Ergebnisse (s. Anhang A). Ein wichtiges Anliegen der Stu-
die ist insbesondere die Betrachtung von Zivilgesellschaftsförderung als Beitrag zur 
Resilienzstärkung aus verschiedenen Perspektiven. Durch die Anwendung qualitati-
ver Methoden und die Triangulierung von Daten konnten die für die Befragten zentra-
len Aspekte erhoben werden und Perzeptionen unterschiedlicher Arten von 
Interviewpartnern gespiegelt werden. Hierdurch konnte auch der „Forschungsbias“ 
reduziert werden. Die Gefahr eines  Bias ergibt sich aus der Durchführung einer For-
schung durch Fremde, die sich  nur kurz vor Ort aufhalten und hier Interviews führen, 
der interkulturellen Situation und dadurch notwendigen Übersetzung der Informatio-
nen, aber auch durch die von der fördernden NRO in Auftrag gegebene Befragung 
der Gruppen. Sie kann zur Beschönigung von Aussagen zur Kooperation zwischen 
Gruppe und NRO, zu Übertreibungen hinsichtlich notwendiger Hilfsleistungen oder 
auch zu Untertreibungen, z. B. in Bezug auf andere Kooperationen und externe Un-
terstützung, führen. Eine Spiegelung von Perzeptionen wie auch die Triangulierung 
von Methoden kann diesen Bias zumindest reduzieren. Problematisch bleibt aller-
dings, dass die  einmaligen Besuche bei den befragten Interviewpartnern die Erfas-
sung und Überprüfung von Good Practice-Beispielen einschränkte. Daher bieten sich 
vertiefende Studien zu einzelnen Themenbereichen an.  
                                            
9 Diese Gruppen sind i.d.R. zivilgesellschaftliche Basisgruppen, in Jacmel jedoch auch die CLPC 
(Comité local pour la protection civile), die staatlich unterstützt sind und vorgegebene Strukturen und 
Aufgaben haben. Daher unterscheiden sich Fördermaßnahmen für CLPC in der Regel von denen 
anderer Basisgruppen. Im Workshop in Ouanaminthe wurde infrage gestellt, ob es sich bei den CLPC 
überhaupt um zivilgesellschaftliche Gruppen handelt. 
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Fakten zu Haiti: 
 
Fläche: 27.750 km² (~Brandenburg) (AA, 2013) 
Hauptstadt: Port-au-Prince 
Einwohnerzahl: 9,8 Mio (Embassy of Haiti, 
2013) 
BIP: 7,4 Mrd. US$ (AA, 2013) 
Pro-Kopf-BIP: ca. 720 US$ (AA, 2013) 
HDI 2012: Platz 161 von 186 (UNDP, 2013) 
Failed State Index 2013: Platz 8 von 171 (The 
Fund for Peace, 2013) 
Landessprachen: Französisch, Créole 
3 Der haitianische Kontext 
3.1 Rahmenbedingungen und aktuelle Situation in Haiti 
Die Republik Haiti liegt gemeinsam mit der Dominikanischen Republik auf der Insel 
Hispaniola, die nach Kuba die 
zweitgrößte der karibischen 
Inseln ist. Im Norden grenzt 
der Atlantische Ozean an die 
von Bergen geprägte Insel, 
südlich befindet sich das Kari-
bische Meer (s. Abb. 2). Im 
Gegensatz zu seinem domini-
kanischen Nachbarn wird der 
Staat als fragil bezeichnet (s. 
Kap. 4.1).  Die politische, sozi-
ale und ökologische Instabilität 
sind dafür ein sichtbares Zei-
chen. Diese Instabilität zeigt sich wiederum an Faktoren wie Armut, Korruption, Ob-
dachlosigkeit, Migration, Ernährungsunsicherheit und Ressourcendegradierung. Haiti 
ist zudem in hohem Maße von humanitärer, finanzieller und technischer Hilfe aus 
dem Ausland abhängig. Das Land gehört zu den am wenigsten entwickelten Ländern 
der Welt und besitzt das geringste Pro-Kopf-Einkommen Lateinamerikas (vgl. Welt-
hungerhilfe 2013a: 6). 
Die seit Jahrzehnten instabile Situation des Landes wurde im Januar 2010 durch ein 
starkes Erdbeben nahe der Hauptstadt Port-au-Prince erheblich verschlimmert. Die 
verheerenden Folgen dieser Katastrophe waren ca. 300.000 Todesopfer, 1,6 Mio. 
Obdachlose, sowie enorme Schäden an Gebäuden und der Infrastruktur. Die auf-
grund der zerstörerischen Kraft des Erdbebens nochmals verschlechterten hygieni-
schen und sanitären Umstände führten 2010 zudem zu einem Choleraausbruch, an 
dessen Folgen seither über 650.000 Menschen erkrankten und 8.300 Menschen 
starben (Süddeutsche.de 2013)10. Obwohl die internationale Gemeinschaft enorme 
Anstrengungen unternahm, dem Inselstaat zu helfen, wird die Zahl der Menschen, 
                                            
10 Das New Yorker Bundesgericht prüft aktuell die Vorwürfe der Organisation "Institute for Justice and 
Democracy for Haiti" gegen die Vereinten Nationen, dass die Cholera durch eine defekte Kläranlage in 
einem ihrer Camps in Haiti verursacht wurde. Als nachgewiesen gilt, dass nepalesische Soldaten der 
UN-Friedenstruppen das gefährliche Bakterium Vibrio cholerae einschleppten (Süddeutsche.de 2013). 
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die aktuell in Lagern und Notunterkünften lebt, noch immer auf 360.000 geschätzt 
(vgl. UNICEF 2013).  
Im Jahr 2012 führten zwei starke Wirbelstürme zu Überschwemmungen in weiten 
Teilen des Landes, wobei insbesondere der Süden der Insel stark betroffen war. Aus 
den Stürmen resultierten erneut Gebäudeschäden und enorme Ernteverluste. Ob-
wohl das Engagement der internationalen Organisationen vor Ort aufgrund der 
scheinbar entschärften Notsituation aktuell zurückgeht bzw. von der Not- und Über-
gangshilfe zur Entwicklungszusammenarbeit wechselt, beschreibt der aktuelle Welt-
hunger-Index (WHI) die Ernährungssituation Haitis weiterhin als ‚sehr ernst‘ (vgl. 
Welthungerhilfe; IFPRI; Concern Worldwide 2013: 16). 
Abb. 2: Verortung der Republik Haiti zwischen Nord- und Südamerika (eigene Darstel-
lung) 
 
Gleichsam instabil wie die Gesamtsituation des Landes stellt sich auch die politische 
und gesellschaftliche Lage Haitis dar. Dem elitären politischen Staatsapparat werden 
Manipulation, Korruption, Klientelismus und fehlende Kompetenzen vorgeworfen, 
was sich vor allem im Mangel an flächendeckenden und grundlegenden Dienstleis-
tungen für die Bürger widerspiegelt. Davon sind insbesondere die Sicherheit, die 
Energieversorgung sowie das Bildungs-, Gesundheits- und Rechtswesen betroffen. 
In jüngster Zeit sind seitens der Regierung jedoch vermehrt Bestrebungen ersichtlich, 
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die Gesamtsituation zu verbessern. Das derzeitige staatliche Entwicklungsprogramm 
für Haiti fußt dabei auf vier Säulen: der Ernährungssicherung, der Gesundheit, der 
Stärkung staatlicher Strukturen sowie des Managements von Risiken und Katastro-
phen (vgl. Gliech 2012: 6, 13; Welthungerhilfe 2013a: 6-7, Carpinelli 2013: mdl.). 
Allerdings werden die schwachen staatlichen Strukturen und die weit verbreitete Kor-
ruption von den internationalen Geldgebern als Argument genutzt, die finanziellen 
Mittel nicht dem Staat und seinem Entwicklungsprogramm zur Verfügung zu stellen, 
sondern in eigene Programme – abseits staatlicher Strukturen – zu investieren. Dar-
aus resultiert, dass in Haiti zwischen 2010 und 2012 der größte Teil der internationa-
len Finanzhilfen außerhalb des staatlichen Finanzmanagements und 
Beschaffungswesens Haitis erfolgt ist: „Bei der humanitären Hilfe waren dies 99 %, 
bei der Wiederaufbau- und Entwicklungshilfe 86 %.“ (Ashoff 2013). In der aktuellen 
entwicklungspolitischen Diskussion stellt sich deshalb die Frage, ob der staatlichen 
Instabilität in Haiti – eines der Länder mit der weltweit höchsten Pro-Kopf-
Entwicklungshilfe – durch dieses Vorgehen seitens der internationalen Gemeinschaft 
nicht noch Vorschub geleistet wird, anstatt die bestehenden Strukturen zu stärken 
(vgl. ebd. 2013). 
3.2 Zivilgesellschaft in Haiti 
Die Aufstände gegen die Diktatur Duvalier in den 80er Jahren markieren den Beginn 
sozialer Bewegungen innerhalb der haitianischen Gesellschaft. Kurzfristig führte dies 
zu einer Mobilisierung verschiedener Gesellschaftsbereiche in ganz Haiti, mit dem 
gemeinsamen Ziel das Regime zu stürzen (vgl. Frédéric; Karroum 2008: 3). 
Die Zivilgesellschaft, verstanden als „Gesamtheit der Akteure […], die neben Staat, 
Wirtschaft und Individuen in einem Land agieren und jeweils gemeinsame Ziele ver-
folgen“ (Welthungerhilfe 2012: 1), ist in Haiti in ihrer heutigen Form noch sehr jung. 
Sie geht ursächlich auf eine von der haitianischen Industrie- und Handelskammer ins 
Leben gerufene Initiative aus dem Jahre 1999 zurück, die sich durch die Gründung 
der „Initiative de la Société Civile“ gegen die Regierung Préval zur Wehr setzte (vgl. 
ebd.).11 
In der aktuellen Diskussion wird die haitianische Zivilgesellschaft im Allgemeinen als 
schwach und wenig entwickelt dargestellt. Der haitianische Soziologe Max Paul 
meint: „Es […] ist festzustellen, dass die haitianische Zivilgesellschaft schlecht orga-
nisiert ist und dadurch bislang wenig zur Entwicklung des Landes beiträgt – oder bei-
tragen kann. Die Gründe hierfür gelten als vielfältig. Das künstlich 
                                            
11 Der Begriff Zivilgesellschaft wird in Kap. 4.2 ausführlich definiert und diskutiert. 
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zusammengewürfelte, zwar recht früh von Sklaverei und Kolonialherren befreite Volk, 
konnte sich dennoch bislang keine gemeinsame Identität verschaffen. Diktatur, Kor-
ruption, Rechtsunsicherheit und Armut haben ihr Übriges dazu getan, um eine Atmo-
sphäre der Missgunst, des Egoismus und der Gewalt zu schaffen“ (nach Schneider 
2011: 2). Infolgedessen wird das gemeinschaftliche Lösen von Problemen als wenig 
erstrebenswert angesehen. Wer gebildet ist und über ausreichend Mittel verfügt, 
sucht sein Glück im Ausland – vornehmlich in den USA (vgl. ebd.). 
In ihrem „Aufbauprogramm Haiti“ fasst die Welthungerhilfe die Situation folgender-
maßen zusammen: „Même avant le séisme, Haïti, en raison de son histoire mouve-
mentée et du peu de potentiel économique, était un état faible sur le plan 
institutionnel avec une société civile encore peu développée“ (Welthungerhilfe 2010: 
17). Als auffallendes Merkmal diesbezüglich wird erwähnt, dass es in Haiti bereits vor 
dem Erdbeben 2010 mehr registrierte internationale Nichtregierungsorganisationen 
(iNRO) gab als nationale, was ebenso als Anzeichen für eine wenig entwickelte Zivil-
gesellschaft gedeutet werden kann. Nationale Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
werden häufig als Filialen internationaler Organisationen gesehen oder sie gelten als 
konfessionell oder politisch motiviert (vgl. ebd.). Dies ist vor allem darauf zurückzu-
führen, dass während der Regierungszeit von Aristide internationale Geber ihre Zah-
lungen an den haitianischen Staat stoppten und dazu übergingen Finanzmittel 
verstärkt über internationale Entwicklungsorganisationen und deren nationale Partner 
auszugeben (vgl. Frédéric, Karroum 2008:3).  
Eine nähere Betrachtung der Zivilgesellschaft in Haiti zeigt u. a. aus den genannten 
Gründen viel Dynamik – sowohl in Bezug auf die Vielfalt verschiedenster zivilgesell-
schaftlicher Organisationen in unterschiedlichen Bereichen (z. B. Wahlbeobachtung, 
Demokratieförderung, Flüchtlingsunterstützung) als auch hinsichtlich der Bildung von 
Netzwerken und Zusammenschlüssen, ihrer Präsenz in den Medien und ihrer aktiven 
Rolle bei der Verfassung von Aufrufen und Kommuniqués. Beispielsweise haben 
zivilgesellschaftliche Organisationen kürzlich einen „appel aux différents pouvoirs afin 
de prendre les dispositions pour organiser des élections et condamnent le blocage 
du processus électoral“ lanciert (Haïti Press Network 2013).  
Auch die Förderung der haitianischen Zivilgesellschaft durch internationale Organisa-
tionen wird zunehmend stärker. Das zeigt beispielsweise die Initiierung des EU-
Programmes „Programme Appui au Renforcement de la Société Civile en Haiti 
(PARSCH)“ im Februar 2013, das in drei Regionen Haitis durchgeführt wird. Den-
noch bleibt als zentrale Herausforderung bestehen, dass zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene kaum miteinander vernetzt 
sind.  
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Für die kaum sichtbare Zivilgesellschaft im ländlichen Raum, die weitestgehend aus 
einfachen Basisgruppen besteht, bleibt ein entscheidendes gesellschaftliches Prob-
lem in Haiti höchst relevant: eine der breiten Bevölkerung gegenüberstehende mino-
ritäre Elite. Dies führt häufig zu einer Polarisation und Dualität zwischen beiden 
Lagern (Frédéric 2013: mdl.). Seit der Unabhängigkeit existieren zwei weitgehend 
von einander separierte Milieus. Zum einen sind dies die Eliten in den Städten, die 
20% der Bevölkerung ausmachen und hauptsächlich in Port-au-Prince wohnen und 
auf der anderen Seite die restlichen 80%, bestehend aus der Landbevölkerung oder 
aufgrund von Landflucht in den Städten lebende Menschen, die beide nichts mitei-
nander zu tun und vollkommen unterschiedliche Visionen haben (vgl. ebd.). Für die 
ländliche Zivilgesellschaft heißt dies, dass seit den 80er Jahren nach und nach viele 
Organisationen entstanden sind, die aber oft nur dem Namen nach bestehen, keine 
personellen und finanziellen Kapazitäten haben und wenig funktional sind. Haitis Ver-
fassung aus dem Jahr 1987 garantiert zwar grundlegende Menschenrechte, darunter 
auch das Recht auf Vereinigungsfreiheit, das über die Verordnung zur NRO-
Zulassung von 1989 geregelt ist (Fischl 2012: mdl.). Um eine NRO beim Planungs-
ministerium zu registrieren, bedarf es jedoch verschiedenster Formalien (bspw. Sat-
zung, Bankkonto, Führungszeugnis etc.), die häufig ein unüberwindliches Hindernis 
für die ländlichen Organisationen darstellen. Da im Gegensatz zur NRO-
Registrierung die Gründung einer Assoziation sehr einfach ist – es bedarf lediglich 
eines Schreibens oder Vertrages zwischen den involvierten Parteien – haben folglich 
fast alle Basisgruppen im ländlichen Raum einen Status als Assoziation oder über-
haupt keinen formellen Rahmen (vgl. ebd.).  
Zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen in der Stadt und auf dem Land 
besteht in der Regel keine Verbindung, es herrscht oftmals sogar großes Misstrauen. 
Innerhalb städtischer Organisationen herrscht häufig die Überzeugung, dass sie die 
gesamte haitianische Zivilgesellschaft repräsentieren, in Wirklichkeit vertreten sie 
aber den Großteil der Menschen auf dem Land nicht. Das Problem wird dadurch er-
schwert, dass der Staat im ländlichen Raum kaum präsent ist und die Interessen der 
dortigen Bevölkerung nur unzureichend berücksichtigt. Aufgrund des geringen Bil-
dungsstandes ist die ländliche Bevölkerung selbst auch kaum in der Lage, ihre Inte-
ressen und Bedürfnisse zu artikulieren (Frédéric 2013: mdl.). Die im Land 
herrschende Massenarmut erschwert für die Mehrheit der Haitianer jede ernst zu 
nehmende politische Partizipation (vgl. Gliech 2012: 4).  
Umso wichtiger ist es daher, den Blick für die zivilgesellschaftlichen Basisgruppen im 
ländlichen Raum zu schärfen und Maßnahmen zu ihrer Förderung zu stärken. 
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3.3 Die Arbeit der Welthungerhilfe in Haiti 
Die Deutsche Welthungerhilfe engagiert sich seit 1974 in Haiti, ihr Fokus liegt in den 
Bereichen ländliche Entwicklung, Bau von Basisinfrastruktur und Katastrophen-
schutz. Seit dem Erdbeben 2010 implementiert sie das 6-jährige „Aufbauprogramm 
Haiti“ und hat ihre Standorte im Land neu organisiert. Seither engagiert sich die 
Welthungerhilfe zusätzlich zu ihren nördlichen Projektgebieten, bei denen der 
Schwerpunkt auf einer längerfristigen entwicklungsorientierten Zusammenarbeit liegt, 
auch im Süden Haitis. Dieser Teil des Landes war besonders stark vom Erdbeben 
2010 und auch von den Überschwemmungen im Jahr 2012 betroffen, weshalb hier 
die Aktivitäten vornehmlich im Bereich der Nothilfe, des Wiederaufbaus und der Ka-
tastrophenvorsorge12 liegen (Welthungerhilfe 2010: 8). 
Das Regionalbüro zur Koordinierung der Aktivitäten im Land befindet sich in der 
Hauptstadt Port-au-Prince. Daneben gibt es derzeit noch vier weitere Projektstandor-
te: Die zwei südlich gelegenen Standorte Jacmel und Petit-Goâve, die nach dem 
Erdbeben eingerichtet wurden, sowie die zwei langjährigen Standorte im Norden: 
Jean Rabel und Ouanaminthe (s. Abb. 3). Ein weiterer langjähriger Standort in Cap 
Haitien wurde Anfang 2013 geschlossen. 
Vorrangige Ziele der Projekte, deren Aktivitäten von der Verbesserung der Infrastruk-
tur, der Sicherung von Wirtschafts- und Ernährungsgrundlagen bis hin zu Katastro-
phenrisikoreduzierung, der Anpassung an den Klimawandel oder dem Schutz der 
Biodiversität reichen, sind die konkrete Unterstützung der lokalen Bevölkerung, die 
Verbesserung ihrer Lebens- und Ernährungssituation und folglich auch die Erhöhung 
ihrer Resilienz gegenüber äußeren Einflüssen (vgl. Welthungerhilfe 2013a: 1ff). 
Um dies zu erreichen, liegt ein strategischer Schwerpunkt in der Zusammenarbeit mit 
und der Förderung von zivilgesellschaftlichen Basisgruppen und lokalen Partneror-
ganisationen. Die lokalen Partnerorganisationen können sowohl Umsetzungspartner 
als auch strategische Partner sein. Letztere setzen vor Ort eigene Projekte um und 
betreuen Basisgruppen in den Dörfern. Derzeit arbeitet die Welthungerhilfe in den 
Orten Petit-Goâve, Grand Goâve und Les Palmes mit dem strategischen Partner 
CONCERT ACTION zusammen. Eine Ausweitung der Zusammenarbeit ist im Pro-
jektstandort Ouanaminthe angedacht. Ein weiterer strategischer Partner der WHH ist 
ACDED (Action pour un Développement Durable), dessen Büro sich in Jacmel befin-
det. Im Mittelpunkt der vorliegenden Studie stehen jedoch die lokalen Basisgruppen. 
                                            
12 Katastrophenvorsorge (KV) wird gemeinhin als integraler Bestandteil von Resilienz-Strategien ge-
sehen. Unter KV werden dabei Maßnahmen zur Vorbeugung gegen und Vorbereitung für Katastro-
phen zusammengefasst (BMZ 2013:12). 
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Wichtig ist der Welthungerhilfe bei der Förderung der Zivilgesellschaft, dass die be-
troffenen Akteure – soweit dies jeweils möglich ist – in alle Phasen der Planung aktiv 
und partizipativ in die Planung und Durchführung der Vorhaben mit einbezogen wer-
den. Dies soll Fremdbestimmung vermeiden und folglich Ownership, Selbstbestim-
mung sowie die Entwicklung von Selbsthilfekapazitäten für eine nachhaltige 
Entwicklung ermöglichen (vgl. Welthungerhilfe o. J.: 5ff; Welthungerhilfe 2013b: 4ff). 
Abb. 3: Verortung der WHH-Standorte in Haiti – Projektstandorte: rote Kreise, Regio-
nalbüro: rotes Rechteck (eigene Darstellung) 
 
3.4 Informationen zu den Projektstandorten 
3.4.1 Der Projektstandort Ouanaminthe 
Der Projektstandort Ouanaminthe liegt im Norden des Landes und gehört zum Dépa-
rtement Nord-Est. Die Grenze zur Dominikanischen Republik, die in der Region von 
dem Fluss Massacre gebildet wird, verläuft in unmittelbarer Nähe (s. Abb. 4). Das 
Arrondissement Ouanaminthe umfasst fünf Sections Communales mit insgesamt 
über 133.000 Einwohnern, von denen allein 58.250 Bewohner auf die Provinzhaupt-
stadt Ouanaminthe und 96.515 Menschen auf die Gemeinde Ouanaminthe entfallen 
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(IHSI 2009: 28). Damit ist es das Arrondissement mit der höchsten Einwohnerzahl im 
Département Nord-Est. Die Stadt Ouanaminthe gehört aufgrund ihrer Grenznähe und 
den Handelsbeziehungen zum Nachbarland zu den ökonomisch wichtigsten des 
Landes. Der Handel ist, neben dem Wunsch vieler Haitianer, ganz in die Dominikani-
sche Republik überzusiedeln, ein Hauptgrund dafür, dass 60% der Bevölkerung im 
Einzugsgebiet der Grenzstadt wohnen. Durch die hohe Migrationsrate beläuft sich 
hier das jährliche Bevölkerungswachstum auf über 20% (UNEP 2013: 36). Neben der 
Stadt Ouanaminthe sind Capotille und Mont-Organisé wichtige Gemeinden des Ar-
rondissements. 
Abb. 4: Karte des Projektstandorts Ouanaminthe (eigene Darstellung) 
 
Der Handel mit dem Nachbarland spielt für beide Staaten eine enorme Rolle: es gibt 
insgesamt 14 bi-nationale Märkte, von denen der Ouanaminthe-Dajabon-Markt der 
größte ist. Genauso wie weitere elf Märkte hat sich auch dieser in der Dominikani-
schen Republik angesiedelt, die Käufer sind jedoch überwiegend Haitianer (UNEP 
2013: 40). 80 % der Waren kommen aus der Dominikanischen Republik, nur 20 % 
gehen dorthin. Vor allem Waren des täglichen Bedarfs sowie Lebensmittel werden 
nach Haiti importiert. Das Hauptexportprodukt Haitis sind gebrauchte Kleider (Hauser 
2013: mdl.) Über die Hälfte aller informellen haitianischen Exporte in die Dominikani-
sche Republik werden auf diesem Markt verkauft und nur die Landwirtschaft in der 
Region generiert noch mehr Einkommen als der Handel (UNEP 2013: 87ff). Anders 
als beispielsweise im bergigen Standort Jacmel, wären im Projektstandort Ouana-
minthe aufgrund der Ebene entlang der Küste auf den ehemaligen Sisalfarmen die 
Voraussetzungen für eine großflächige Bewirtschaftung gegeben. Die Hauptanbau-
produkte der Region sind Mais, Reis und Erdnuss (Oui pour Ouanaminthe 2013). 
Die Welthungerhilfeprojekte siedeln sich in der Region, im Unterschied zum Projekt-
standort Jacmel, vornehmlich innerhalb der „klassischen“ Entwicklungszusammenar-
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beit an. Aktuell werden in Ouanaminthe drei Projekte durchgeführt, die vom dortigen 
Standortbüro aus koordiniert werden.  
Bereits seit 2006 finden Aktivitäten im Bereich der Wassereinzugsgebiete der Flüsse 
Jassa und Lamatry statt. Dies erfolgt konkret in Form von Ressourcenschutzmaß-
nahmen und Beratung zu nachhaltiger Bewirtschaftung von Anbauflächen, der Er-
stellung eines Raumnutzungsplans für das Wassereinzugsgebiet eines Flusses, der 
Unterstützung lokaler ökonomischer Initiativen oder der Verbesserung städtischer 
Kleininfrastruktur (Welthungerhilfe 2013a: 2, 5f). Die Kooperation mit den Gruppen 
gestaltet sich dementsprechend vielschichtig: bspw. findet eine Zusammenarbeit bei 
der Instandhaltung von Bewässerungsperimetern, der Wiederaufforstung, Pflanzen-
veredelung oder im Erosionsschutz statt. Dabei arbeitet die Welthungerhilfe mit zehn 
Gruppen in vier verschiedenen Ortschaften zusammen. Die Dauer der Zusammenar-
beit variiert je nach Gruppe. Bei vier Organisationen handelt es sich um Frauengrup-
pen, die anderen sind entweder gemischtgeschlechtlich oder reine Männergruppen. 
Seit 2013 gibt es zudem ein Projekt in der Stadt Ouanaminthe, das die Stärkung der 
Compétences de l’administration communale et des structures locales im Bereich 
Abfallmanagement zum Ziel hat. Dazu wurden sechs Gruppen identifiziert, mit denen 
die Projektumsetzung voraussichtlich stattfinden soll, davon eine Frauengruppe und 
zwei Jugendgruppen.  
In Zusammenarbeit mit Oxfam wird ebenfalls seit 2013 ein Projekt im Bereich Risi-
komanagement durchgeführt. Ziel ist es, insgesamt zehn Zivilschutzkomitees (Co-
mité locale pour la protection civile, CLPC) zu stärken bzw. neu aufzubauen. Der 
Schwerpunkt der Aktivitäten liegt auf Maßnahmen zum Katastrophenschutz sowie 
entsprechenden Fortbildungen der Komiteemitglieder und der Sensibilisierung der 
Bevölkerung.  
Anders als der südliche Standort Jacmel, der Ende 2013 nach Beendigung der Not-
hilfeaktivitäten geschlossen wird, arbeitet und plant die WHH im Norden Haitis lang-
fristige Aktivitäten für die nächsten Jahre. Ganz aktuell bestätigte das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) die 
Finanzierung eines Projektes, das für die nächsten sechs Jahre angelegt ist und be-
reits Anfang 2014 beginnt. Folglich ist eine langfristige und intensive Begleitung der 
zivilgesellschaftlichen Gruppen seitens der Welthungerhilfe und ihrer Partner in 
Ouanaminthe gesichert. 
3.4.2 Der Projektstandort Jacmel 
Der Projektstandort Jacmel befindet sich im Département Sud-Est, wobei sich die 
Interventionen der WHH über weite Teile des Arrondissements, z. B. Marbial, Marigot 
und Belle-Anse erstrecken (s. Abb. 5). Das Arrondissement Jacmel ist durch ein ber-
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giges Hinterland mit vielen kleinen Flüssen, sowie weiten Sand- und Kiesstränden 
entlang der Küste gekennzeichnet. Insgesamt leben rund 575.000 Menschen in der 
Region, wovon nur etwa 14% Städte – wie Marigot, Belle Anse oder Jacmel – be-
wohnen (vgl. IHSI 2009:19).  
Abb. 5: Karte des Projektstandorts Jacmel (Eigene Darstellung) 
 
Die Stadt Jacmel wurde 1698 von der Compagnie de Saint-Domingue – einem fran-
zösischen Konsortium zur Zuckerrohrproduktion – gegründet und zählt heute rund 
40.000 Einwohner (vgl. ebd.; hispaniola.eu 2013). Zu Kolonialzeiten hat die Hafen-
stadt viel mit dem Export von Kaffee, Baumwolle und Zucker verdient und so maß-
geblich zum Reichtum des Landes und dem damaligen Namen „Perle der Antillen“ 
beigetragen. Einige Kolonialbauten zeugen bis heute vom einstigen Reichtum der 
Stadt, der dazu führte, dass Jacmel der erste Ort des Landes mit Zugang zu fließen-
dem Wasser, Strom und Telefon war. Heutzutage besuchen vor allem wohlhabende 
Haitianer, aber auch internationale Mitarbeiter diverser Organisationen und Unter-
nehmen Jacmel zu Erholungszwecken. Mit Unterstützung des Tourismusministeri-
ums soll die Attraktivität der Stadt noch weiter gesteigert und so auch für 
internationale Gäste als Urlaubsziel interessant werden: Die Strandpromenade wird 
neu gestaltet, Gebäude werden restauriert und der Flughafen soll seinen Betrieb – 
zumindest für Inlandsflüge – wieder aufnehmen (vgl. hispaniola.eu 2013; Golder 
2009: 73).  
Die überwiegend landwirtschaftlich genutzte Region liegt in einer Zone, in der es 
Jahr für Jahr zu schweren Wirbelstürmen, Dürren und Überschwemmungen kommen 
kann. Auch das Erdbeben 2010 betraf Jacmel in besonderem Maße und zerstörte 
etwa 60-80% der Stadt (vgl. Alliance Française 2013). Die Region war mehrere Tage 
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von der Außenwelt abgeschnitten und etliche Menschen kamen ums Leben oder 
wurden obdachlos (vgl. hispaniola.eu 2013). 
Das verheerende Beben sowie die dauerhafte Präsenz des strategischen Partners 
ACDED in Jacmel, der nach Abschluss der Aufbauaktivitäten die längerfristige Be-
treuung sicherstellen konnte, waren Anlass für die Welthungerhilfe, ihr Engagement 
in der Region zu beginnen. Kurz nach der Katastrophe wurden 27.000 m³ Trümmer 
beseitigt und erste Wiederaufbau-Projekte durchgeführt, wodurch über 80 Häuser 
errichtet werden konnten (Günther 2013: mdl.; Vea 2013: mdl.). Seither setzt das 
Büro in Jacmel Projekte in den Bereichen (entwicklungsorientierte) Nothilfe, Rehabili-
tation und Aufbau von Basisinfrastruktur sowie im Bereich Katastrophenrisikoreduzie-
rung/ Katastrophenvorsorge um. Diese Projekte haben finanzierungsbedingt zumeist 
eine sehr kurze Laufzeit. Ein wichtiger Fokus liegt dabei auf der Katastrophenvorsor-
ge, was sich an einer intensiven Zusammenarbeit mit den Zivilschutzkomitees in 
zahlreichen Dörfern zeigt (Vea 2013: mdl.). Insgesamt arbeitet die WHH in der Regi-
on mit 40 zivilgesellschaftlichen Gruppen in 18 Sections Communales zusammen13. 
Deren Interventionsfelder sind wie in Abbildung 6 ersichtlich verhältnismäßig divers, 
wobei – im Gegensatz zum Projektstandort Ouanaminthe – ein klarer Schwerpunkt 
auf Infrastruktur und Zivilschutz liegt. Der Großteil der Gruppen ist gemischtge-
schlechtlich, wobei der Männeranteil meist überwiegt. Nur eine einzige Organisation 
                                            
13 Zu ihnen gehören die Zivilschutzkomitees (CLPC), die staatlich vorgeschrieben in jeder Section 
Communale existieren müssen.  
 
Abb. 6: Interventionsfelder der befragten WHH-Gruppen aus Eigensicht 
(eigene Darstellung) 
 
36 Der haitianische Kontext 
 
ist explizit als Frauengruppe einzuordnen und beschäftigt sich primär mit der Weiter-
verarbeitung von Früchten. 
In der Region arbeitet die WHH seit 2003 erfolgreich mit dem strategischen Partner 
ACDED zusammen, der nach eigenen Angaben primär in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit und Landwirtschaft / ländliche Entwicklung tätig ist. Außerdem kooperiert 
die WHH mit der Organisation AFAM (Association des Fils et Amis de Marbial) in 
Marbial, bei der es sich um einen Umsetzungspartner handelt und die vor allem in 
den Bereichen Landwirtschaft, Bildung und Wirtschaftsförderung aktiv ist. 
Nach Abschluss der Nothilfe-Aktivitäten wird das WHH-Büro Ende 2013 geschlos-
sen. Die Konsolidierung der Maßnahmen erfolgt über den strategischen Partner 
ACDED, vor Ort verbleibende WHH-Mitarbeiter sowie das Standortbüro in Petit-
Goâve (s. Kap. 5.4.2). 
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4 Konzepte und deren Operationalisierung 
In Übereinstimmung mit den Hauptuntersuchungsfragen sind die zentralen Konzepte 
der vorliegenden Studie die Zivilgesellschaft und ihre Förderung sowie die Resilienz 
und ihre Stärkung (s. Kap. 1). Beide Konzepte werden in der vorliegenden Studie 
unter Berücksichtigung des fragilen Kontextes behandelt (s. Abb. 7). Im Folgenden 
werden jeweils die Definition und Bedeutung der Konzepte diskutiert und in Bezug 
zur Praxis gestellt. Darüber hinaus wird erörtert, wie die Konzepte Zivilgesellschaft 
und Resilienz operationalisiert wurden, um sie für die Studie erfassbar und bewertbar 
zu machen. Diese Operationalisierungen bildeten das Fundament für die Entwicklung 
der Interviewleitfäden (s. Kap. 2.2) und wurden anhand der Erhebungsergebnisse 
noch weiter präzisiert. 
 
4.1 Fragile Staatlichkeit als Rahmenbedingung 
Das Phänomen der fragilen Staatlichkeit wird in Wissenschaft und entwicklungspoliti-
scher Praxis seit Jahren unter verschiedenen Bezeichnungen und Konzepten wie 
„schwache/starke Staaten“, „begrenzte Staatlichkeit“ bis hin zu „gescheiterten oder 
 
Abb. 7: Zivilgesellschaftsförderung und Resilienz im fragilen Kontext 
(eigene Darstellung) 
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kollabierten Staaten“ diskutiert. Es existieren unterschiedliche Indizes, Kategorisie-
rungen und Typologien, jedoch keine international einheitliche Definition.  
Gemeinhin wird der Begriff auf Staaten angewendet, die nicht in der Lage oder wil-
lens sind, zentrale staatliche Funktionen auszuüben und gegenüber der Bevölkerung 
elementare Leistungen wie Sicherheit, Wohlfahrt oder Legitimität/Rechtsstaatlichkeit 
zu gewährleisten (vgl. BMZ 2013). Charakteristika staatlicher Strukturen in fragilen 
Situationen sind in der Regel Klientelismus, Korruption und eine mangelnde Orientie-
rung am Gemeinwohl. Hinzu kommen häufig ein nicht funktionierender Binnenmarkt 
und mangelnde Steuereinnahmen, die den Staat zusätzlich schwächen. Der Einsatz 
von Gewalt erscheint dem Staat in diesem Kontext vielfach als legitimer Modus zur 
Durchsetzung politischer und wirtschaftlicher Ziele. 
Dem Verständnis der Welthungerhilfe folgend, hat der Staat in fragilen Situationen 
die Kontrolle über Teile seines Territoriums verloren und kann seine grundlegendsten 
Aufgaben gegenüber der Bevölkerung nicht mehr gewährleisten. Zur Beurteilung fra-
giler Staatlichkeit beruft sich die WHH auf die häufig genannten Bezugspunkte Si-
cherheit, Sozialwesen, Rechtsstaatlichkeit und Förderung ökonomischer Entwicklung 
(vgl. Welthungerhilfe 2010).  
Die fragilen Staaten rückten Anfang des Jahrtausends auf die Agenda der Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ), nachdem sich EZ-Organisationen lange Jahre auf die 
sogenannten Good Performers konzentriert hatten. Vor dem Hintergrund wachsen-
der globaler Bedrohungen und Risiken wie Naturgefahren und Klimawandel, aber 
auch zunehmende Flüchtlingszahlen und Terrorismus verschob sich der Fokus je-
doch auf die Stabilisierung der fragilen Länder, die als internationales Sicherheitsrisi-
ko gelten. 
In fragilen Staaten, darunter auch Haiti, ist ein erheblicher Anteil der Bevölkerung 
externen Schocks und chronischen Belastungen ausgesetzt, auf die sie unzu-
reichend vorbereitet ist. Die staatlichen Strukturen sind nur begrenzt fähig, auf diese 
zu reagieren. Wichtigstes Ziel der EZ ist es daher, einen Beitrag zur Stärkung der 
Resilienz von Individuen, lokalen Gemeinschaften, zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und staatlichen Institutionen zu leisten, um diese dazu zu befähigen, Perspektiven für 
eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen und weiteren Notlagen vorzubeugen (vgl. 
BMZ 2013). In vielen fragilen Staaten existieren keine starken zivilgesellschaftlichen 
Strukturen. Gerade die Zivilgesellschaft verfügt jedoch über ein hohes Potential, Ver-
änderungen in Gesellschaften herbeizuführen. Der Förderung der Zivilgesellschaft 
wird daher gerade im fragilen Kontext eine große Bedeutung beigemessen (vgl. 
Welthungerhilfe 2010). 
Die Welthungerhilfe will einen Beitrag dazu zu leisten, indem sie Zivilgesellschafts-
förderung als integralen Bestandteil ihrer Maßnahmen betrachtet (s. Kap. 5.4) und 
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dadurch eine nachhaltige Hilfe zur Selbsthilfe anstrebt. Diese, in der Strategie der 
Welthungerhilfe verankerte Vorgehensweise, gilt auch und besonders in fragilen 
Staaten (vgl. Welthungerhilfe 2010). Bei alledem ist die Bekämpfung der Ursachen 
des Hungers zentrales Ziel und Schwerpunkt der Arbeit der Welthungerhilfe. Wesent-
licher Faktor für die WHH zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit gegen Krisen ist die 
Verbesserung der Ernährungssicherheit, da dadurch die Vulnerabilität gegenüber 
Schocks und Belastungen erheblich gemildert werden kann (vgl. Welthungerhilfe 
2013 a: 19). 
Als besondere Herausforderung für die Arbeit im fragilen Kontext betrachtet die WHH 
die Nachhaltigkeit ihrer Maßnahmen, da in fragilen Staaten häufig kaum zivilgesell-
schaftliche Strukturen vorhanden sind, gesellschaftliche Partner in Form von lokalen 
NRO fehlen oder diese nicht über notwendiges Wissen und Kapazitäten verfügen, 
um komplexe Projekte durchzuführen. Die Übergabe der durch die Projekte geschaf-
fenen Strukturen in die Eigenverantwortung lokaler Partner, und langfristig möglichst 
der Bevölkerung selbst, ist daher oft mit Schwierigkeiten verbunden.  
Um trotz aller Hindernisse eine erfolgreiche Durchführung der Maßnahmen in fragilen 
Gesellschaften zu erreichen, nutzt die WHH eine dreigliedrige Strategie, die ganz-
heitlich auf eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung hinarbeiten 
soll. Diese beinhaltet die Entwicklung von lokalen Fähigkeiten und Selbsthilfekapazi-
täten (Capacity Development und Local Ownership, besonders die Förderung von 
zivilgesellschaftlichen Partnerstrukturen), die Förderung von Advocacy-Potentialen 
der Partner (Unterstützung von Advocacy-Arbeit gegenüber Regierungen) und ge-
waltpräventive Ansätze und Schadensbegrenzung (z. B. Anwendung des Do no 
harm-Konzeptes oder aktive Friedensförderung mit Instrumenten der zivilen Krisen-
prävention und Konfliktbearbeitung) (vgl. Welthungerhilfe 2010). 
Fragile Staatlichkeit stellt sich somit als hochgradig komplexes und widersprüchli-
ches Konzept dar. Diese Komplexität spiegelt sich auch im fragilen Kontext selbst 
wider, in dem sich die Menschen und die Hilfsorganisationen bewegen und für den 
sie jeweils angepasste Lösungsansätze und Instrumentarien entwickeln müssen. 
4.2 Zivilgesellschaft und Zivilgesellschaftsförderung 
Debatten um die Zivilgesellschaft und ihr Verhältnis zum Staat stehen seit Jahrhun-
derten im Zentrum des europäischen und nordamerikanischen Geisteslebens. Wäh-
rend bei Aristoteles Staat und ‚zivile Gesellschaft‘ noch als Einheit betrachtet werden, 
wird sie in der Neuzeit von Tocqueville und anderen Denkern zunehmend als Schutz 
gegenüber staatlichen Übergriffen und Garant bürgerlicher Freiheiten betrachtet (vgl. 
Edwards 2009: 7). Verschiedene politische Strömungen versuchen die Zivilgesell-
schaft für sich zu vereinnahmen und gemäß ihres eigenen Weltbildes zu deuten. So 
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sehen Konservative in der Zivilgesellschaft eine Kraft, die traditionelle moralische 
Vorstellungen wiederbeleben und stabilisieren kann, während im linken Spektrum die 
Hoffnung vorherrscht, die Zivilgesellschaft sei in der Lage ganze Gesellschaften 
strukturell zu transformieren und wenn nicht zu revolutionieren, so doch zu reformie-
ren (vgl. ebd.: 19). 
Definitionen von Zivilgesellschaft existieren viele und betonen jeweils verschiedene 
Aspekte des Begriffs. Die Welthungerhilfe definiert Zivilgesellschaft als „Gesamtheit 
der Akteure […], die neben Staat, Wirtschaft und Individuen in einem Land agieren 
und jeweils gemeinsame Ziele verfolgen“ (Welthungerhilfe 2012a: 1). Diesem Ver-
ständnis nach situiert sich die Zivilgesellschaft im „intermediären Bereich einer Ge-
sellschaft“ (Bauer 1992: 153ff.) zwischen den formelleren Sektoren Staat und Markt 
und den informelleren Lebenswelten von Individuen. In einem weiteren Verständnis 
werden darunter Bewegungen, Netzwerke, Zusammenschlüsse und Vereinigungen 
verstanden, die zwischen Privatsphäre und Staat agieren und in unterschiedlichem 
Maße formalisiert sind (vgl. Edwards 2009: 20; Habermas 1994: 443). Die Zivilge-
sellschaft positioniert sich neben Staat und Privatwirtschaft als „dritter Sektor“ (Sala-
mon, Anheier 1998: 213ff.), der nicht profitorientiert arbeitet. Zu diesen auf 
Freiwilligkeit basierenden Vereinigungen gehören beispielsweise Berufs- und Wirt-
schaftsverbände, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, Vereine und Stiftungen (vgl. 
Schade 2010: 27). Wer Teil der Zivilgesellschaft ist, bleibt weiterhin umstritten. Die 
Kirchen oder politische Parteien werden häufig als Grenzfälle betrachtet. So werden 
Parteien häufig der Zivilgesellschaft zugerechnet, solange sie sich in der Opposition 
befinden und in der Exekutive keine Ämter bekleiden. Eine klare Abgrenzung zwi-
schen den Sektoren erweist sich in der Praxis jedoch oftmals als schwierig. Über-
schneidungen ergeben sich bspw. dort, wo zivilgesellschaftliche Organisationen 
direkten Einfluss auf politische Entscheidungen ausüben und originär staatliche 
Dienstleistungen übernehmen. Die Unterscheidung zwischen Zivilgesellschaft und 
Markt ist noch deutlich komplizierter. Insbesondere in Ländern mit wenig entwickel-
ten Wirtschaftssystemen finden ökonomische Aktivitäten vorrangig im informellen 
Sektor statt, wo soziale und geschäftliche Beziehungen, privatwirtschaftliche und zi-
vilgesellschaftliche Beziehungen eng miteinander verwoben sind (vgl. Edwards 2009: 
28f.). 
Die Zivilgesellschaft nimmt in der Praxis verschiedene Rollen ein. Edwards unter-
scheidet zwischen der ökonomischen, sozialen und politischen Rolle von Zivilgesell-
schaft (s. Abb. 8). Zusätzlich wird die ökologische Dimension von den Autoren der 
Studie als bedeutsam erachtet und deshalb in der Abbildung ergänzt. Eine ökonomi-
sche Rolle übernimmt Zivilgesellschaft, indem sie den Lebensunterhalt von Men-
schen sichert und Dienstleistungen in der Produktion und im Handel anbietet, 
insbesondere dort, wo Staat und Markt ihre Aufgaben nur unzureichend wahrneh-
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men. Gleichzeitig werden in der Zivilgesellschaft Netzwerke und Institutionen ge-
schaffen und Werte wie Vertrauen und Kooperationsfähigkeit ausgehandelt, die eine 
erfolgreiche Marktwirtschaft unterstützen (vgl. ebd.: 13f.). Der Terminus des Sozial-
kapitals beschreibt genau dies. Er besagt, dass engere zivilgesellschaftliche Netz-
werke und Zusammenschlüsse zu mehr Kooperation zwischen den Bürgern einer 
Gesellschaft führt, was wiederum die Effizienz dieser Gesellschaft erhöht (vgl. Put-
nam et al. 1993: 173). So gehen einander zuvor Unbekannte Zusammenschlüsse 
ein, weil eine Vertrauensbasis besteht und Vorteile aus der Kooperation erwachsen. 
Dies verhindert bzw. reduziert, dass Strukturen, die auf Verwandtschaftsbeziehungen 
oder Machverhältnissen beruhen und sich vorrangig am Wohl der eigenen Familie 
oder des eigenen Clans orientieren, ganze Gesellschaften dominieren. Letzteres ist 
besonders in Entwicklungsländern häufig der Fall. Eine starke Zivilgesellschaft kann 
hier ein Gegengewicht bilden und wirtschaftliche Entwicklung fördern. (vgl. Fukuya-
ma 1995: 100). 
 
Abb. 8: Rollen der Zivilgesellschaft (Eigene Darstellung nach Edwards, 2009) 
 
Die soziale Rolle erfüllt Zivilgesellschaft, indem sie einen Raum schafft, in dem ge-
genseitige Fürsorge und Hilfsbereitschaft möglich sind, kulturelles Leben stattfindet 
und den Menschen Bildungsangebote unterbreitet werden. Auch wird das Sozialkapi-
tal erweitert und soziale Normen diskursiv ausgehandelt und definiert. 
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In ihrer politischen Rolle wird Zivilgesellschaft häufig ein Gegengewicht gegenüber 
dem Staat zugeschrieben. Zivilgesellschaftliche Gruppen fordern in ihrer Advocacy-
Funktion Transparenz und Rechenschaft ein und beobachten und kritisieren als 
Watchdog staatliches Handeln. Indem Zivilgesellschaft den öffentlichen Raum vor 
staatlichen Eingriffen schützt, bietet sie so Raum für Opposition und den Aufbau von 
Gegenmacht (vgl. Edwards 2009: 14f.). 
Eine ökologische Rolle übernehmen Vereinigungen, die auf Missstände im Umwelt-
schutz hinweisen und sich aktiv für eine Verbesserung der naturräumlichen Lebens-
bedingungen einsetzen. 
Die Ansprüche an eine funktionierende Zivilgesellschaft sind hoch, soll sie doch nach 
Meinung vieler Experten und Entwicklungsorganisationen all die oben beschriebenen 
Rollen ausfüllen. Dahinter steht die Vorstellung von Zivilgesellschaft als der „guten 
Gesellschaft“. Ihr werden vielfach positive Attribute zugeschrieben, wie Toleranz, 
Demokratie- und Gemeinwohlorientierung, Solidarität, Integrationskraft und Autono-
mie (vgl. Schade 2010: 27). Die Welthungerhilfe beruft sich darauf, dass zivilgesell-
schaftliche Organisationen „freiwillig, vielfältig, unabhängig, selbstständig und 
gewaltfrei tätig“ sein sollten (Welthungerhilfe 2012a: 1). Dass Zivilgesellschaft dem 
Bild der guten Gesellschaft häufig nicht entspricht, zeigen zahlreiche Fälle von Kor-
ruption und Machtmissbrauch. Am Beispiel des Genozids in Ruanda, bei dem sich 
zivilgesellschaftliche Organisationen entlang ethnischer Linien gegeneinander auf-
hetzten, wird deutlich, dass Zivilgesellschaft auch Gewalt und Separation schüren 
und fördern kann (vgl. Edwards 2009: 47). 
Damit eine Zivilgesellschaft widerstandsfähiger wird und an Kraft gewinnt, müssen 
sich die ihr zugehörigen Akteure untereinander vernetzen. Angelehnt an die Sozial-
kapitaltheorie unterscheidet Edwards drei Arten von Vernetzung (vgl. ebd.: 30f.). Als 
Bonding/Attachement werden die Verbindungen innerhalb der Vereinigung bezeich-
net. Diese sollen Ungleichheiten und die Durchsetzung von Partikularinteressen 
vermeiden. Unter Bridging/Pontage versteht er die Vernetzung zwischen den Grup-
pen, die zu einem erweiterten Verständnis von Gemeinwohlorientierung führen soll. 
In Erweiterung des Konzeptes werden auf dieser Ebene im Folgenden auch andere 
Verbindungen innerhalb einer Gemeinschaft betrachtet, z. B. mit lokalen staatlichen 
Akteuren. Der dritte Typ von Vernetzung nennt sich Linking/Etablissement des liens. 
Hierunter werden Verbindungen mit Akteuren verstanden, die sich außerhalb der 
Gemeinschaft befinden (s. Abb. 9). 
Durch Kontakte zu den passenden Institutionen können sich die Gruppen Unterstüt-
zung, Ressourcen und Einfluss sichern. Diese vertikalen und horizontalen Beziehun-
gen können ein zivilgesellschaftliches Organisationsgefüge nachhaltig stärken. Nur 
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wenn dieses Netz eng genug ist, kann es externen Schocks widerstehen und sich als 
resilient erweisen (vgl. Edwards 2009: 32). 
 
Abb. 9: Vernetzung und Kooperation (Eigene Darstellung nach Edwards, 2009) 
 
Zivilgesellschaftsförderung versucht diese Systeme zu stärken. Spätestens seit 
den 90er Jahren wird der Zivilgesellschaft eine Schlüsselposition bei der Entwicklung 
und Transformation von Gesellschaften eingeräumt, nachdem Ansätze, die sich auf 
den Staat oder die Wirtschaft fokussierten, nicht den gewünschten Erfolg brachten 
(vgl. ebd.: 11). In diesem Verständnis bedeutet Zivilgesellschaft einen „dritten Weg“ 
(Giddens 1998), der sich zwischen staatlichem und privatwirtschaftlichem Sektor 
etablieren soll, um soziale und ökonomische Probleme zu überwinden. 
Civil Society Building wird verstanden als „Stärkung des öffentlichen Raumes zwi-
schen Staat und Bürgern und der in diesem Raum tätigen Organisationen des Dritten 
Sektors“ (Biekart 1999 nach Schade 2010: 29). Staatliche Stellen und internationale 
Geber müssen sich entscheiden, welche Rollen der Zivilgesellschaft gefördert wer-
den sollen (s. Abb. 8). Zur Zivilgesellschaftsförderung werden im Positionspapier der 
Welthungerhilfe zwei Maßnahmen vorgeschlagen: Capacity Development zur Quali-
fizierung der Partnerorganisationen und Empowerment, um die Organisationen bei 
der Erfüllung ihrer Rolle als zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstützen (vgl. Welt-
hungerhilfe 2012a: 3). 
Zivilgesellschaftliches Zusammenleben von außen durch staatliche Interventionen 
oder Gelder aus dem Ausland zu fördern, ist jedoch ein schwieriges Unterfangen. 
Insbesondere in ärmeren Ländern können hohe finanzielle Unterstützungsleistungen 
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bereits bestehende Beziehungen zwischen dem Staat und seinen Bürgern untermi-
nieren, wenn plötzlich Entwicklungsorganisationen Gelder verteilen und den Staat 
zur Seite drängen. Zusätzlich besteht die Gefahr, Misstrauen und Rivalität zwischen 
Gruppen zu verschärfen, die sich im Wettstreit um Hilfsgelder befinden. Bei der Aus-
wahl von Organisationen aus der lokalen Zivilgesellschaft bleiben häufig lokal ange-
passte Strukturen unberücksichtigt, weil sie westlichen Erwartungen nicht 
entsprechen (vgl. Edwards 2009: 117f.). In Abhängigkeit der eigenen Ziele und Pro-
jekte, ist das Interesse auf Geberseite häufig bereits im Vorfeld auf spezifische 
Gruppierungen ausgerichtet. So ist in einem Strategiepapier der United States 
Agency for International Development (USAID) nachzulesen, dass „die gezielte Un-
terstützung von Advocacy-Organisationen […] im Kontext der Demokratisierung ein-
deutig als effektiver einzustufen“ ist (Schade 2010: 143) als eine breiter angelegte 
Förderung. Aus einer funktionalistischen Betrachtungsweise heraus dient Zivilgesell-
schaftsförderung der Erfüllung entwicklungspolitischer Agenden von Geberorganisa-
tionen (vgl. Kakarala 2001). So hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass sich 
Entwicklungsziele, wie Armutsminderung oder Ernährungssicherung, langfristig nur 
mit einer starken Zivilgesellschaft erreichen lassen.  
Als erfolgversprechend erweist es sich, bereits gut organisierte lokale Strukturen und 
ein breites Spektrum an Organisationsformen zu unterstützen sowie ihre Vernetzung 
untereinander und mit staatlichen Akteuren zu stärken. Die Begleitung zivilgesell-
schaftlicher Organisationen muss mit großer Vorsicht und über längere Zeiträume 
geschehen (vgl. Edwards 2009: 120f.). Kontexte und Einflüsse in denen Zivilgesell-
schaftsförderung stattfindet sind jedoch so komplex, dass ihre Auswirkungen nur 
schwer vorherzusehen sind. Edwards‘ Feststellung „Civil Society Building’ is really a 
‘black box“ (ebd.: 109) muss daher als weiterhin zutreffend bezeichnet werden.  
Operationalisierung von Zivilgesellschaft 
Angesichts der Komplexität des Themas und einer jahrhundertealten Theoriege-
schichte stellt es ein schwieriges Unterfangen dar, das Konzept der Zivilgesellschaft 
angemessen zu operationalisieren. Die Unterteilung in die vier Dimensionen Rah-
menbedingungen (Conditions cadres), Gemeinschaft (Communauté), Basisgruppen 
(Groupes de base) und Individuum (Individu) soll es bezogen auf die Untersuchungs-
fragen der Studie ermöglichen, ausgehend von den verschiedenen Unteraspekten, 
Aussagen über die die lokale Zivilgesellschaft zu treffen (s. Abb. 10 und Anhang E). 
Die Dimensionen wurden speziell für den Studienkontext ausgewählt, der sich vor-
rangig auf die lokale Ebene konzentriert. Das Hauptaugenmerk liegt daher auf der 
lokalen Gemeinschaft und der in ihr tätigen Basisgruppen sowie den Auswirkungen 
der Gruppenaktivitäten auf die Individuen. Aufgrund der zeitlichen und inhaltlichen 
Konzepte und deren Operationalisierung 45 
 
Begrenzung des Studienauftrags konnten nur ausgewählte Aspekte untersucht wer-
den (s. Kap. 2.2). 
 
Die Rahmenbedingungen dienen der Einordnung lokaler Untersuchungsergebnisse 
in den Gesamtkontext. Vier Aspekte sind hierfür relevant. Die strukturelle Veranke-
rung beschreibt zunächst die gesetzlichen Grundlagen und die historische Entwick-
lung der Zivilgesellschaft. Der zweite Aspekt zielt auf die Handlungsspielräume, die 
sich neben dem staatlichen und privaten Sektor für zivilgesellschaftliches Engage-
ment ergeben und wie diese durch die Zivilgesellschaft ausgefüllt bzw. genutzt wer-
den. Eng damit verbunden ist das Verhältnis zu Staat und Wirtschaft mit dem 
Fokus auf Überschneidungsbereichen, Abgrenzungen und gegenseitigen Abhängig-
keiten. Die Diversität der Zivilgesellschaft beschreibt schließlich die Varianz zivil-
gesellschaftlicher Akteure hinsichtlich Anzahl, Organisationsform und 
Interventionsfeldern. Sie wird auch in der vorliegenden Studie näher betrachtet. 
 
Auf der Ebene der Gemeinschaft wurden das Vorhandensein und die Ausgestaltung 
sozialer Beziehungen sowie das Maß an gesellschaftlicher Teilhabe (Partizipati-
on/Inklusion) als bedeutsame Aspekte identifiziert. Zudem gilt das Interesse den 
Normen und Werten innerhalb der Gemeinschaft und der Vernetzung mit externen 
Akteuren. Von besonderem Interesse an den Erhebungsstandorten sind die sozialen 
Interaktionen und die Vernetzung nach außen, sodass beide Aspekte genauer analy-
siert werden. 
 
Ein besonderes Forschungsinteresse besteht im Hinblick auf Basisgruppen, mit de-
nen die Welthungerhilfe (WHH) kooperiert und weiteren Gruppen, die zum Vergleich 
herangezogen wurden. Damit wird bewusst ein Schwerpunkt auf einen ausgewählten 
Teil zivilgesellschaftlicher Zusammenschlüsse gelegt. Andere Organisationen, wie 
bspw. die strategischen und Umsetzungspartner der WHH, wurden als Inter-
viewpartner befragt, stellten aber keinen Untersuchungsgegenstand der vorliegenden 
Studie dar. Die Strukturen der Partner sind in vielen Fällen deutlich professioneller 
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Abb. 10: Operationalisierung von Zivilgesellschaft (eigene Darstellung) 
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Auf der Ebene der Basisgruppen stehen Ziele, Funktionen, Rollenverständnisse, 
Struktur, Ressourcen und die Vernetzung und Kooperation, im Sinne der Interak-
tionen der Gruppen innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft, im Fokus. Daneben 
sind Normen und Werte innerhalb einer Gruppe und die Legitimität bzw. Repräsen-
tativität der Gruppe gegenüber ihren Mitgliedern und der Gemeinschaft zu nennen. 
Für die Studie wurden aufgrund ihrer besonderen Relevanz die Aspekte Rolle und 
Funktion sowie Vernetzung und Kooperation der Gruppen ausgewählt. 
 
Auf Ebene der Individuen gilt das Hauptinteresse der Motivation für zivilgesellschaft-
liches Engagement und den Auswirkungen von Gruppenaktivitäten auf den Lebens-
standard. Beide Aspekte wurden aufgrund ihrer großen Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit sowie Legitimität und Sichtbarkeit von Basisgruppen in die Studie 
aufgenommen. 
4.3 Resilienz und Resilienzstärkung 
Das Konzept der Resilienz hat in den letzten Jahren in der entwicklungspolitischen 
Diskussion stark an Bedeutung gewonnen und findet sich mittlerweile in den Strate-
giepapieren aller großen Entwicklungsorganisationen. Besonders häufig wird der Be-
griff bei Fragen zur Anpassung an den Klimawandel und zu Strategien der 
Katastrophenvorsorge verwendet (vgl. Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 4). In beiden 
Interventionsfeldern soll untersucht werden, wie Systeme, Kommunen oder eine Ge-
sellschaft mit externen Einwirkungen bzw. internen Veränderungen umgehen kön-
nen. Letztere werden dann als resilient bezeichnet, wenn sie sich vor Schocks oder 
chronischen Belastungen schützen, den Konsequenzen standhalten bzw. ihre Ver-
haltensweisen anpassen können (vgl. UNISDR 2009: 24). 
Das Konzept der Resilienz kommt jedoch ursprünglich aus der Psychologie. Dort be-
schreibt es die Fähigkeit eines Individuums psychischen Belastungen wiederstehen 
zu können. Dabei wird sinnbildlich oft von einem Baum gesprochen, dessen Äste 
sich im Wind biegen, aber nicht brechen (vgl. Manyena 2006: 433). Später fand der 
Begriff auch in der Physik Anwendung. Dort spricht man von der Fähigkeit eines Ge-
genstandes sich unter Druck zu verändern, ohne dabei zerstört zu werden (vgl. Nor-
ris et al. 2008: 127). 
Auch innerhalb der entwicklungspolitischen Diskussion gibt es eine Vielzahl von De-
finitionen. Zahlreiche Autoren suchen nach einer passenden Begriffsbestimmung, die 
einerseits eine höhere Trennschärfe des Konzepts erlaubt, andererseits aber weit 
genug ist, um alle wichtigen Aspekte zu beinhalten. Die Welthungerhilfe orientiert 
sich dabei unter anderem an der Definition der Europäischen Kommission, wonach 
4. Individuum 
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„Resilienz die Fähigkeit eines Individuums, eines Haushalts, einer Gemeinschaft, 
eines Landes oder einer Region beschreibt, Belastungen und Schocks (z. B. Dürren, 
Gewalt, Konflikte oder Naturkatastrophen) standzuhalten, sich diesen anzupassen 
und sich rasch wieder von ihnen zu erholen“ (vgl. Europäische Kommission 2012). 
Aufbauend auf dieser Definition legt das BMZ zusätzlich noch einen Fokus auf den 
Erhalt der Lebensperspektiven bei der Bewältigung von Schocks und Belastungen 
(vgl. BMZ 2013: 7). Im aktuellen Welthunger-Index (WHI) wird der enge Zusammen-
hang zwischen Ernährungssicherheit und Resilienz unterstrichen. Dort wird die Defi-
nition von Barrett und Constas herangezogen, wonach eine Person, ein Haushalt 
oder eine Gemeinde resilient ist, wenn sie trotz längerer Belastungen bzw. Krisen 
nicht arm und ernährungsunsicher ist (vgl. Welthungerhilfe, IFPRI, Concern Worldwi-
de 2013: 22). Die Definitionen des Chief Executive Board for Coordination der Ver-
einten Nationen erscheint den Autoren am umfassendsten, da sie sowohl 
Präventions- als auch Anpassungs- und Verbesserungsaspekte berücksichtigt:  
“Resilienz ist die Fähigkeit eines Systems zur Minimierung, Vorbeugung, Erholung 
oder Absorption und Anpassung an Auswirkungen von Belastungen und Schocks, 
wobei die Grundstrukturen und –funktionen des Systems erhalten, wiederhergestellt 
oder verbessert werden” (nach UNSCEB 2013: 13). 
Die Vielzahl an Definitionen zeigt, dass noch kein klares gemeinsames Begriffsver-
ständnis besteht. Dieser Umstand kombiniert mit der inhärenten Komplexität des 
Konzepts birgt die Gefahr, dass es zu einer Verwässerung des Begriffs kommt und 
das Konzept der Resilienz wieder an Bedeutung verlieren könnte. Béné beobachtet 
dieses Problem ebenfalls und vergleicht es mit der inflationären Verwendung des 
Begriffes der nachhaltigen Entwicklung (Béné et al. 2012: 18). Dennoch stellt die 
Komplexität des Konzepts auch eine Stärke dar, da ein multidimensionaler Blick auf 
Systeme notwendig ist, um Resilienz erfassen zu können. Dabei muss sowohl die 
ökologische, ökonomische, soziale als auch die politische Dimension berücksichtigt 
werden. Dies erhöht zwar die Komplexität der Anwendung des Konzepts, erlaubt 
aber ein ganzheitlicheres Verständnis von Systemen, da auf das Wissen verschiede-
ner Fachrichtungen zurückgegriffen wird (vgl. Welthungerhilfe, IFPRI, Concern Wor-
ldwide 2013: 33). 
Für die Resilienz eines Systems, also eines Haushalts, einer Gemeinschaft oder ei-
nes Landes sind drei Fähigkeiten in besonderem Maße wichtig. So bedarf es laut 
Berkes et al. (2003) ausgeprägter Absorptions-, Anpassungs- und Transformations-
kapazitäten. Das System soll also in der Lage sein, Auswirkungen von Belastungen 
und Schocks abzumildern oder abzufangen. Bedeutend dafür sind Lernmechanis-
men, die dabei helfen, angemessene Reaktionen und Veränderungen aus Erfahrun-
gen abzuleiten. Wenn die Intensität der Konsequenzen einer Krise oder eines 
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Schocks sehr hoch ist, kann dies soweit gehen, dass sich Systeme gänzlich ändern 
müssen (vgl. ebd.: 19f.). 
Eine weitere Stärke des Konzepts liegt darin, dass Ursachen für kurzfristige Krisen 
und länger andauernde Belastungen in einer Gesamtbetrachtung analysiert und In-
terventionen dementsprechend angepasst werden können. Die einzelnen Elemente 
und Akteure werden dabei unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen in einer 
systemischen Analyse begutachtet (vgl. ebd.: 32f.). Damit unterstützt das Konzept 
der Resilienz auch die Idee des Linking Relief, Rehabilitation and Development 
(LRRD)-Ansatzes: Unter diesem Titel hat die Europäische Kommission bereits 1996 
ein Konzept vorgestellt, welches die Notwendigkeit besserer Übergänge von Nothilfe 
zu Wiederaufbau und schließlich zu Entwicklungszusammenarbeit unterstreicht (vgl. 
Europäische Kommission 1996). Demnach muss man sämtliche Interventionen in 
einem Kontext einer systemischen Betrachtung unterziehen, um schließlich von einer 
bloßen Aneinanderreihung von Maßnahmen abzukommen und fließende Übergänge 
– vor allem auch zwischen Nothilfe und Entwicklungszusammenarbeit – zu schaffen 
(vgl. Fiege 2012: 83ff).  
Die Ereignisse der letzten Jahre in Haiti verdeutlichen die große Bedeutung einer 
gestärkten Resilienz, um sich nach Naturkatastrophen, Epidemien oder gesellschaft-
lichen und politischen Krisensituationen schneller zu erholen, bzw. von vornherein 
weniger stark betroffen zu sein. Aufgrund der Komplexität des Konzepts, stellt sich 
die Frage, in welchem Bereich man ansetzen muss, um einen Beitrag zur Resilienz-
stärkung zu leisten. Die Kapazität eines Systems mit den Auswirkungen von Belas-
tungen und Schocks umzugehen, hängt dabei sowohl von sozialen, wirtschaftlichen 
als auch von ökologischen Faktoren ab. Damit ist auch das Spektrum der Maßnah-
men, die einen Beitrag leisten können sehr divers. In den Strategiepapieren der gro-
ßen Entwicklungsorganisationen lässt sich, wie in der Literatur, ein Schwerpunkt in 
den Bereichen der Katastrophenvorsorge und der Anpassungen an den Klimawandel 
erkennen. Die Welthungerhilfe sieht, wie auch das BMZ und andere Organisationen, 
darüber hinaus einen entscheidenden Beitrag zur Resilienz durch Maßnahmen zur 
Ernährungssicherung (vgl. BMZ 2013: 13; Welthungerhilfe, IFPRI, Concern Worldwi-
de 2013: 19f.). 
Das zunehmende Interesse am Konzept der Resilienz, wird durch die Vielzahl an 
Publikationen zu dem Thema in letzter Zeit unterstrichen, auch der Studienauftrag 
verdeutlicht dies. Darüber hinaus wurde im Jahr 2013 eine Bachelor-Arbeit in Koope-
ration mit einem WHH-Büro in Ouanaminthe zu Resilienzstrategien erarbeitet. Darin 
findet sich eine tiefergehende theoretische Diskussion des Konzepts (Riesinger 
2013). Die Forschungslücke besteht jedoch vor allem im Fehlen von Beiträgen, die 
auch das empirische Wissen zu Resilienz vergrößern (vgl. DFID 2011: 7ff; Twigg 
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2007: 2f). Die hohe Komplexität des Konzepts stellt dabei eine große Herausforde-
rung zur Bewertung resilienzstärkender Effekte dar. Die vorliegende Studie fokussiert 
sich auf die Resilienz von Gemeinschaften und die Frage, inwiefern eine gestärkte 
Zivilgesellschaft einen Beitrag zur Resilienz der Gemeinschaft leistet. Um dies zu 
beantworten, wird bei der folgenden Operationalisierung des Konzepts erörtert, wel-
che Faktoren zur Resilienz eines Systems beitragen und wie Resilienz auf Ebene 
lokaler Gemeinschaften bewertbar gemacht werden kann.  
Operationalisierung von Resilienz 
In einer Meta-Analyse haben Bahadur, Ibrahim und Tanner (2010) 16 Publikationen 
aus dem wissenschaftlichen Diskurs zur Resilienz miteinander verglichen, präsentie-
ren ihre zentralen Aussagen und stellen schließlich deren Synthese zur Diskussion. 
Zentrale Aspekte, die zur Resilienz beitragen, werden in dieser zusammengeführt 
und je nach Häufigkeit ihrer Nennung in eine Rangfolge gebracht. Das Ergebnis sind 
zehn Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft, die als Basis für die vorliegende 
Operationalisierung dienen (vgl. Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 14ff.). Um dem 
Vorhaben und dem haitianischen Kontext gerecht zu werden, sind zudem die Ge-
danken der Autoren, des haitianischen Erhebungsteams und einiger Experten in Haiti 
eingeflossen. Als Ergebnis dieser Diskussionen wurden u. a. zwei Charakteristika 
zum Charakteristikum Flexibilität und Akzeptanz von Veränderung (s. u.) zusam-
mengefasst, da deren Überschneidungsbereiche aus Sicht der Autoren für eine em-
pirische Erforschung auf lokalem Niveau zu groß sind. 
Insgesamt wurden somit neun Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft identifi-
ziert, die in Abbildung 11 dargestellt sind. Die Nummerierung gibt dabei den oben 
genannten Rang des jeweiligen Charakteristikums an. Alle blau umrandeten Charak-
teristika weisen große Überschneidungsbereiche mit den Kriterien der Zivilgesell-
schaft auf und wurden daher primär hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Zivilgesellschaft untersucht. Zu den Punkten Effektivität staatlicher Akteure, Pla-
nung, Vorbereitung und Bereitschaft, sowie Lernende Gemeinschaft finden sich 
detailliertere Analysen in den Fallbeispielen in den Kapiteln 5.2 und 5.3. 
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Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft 
 
Abb. 11: Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft (Eigene Darstellung nach  
Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 14ff.) 
 
 
Das am häufigsten genannte Charakteristikum einer resilienten Gemeinschaft ist ei-
ne hohe Diversität hinsichtlich verschiedener Bereiche. In vielen Texten wird davon 
ausgegangen, dass eine große Vielfalt funktionaler Gruppen in einer Gemeinschaft – 
eine lebendige Zivilgesellschaft also – einen großen Beitrag zur Resilienz leistet, da 
bei Ausfällen die Ausweichmöglichkeiten größer sind (vgl. Folke 2006; Holling 1973; 
Resillience Alliance 2009; Carpenter et al. 2001 nach Bahadur, Ibrahim, Tanner 
2010: 14). Zudem trägt die Pluralität der Akteure zur Vielfalt kultureller Diskurse und 
gemeinschaftlicher Handlungen bei. Dennoch besteht auch die Gefahr, dass eine zu 
hohe Diversität von Akteuren auf lokaler Ebene zu einer Zersplitterung von Kräften 
führt. 
Eine hohe Diversität natürlicher Ressourcen trägt ebenfalls zur Resilienz bei, da die-
se so für mehr Berufsgruppen als Existenzgrundlage dienen können und das Ernte-
ausfallrisiko verteilen und folglich die Nahrungsbasis verbreitern. Dies erlaubt eine 
größere Diversifizierung der Einkommensquellen (vgl. Welthungerhilfe, IFPRI, Con-
Charakteristikum 1: Hohe Diversität 
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cern Worldwide 2013: 21). Adger führt weiter aus, dass eine größere Varianz in der 
Abhängigkeit von Ressourcen zudem resilienzstärkend wirkt, da hiermit auch die 
Verteilung der Vulnerabilität vielfältiger ist (Adger 2000 nach Bahadur, Ibrahim, Tan-
ner 2010: 14). Von den Autoren dieser Studie wurde die Biodiversität ergänzt, da ihre 
Reduktion zur Schädigung der Ökosysteme führt und so z. B. die Fähigkeit zur Bo-
denbildung bzw. -regeneration einschränkt (vgl. Rauch 2012: 210f.). 
 
Die Effektivität einer Regierung und ihrer Institutionen spielt eine große Rolle für die 
Resilienz eines Landes, da ihre Dienstleistungen in der Regel der gesamten Bevöl-
kerung zugutekommen. Auf lokaler Ebene betrifft dies öffentliche Institutionen wie die 
lokale Verwaltung, die Polizei oder auch Rechts-, Bildungs- und Gesundheitsdienst-
leistungen. Zudem spielt die Qualität oder Existenz von Basisinfrastruktur eine wich-
tige Rolle (vgl. Welthungerhilfe, IFPRI, Concern Worldwide 2013: 28). Im 
Zusammenhang damit wird ebenfalls untersucht, wie öffentliche Mittel gewonnen und 
verwendet werden. Laut Adger ist die Legitimität der Institutionen zudem unumgäng-
lich, da dies ebenfalls ein Zeichen für Inklusion und Zugehörigkeit in einer Gemein-
schaft sein kann (vgl. Adger 2000: 351 nach Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 15). 
Zivilgesellschaftliche Akteure können, falls sie im Bereich der Advocacy tätig sind 
oder die Rolle eines Watchdogs einnehmen, zur Stärkung dieses Charakteristikums 
beitragen. 
 
In der Literatur zur Resilienz wird Abschied von der lange Zeit vorherrschenden Idee 
genommen, Systeme hätten einen stabilen Zustand, in den sie nach dem Ereignis 
einer Krise oder eines Schocks zurückgeführt werden sollten. Stattdessen wird die 
Wichtigkeit betont, flexibel mit unvorhersehbaren Veränderungen umzugehen und 
diese gar als Chance zu nutzen, um die Strukturen und Funktionen des Systems zu 
verbessern. So propagiert die Resilienzperspektive eine Verschiebung politischer 
Strategien. Diese sollten nicht länger darauf fokussieren, Veränderungen kontrollie-
ren zu wollen. Sie sollten vielmehr versuchen, die Fähigkeiten des sozio-
ökologischen und sozio-ökonomischen Systems darin zu stärken, mit den Verände-
rungen zurechtzukommen, sich anzupassen und diese zu gestalten (vgl. Folke 2006: 
253 nach Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 15). Wie im Welthungerindex herausge-
stellt wird, erschwert die Unvorhersehbarkeit nicht nur den Umgang mit Krisen und 
Schocks, sondern auch die Messbarkeit bzw. Bewertbarkeit von Resilienz (vgl. Welt-
hungerhilfe, IFPRI, Concern Worldwide 2013: 27). Um den Umgang mit plötzlichen 
Krisen erfassen zu können, müssten bspw. häufiger wiederholte Umfragen durchge-
führt werden, was im Rahmen der vorliegenden Studie nicht möglich war (s. Kap. 
Charakteristikum 2: Effektivität staatlicher Akteure 
Charakteristikum 3: Flexibilität und Akzeptanz von Veränderung 
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2.2). Daher wurden keine Daten mit Hinblick auf das Charakteristikum Flexibilität und 
Akzeptanz von Veränderung erhoben. 
 
Die Wichtigkeit von Partizipation und Inklusion der Gemeinschaften wird von vielen 
Autoren betont. Durch die Einbindung in politische Entscheidungen und das Ma-
nagement von Ressourcen, entsteht bei der Bevölkerung ein höherer Grad an Ow-
nership. Die Bevölkerung weiß am besten, wie sich Krisen und Schocks lokal 
auswirken. Indem das Wissen verschiedener Akteure zusammengebracht wird, kann 
der Lerneffekt innerhalb der Gemeinschaft erhöht werden (s. Charakteristikum 8). In 
Ländern, die wie Haiti durch fragile Staatlichkeit geprägt sind, scheint dies besonders 
relevant, da die lokalen Gemeinschaften diejenigen sind, die in Katastrophenfällen 
agieren müssen, wenn staatliche Akteure abwesend oder angesichts des Ausmaßes 
einer Krise oder eines Schocks überfordert sind. 
 
Unter diesen Punkt fallen alle Maßnahmen, die in direktem Zusammenhang mit Be-
lastungen und Schocks stehen. Merkmale für dieses Charakteristikum sind bspw., ob 
Risikoanalysen oder Notfall- und Evakuierungspläne existieren und diese den Men-
schen bekannt sind. Zudem muss geklärt sein, welche Akteure im Ernstfall welche 
Verantwortung haben. Für die akute Bereitschaft einer Gemeinschaft ist auch essen-
tiell, wie stark ihre Selbsthilfekapazitäten ausgeprägt sind (vgl. Welthungerhilfe, IF-
PRI, Concern Worldwide 2013: 23). Für das frühzeitige Einsetzen von 
Schutzmaßnahmen spielt außerdem ein gut funktionierendes Informationssystem im 
Katastrophenfall eine äußerst wichtige Rolle. Zuletzt tragen auch die Kapazitäten für 
erste Aufräum- und Wideraufbautätigkeiten zur Ausprägung dieses Charakteristi-
kums bei. Die Rockefeller-Stiftung hält diesbezüglich das Planning for failure für be-
sonders wichtig. Schutzsysteme müssen demnach so konzipiert sein, dass auch 
sogenannte Sollbruchstellen geplant sind. Wie etwa bei einer Hochwasserschutz-
mauer, die bei steigendem Wasserdruck zuerst kontrolliert an einer Stelle bricht, hin-
ter der keine Siedlung liegt (vgl. Rockefeller Foundation 2009: 2 nach Bahadur, 
Ibrahim, Tanner 2010: 16). 
Laut Adger kann die Resilienz einer Gemeinschaft auch durch stabile Livelihood-
Charakteristikum 4: Partizipation und Inklusion 
Charakteristikum 6: Kapitalaufkommen und gerechte Verteilung 
Charakteristikum 5: Planung, Vorbereitung und Bereitschaft 
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Systeme gestärkt werden14. Diese entstehen ihm zufolge durch nachhaltiges ökono-
misches Wachstum, welches wiederum durch eine gerechte Güterverteilung inner-
halb der Gemeinschaft gefördert wird (Adger 2000: 355 nach Bahadur, Ibrahim, 
Tanner 2010: 16). Neben dem vorhandenen ökonomischen Kapital und dessen Ver-
teilung wird die Stabilität von Livelihood-Systemen jedoch auch von anderen Fakto-
ren beeinflusst. Dazu zählen u. a. die Abhängigkeit von (externen) Ressourcen, 
lokale Beschäftigungsmöglichkeiten, das Human- und Sozialkapital der Menschen 
und das ökologische Kapital der Region, in dem sich die Gemeinschaft befindet.  
Das Charakteristikum wurde in der vorliegenden Studie nicht erhoben, insbesondere 
da sich Fragen zu Livelihood-Systemen am besten auf Haushaltsebene erheben las-
sen, was den Rahmen der vorliegenden Studie, deren Fokus auf der Gruppenebene 
liegt, gesprengt hätte. 
 
Gemeinsame Werte und soziale Strukturen können innerhalb einer Gemeinschaft zu 
mehr Vertrauen und Respekt und damit zu einer erhöhten Kooperation zwischen den 
verschiedenen Mitgliedern der Gemeinschaft führen. Laut Ostrom werden dadurch 
auch Einigungen (z. B. über die Nutzung von Ressourcen) innerhalb der Gemein-
schaft erleichtert und die Transaktionskosten reduziert, da die Vereinbarungen von 
den beteiligten Mitgliedern der Gemeinschaft respektiert werden (2009 nach 
Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 17). Zu den sozialen Strukturen können sowohl in-
formelle Zusammenkünfte als auch formell organisierte zivilgesellschaftliche Grup-
pen zählen. Auch bei diesem Charakteristikum spielt die Verteilung von Vermögen 
eine große Rolle, da geringe Verteilungsunterschiede die sozialen Strukturen und 
damit die Resilienz einer Gemeinschaft stärken. Projekte und Programme, die Resili-
enzstärkung zum Ziel haben, nehmen u. a. Einfluss auf die Verteilung von Risiken 
innerhalb dieser Gemeinschaft. Dabei müssen Fragen der Gerechtigkeit in Betracht 
gezogen werden, um nicht das Gegenteil, also eine Schwächung der Resilienz, zu 
bewirken. So sollte bei Interventionen auf eine gerechte Verteilung von Maßnahmen 
geachtet werden und möglichst mit mehreren Gruppen zusammengearbeitet werden.  
In der vorliegenden Studie wird das Hauptaugenmerk auf den Effekt von sozialen 
Strukturen auf die Resilienz der untersuchten Gemeinschaften gelegt. Wie sich ge-
meinsame Werte auf ihre Resilienz auswirken, kann aufgrund der Datenlage hier 
nicht betrachtet werden. 
                                            
14 „Livelihood-Systeme bestehen aus den zur Lebenshaltung notwendigen wirtschaftlichen und sozia-
len Aktivitäten, den diesen zugrunde liegenden Ressourcen und den hierfür relevanten Rahmenbe-
dingungen.“ (Rauch 2012: 376). 
Charakteristikum 7: Gemeinsame Werte und soziale Strukturen 
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UNSCEB nimmt in ihre Definition von Resilienz einen Weiterentwicklungsgedanken 
mit auf, der resilienten Systemen die Fähigkeit zuspricht, ihre Funktionen und Struk-
turen nach Schocks ggf. auch zu verbessern (s. Kap. 4.3). Um für zukünftige 
Schocks und Belastungen besser vorbereitet zu sein, ist es wichtig, dass eine Ge-
meinschaft gewisse Lernmechanismen institutionalisiert. Ideen und Strategien für 
sinnvolle Veränderungen entstehen meist im Dialog oder in Diskussionen über die 
Vergangenheit oder die Zukunft. Dabei können ältere Menschen mit ihrem Wissen 
und ihrem Erfahrungsschatz einen wichtigen Beitrag leisten. Dies trägt auch dazu 
bei, dass traditionelle Methoden weitergeführt oder ggf. angepasst werden. Die resi-
lienzstärkenden Effekte dieses Charakteristikums können je nach Effektivität der 
Lernmechanismen, einen direkten Beitrag zu Absorptions-, Anpassungs- und Trans-
formationsstrategien einer Gemeinschaft leisten (vgl. Welthungerhilfe, IFPRI, Con-
cern Worldwide 2013: 21). So können bspw. aus Diskussionen Strategien zur 
effizienteren Katastrophenvorsorge hervorgehen. Der Zugang zu Informationen und 
Bildung trägt indirekt auch zur Lernfähigkeit einer Gemeinschaft bei. Zuletzt spielen 
auch Mechanismen zur Konfliktbearbeitung eine zentrale Rolle, da mit Hilfe dieser 
aus sozialen Belastungen gelernt und Verhalten angepasst werden kann. 
 
Wie zuvor betont, liegt eine der Stärken des Resilienzkonzepts in seiner systemi-
schen Herangehensweise und der Anerkennung der großen Vernetzung von ver-
schiedenen Komponenten eines Systems (Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 18). 
Ähnlich wie die Kooperation innerhalb einer Gemeinschaft, spielt für die Resilienz 
also auch die Vernetzung mit externen Akteuren eine wichtige Rolle, da dadurch Sy-
nergien geschaffen werden. Twigg weist diesbezüglich darauf hin, dass eine Integra-
tion verschiedener Ebenen u. a. die Effektivität von Frühwarnsystemen stärken kann 
(2007 nach Bahadur, Ibrahim, Tanner 2010: 18). Auch die Dezentralisierung von 
Entscheidungskompetenzen kann eine resilienzstärkende Wirkung haben, da diese 
die Flexibilität des Systems erhöht. 
Die neun herausgearbeiteten Charakteristika dienen als Orientierungsrahmen für die 
Bewertung der Resilienz. Für empirische Erhebungen müssen diese jedoch noch 
weiter konkretisiert und mit Erkennungsmerkmalen (z. B. Anzahl und Art der existie-
renden Gruppen) unterlegt werden. Zusätzliche Informationen zu diesem Arbeits-
schritt und den Merkmalen befinden sich in Anhang F. 
Charakteristikum 9: Mehr-Ebenen-Zusammenarbeit 




Die im folgenden Kapitel dargestellten Untersuchungsergebnisse beziehen sich auf 
die Perzeptionen der Interviewpartner zu den Konzepten fragile Staatlichkeit, Zivilge-
sellschaft und Resilienz (s. Kap. 5.1), auf die empirischen Ergebnisse zu den Berei-
chen Zivilgesellschaft und Resilienz an den Projektstandorten Ouanaminthe (s. Kap. 
5.2)  und Jacmel (s. Kap. 5.3) sowie auf die Auswertung der Themen Zivilgesell-
schaftsförderung (s. Kap. 5.4) und ihr Beitrag zur Resilienzstärkung (s. Kap. 5.4.3). 
Genauere Angaben zu Struktur und Inhalt der Unterkapitel befinden sich jeweils in 
deren Einleitungen.  
5.1 Perzeptionen der Befragten zu den Konzepten 
Im folgenden Kapitel werden das Verständnis und die Wahrnehmung der Inter-
viewpartner in Haiti zu den in Kapitel 4 diskutierten grundlegenden Konzepten der 
Studie sowie ihrer Charakteristika und Erscheinungsformen wiedergegeben. Sie wa-
ren wichtiger Bestandteil der Perzeptionsanalyse mit dem Ziel zu verdeutlichen, wie 
die drei Konzepte von verschiedenen Akteuren rezipiert werden, inwiefern sie in der 
Gesellschaft verankert sind und ob sie mit der wahrgenommenen Lebensrealität der 
Akteure korrespondieren und daher geeignet sind als Leitfaden für empirische Erhe-
bungen zu den Themen.  
5.1.1 Verständnis von fragiler Staatlichkeit aus Sicht der Befrag-
ten15 
Im Rahmen der Perzeptionsanalyse wurden auch die Sichtweisen der Inter-
viewpartner in Haiti zu den Erscheinungsformen und Charakteristika fragiler Staat-
lichkeit im Land erhoben. Die Aussagen zu diesem Thema werden im Folgenden in 
Bezug zu den Staatsfunktionen Legitimität/Rechtsstaatlichkeit, Wohl-
fahrt/Dienstleistungen, Förderung ökonomischer Entwicklung sowie Sicherheit ge-
setzt. 
1. Legitimität/Rechtsstaatlichkeit 
Alle nicht-staatlichen Gesprächspartner charakterisierten die Strukturen und Instituti-
onen des haitianischen Staates als schwach, inexistent, abwesend bzw. politisch 
                                            
15 Aus Sicht der Autoren treffen viele der von den Interviewpartnern erwähnten Aspekte nicht aus-




instabil, korrupt oder klientelistisch (vgl. u. a. jE003, jZA049, jZA069). Der Staat sei 
weder nach innen noch nach außen angemessen handlungsfähig, könne nicht mit 
Gebern kommunizieren oder verhandeln und habe keine Entscheidungsmacht, da 
Entscheidungen von außen diktiert würden. Externe Interessen und Einflussnahme 
auf den Staat durch internationale Organisationen und die UN-Mission MINUSTAH 
(Mission des Nations Unies pour la Stabilisation en Haiti) werden als hoch einge-
schätzt (vgl. u. a. pE089). 
Auch zivilgesellschaftliche Strukturen sind aus Sicht von Interviewpartnern nur 
schwach entwickelt (vgl. u. a. jW041) und häufig ebenso extern beeinflusst, z. B. von 
den USA oder der EU (vgl. u. a. jU063, pE089). Die schwache Ökonomie trägt eini-
gen Aussagen zu Folge dazu bei, dass zivilgesellschaftliche Gruppen und Bevölke-
rung manipulierbar und korrupt sind. Zusätzlich besteht politischer Einfluss auf die 
staatliche Administration (vgl. u. a. jZA058). 
Beklagt wird das Nichteinhalten bzw. die eingeschränkte Umsetzung von Bürgerrech-
ten, wie das Recht auf Information, Mitsprache und Teilhabe bis hin zum Recht auf 
Schulbesuch. Hervorgehoben wurden in diesem Zusammenhang Hindernisse, die es 
der Bevölkerung erschweren, an den Wahlen teilzunehmen, weil es einerseits häufig 
zu Konflikten und Gewalt kommt, andererseits die Teilnahme an den Wahlen durch 
Mangel an bzw. großer Distanz zu den Wahlbüros erschwert ist (vgl. u. a. oZW019, 
oZA035). Hinzu kommt der Vorwurf, der Staat bediene sich der Bevölkerung nur vor 
und während der Wahlen (vgl. u. a. jU006). Die Staatsbediensteten bestätigen die 
oben aufgeführten Hindernisse für die Wahlteilnahme und erwähnen Fälle von Ein-
schüchterungen, Gewalt und Konflikten bis hin zu Wahlbetrug und Korruption (vgl. 
u. a. oS009, oS016, oS119). 
2. Wohlfahrt/Dienstleistungen  
Da der Staat über geringe finanzielle Mittel verfügt, erfüllt er aus Sicht der Befragten 
seine Aufgaben und damit die Bedürfnisse der Bevölkerung nur unzureichend oder 
ineffizient. Betroffen sind insbesondere staatliche Dienstleistungen wie Bildung, Ge-
sundheitsversorgung, Bereitstellung von Infrastruktur wie Straßen, Brücken, Elektrizi-
tät, Trinkwasser, aber auch Katastrophenvorsorge und Unterstützung nach solchen 
(vgl. u. a. oZW012, oZW042). Die Infrastrukturdefizite werden auch von staatlichen 
Gesprächspartnern bestätigt, z. B. wurde im Bildungsbereich von nicht bezahlten 
Lehrern und unzureichend ausgestatteten Schulen, teilweise ohne Bänke und Ti-
sche, gesprochen (vgl. oS016). Aufgrund der mangelnden staatlichen Dienstleistun-
gen und Infrastruktur kommt es, wie unten dargestellt, häufig zur Übernahme dieser 
Aufgaben durch andere Akteure. So hängt bspw. das Schulsystem stark von Privat-
schulen ab. In diesem Zusammenhang wird auf die fehlende Dezentralisierung hin-
gewiesen: staatliche Autoritäten auf lokaler Ebene haben kaum 
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Entscheidungsgewalt, kein Personal und kein Budget – das Geld kommt nicht in 
Gemeinden an, da sich die Autoritäten untereinander darum streiten (vgl. u. a. 
oZW045, oN067). 
Auch die befragten staatlichen Akteure auf lokaler Ebene bemängeln ihrerseits das 
Fehlen von Personal und eigenen Budgets (vgl. u. a. jS087). Dabei weisen sie auf 
die Nichtumsetzung der Dezentralisierung (vgl. u. a. oS016) und die Abhängigkeit 
von Entscheidungen und Geldzuteilungen vom Ministerium hin (vgl. u. a. jS087, 
oS119). Immerhin sei es unter der Regierung Martelly nun möglich, Mittel für Aktivitä-
ten in Höhe von bis zu 300.000 Gourdes pro Jahr (ca. 5.000 Euro) zu beantragen 
(vgl. jS022). 
Als besonders wichtiges Problem wurde die Marginalisierung der Landbevölkerung 
identifiziert – der Staat verteidige nicht die Rechte der Bauern, sondern kümmere 
sich vorrangig um die Leute in der Stadt. Als daraus resultierende Folgen werden 
Landflucht und Verslumung genannt (vgl. u. a. oZW042). 
3. Förderung ökonomischer Entwicklung 
Häufig identifiziert wurden auch ökonomische Probleme und Instabilität, schwache 
Märkte und eine nicht funktionierende Wirtschaft. Der Landwirtschaftssektor wird 
vernachlässigt, Lagerhaltungs- und Versicherungssysteme existieren nicht – die Fol-
gen sind häufig Unterernährung und Hunger (vgl. u. a. oU018). Durch fehlende In-
vestitionen und ein geringes Maß an Eigenproduktion ist Haiti extrem 
importabhängig. Die Ausbildung von Handwerkern und Fachkräften existiert kaum, 
die Arbeitslosigkeit ist groß. So migrieren Arbeiter und Fachkräfte ins Ausland oder 
arbeiten für internationale Organisationen in Haiti, die besser und regelmäßig zahlen 
(vgl. u. a. oZA077, oZA104).  
4. Sicherheit 
Nach Aussagen der Interviewpartner übt der Staat seine Sicherheits- und Kontroll-
funktion nur selten aus. Die Polizei ist unzureichend und schlecht ausgestattet. Es 
kommt häufig zu Diebstählen, Überfällen, Morden, Gewalt, Vagabundismus und so-
zialen Spannungen (vgl. u. a. oU018, oZA077, oBD098). Das Land befindet sich im 
Etat d’urgence, was die zum Teil jahrzehntelange Anwesenheit zahlreicher Nothilfe-
organisationen und der MINUSTAH deutlich macht. Der Etat d’urgence ermöglicht 
Einnahmequellen in und für Haiti, es gibt viele Profiteure im Privatsektor und Staats-
wesen. Für staatliche Vertreter bedeutet er auch politische Macht, erlaubt Entschei-
dungsgewalt ohne Rechenschaftspflicht unter Umgehung des Parlaments und 
ermöglicht einen intransparenten Umgang mit Geld (vgl. pW090). Ebenso profitieren 
viele NRO vom Etat d’urgence, der ihr Dasein vor Ort rechtfertigt (vgl. pU083). 
Untersuchungsergebnisse 59 
 
Rolle und Funktion internationaler Organisationen im fragilen Kontext 
Da internationale Organisationen in fragilen Kontexten häufig eine Art Ersatzfunktion 
für Dienstleistungen übernehmen, die normalerweise vom Staat oder Privatsektor 
erbracht werden, soll die Sichtweise der Interviewten zu ihrer Rolle und Funktion in 
Haiti im Folgenden gesondert betrachtet werden. 
Eine Übernahme staatlicher Funktionen durch andere Akteure (Ersatzfunktion) wird 
von Interviewten mit der Schwäche des haitianischen Staates gerechtfertigt. Zum 
einen wird die Übernahme von mehr Verantwortung durch die Zivilgesellschaft er-
wähnt, hauptsächlich durch kirchliche Organisationen in den Bereichen Bildung und 
Gesundheit (vgl. u. a. pE079, pE089). Zum anderen werden staatliche Aufgaben 
durch internationale Hilfsorganisationen übernommen - häufig im Basisdienstleis-
tungsbereich, aber auch in der Landwirtschaft, dem Abfallmanagement oder der 
Trinkwasserversorgung. Auch der Zivilschutz werde häufig von NRO und nicht vom 
Staat initiiert (vgl. jS022). 
Die Ersatzfunktion internationaler Organisationen wird von den Interviewpartnern 
teilweise als hilfreich und unterstützend, teilweise als negativ eingeschätzt. Die un-
terstützende Sichtweise beruft sich auf die Abwesenheit des Staates und auf die 
NRO, die „besser als nichts sind“ (oBD098) und zumindest Aktivitäten umsetzen. 
Wenn der Staat nicht aktiv wird, wendet man sich an die NRO (vgl. oE088), die funk-
tionieren und größtenteils verlässlicher arbeiten als der Staat (vgl. u. a. oS009, 
jZW034).  
Besonders nach Meinung der WHH-Mitarbeiter und anderer Entwicklungspartner 
handelt es sich bei den Aktivitäten jedoch eher um eine Unterstützung des Staates 
und nicht um dessen Ersatz: der Staat ist schwach, also macht die WHH das, was 
der Staat machen müsste, wovon der Staat wiederum profitiere (vgl. u. a. oW027, 
jZW028). Die NRO helfen der Bevölkerung, während der Staat seine Getreuen un-
terstützt (vgl. jZA112); die NRO ersetzen den Staat nicht, weil sie in dörflichen Struk-
turen arbeiten, in denen der Staat faktisch nicht existent sei (vgl. jN039); 
internationale Hilfe ist nützlich, da es sonst keine Finanzierung gebe (vgl. pE081). 
Aus Sicht der MINUSTAH kann der Staat nicht alle Funktionen erfüllen, daher hilft sie 
selbst bei der Stärkung der Polizei und der Sicherheit (vgl. jN048). 
Diesen Sichtweisen stehen zahlreiche negative Aussagen verschiedener Inter-
viewpartner gegenüber: Wichtigste Kritikpunkte sind zum einen die Anwesenheit (zu) 
vieler NRO, die sich hinter der Schwäche des Staates verstecken, fehlende Abspra-
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chen sowie Finanzmittel, die am Staat vorbeifließen16. Dadurch schwächen sie ihn 
aus Sicht dieser Interviewpartner weiter und schaffen ein Abhängigkeitsverhältnis 
(vgl. u. a. jS031, jS087, jS126).  
Zum anderen wird der Mangel an Koordination und Kontrolle durch den Staat er-
wähnt (vgl. u. a. oS009, jZA047, jZA058). Es gebe kein funktionierendes staatliches 
Programm für die NRO, keine Verantwortlichkeit, keine Kanalisierung der Aktivitäten 
durch den Staat. Daher kämen die NRO in großer Zahl und mit viel Geld ins Land 
und „würden sagen und tun, was sie wollen“ (vgl. u. a. jZA047, jN048, pE081). 
In der Folge seien die lokalen staatlichen Stellen oft nicht darüber informiert, welche 
Projekte in ihren Gemeinden umgesetzt werden (vgl. oBD120). Die Ownership und 
damit die Zuständigkeit seien unklar – z. B. für Straßen, die von NRO „am Staat vor-
bei“ gebaut wurden, der dann aber für deren Instandhaltung zuständig wäre (vgl. 
pW080). 
Die Interviewpartner kritisieren jedoch auch eine mangelnde Koordination unter den 
NRO, von denen viele im gleichen Sektor tätig sind, unterschiedliche Agenden, Stra-
tegien und Ansätze haben, die nicht immer an den haitianischen Kontext angepasst 
sind, die geschichtliche Entwicklung nicht berücksichtigen und daher den eigentli-
chen Bedürfnissen der Bevölkerung nicht gerecht werden (vgl. u. a. jZA068, pE081, 
jBD116). Dies, obwohl einer fundierten Kontextanalyse besonders in fragilen Ländern 
eine große Bedeutung zukommt. 
Ein weiterer sehr kritischer Aspekt bezieht sich auf die Abhängigkeit der Bevölkerung 
von den NRO (vgl. oN067). Internationale Hilfe fördert die Nehmer- bzw. Hilfsmentali-
tät und führt dazu, dass die Menschen sich zu sehr auf externe Hilfe verlassen. Aus 
Sicht einer bedeutenden zivilgesellschaftlichen Organisation verhindert die internati-
onale Hilfe Investitionen im Land (vgl. pE081). Instrumente wie Cash-for-Work (CfW) 
schmälern nach Aussagen einer interviewten Gruppe die ökonomischen Grundlagen 
der Bauern, die für einen sicheren, jedoch nur kurzfristigen Gelderwerb ihre Arbeit 
auf den Feldern vernachlässigen (vgl. jZA058). Andere meinen, die NRO demobili-
sierten die Menschen und missbrauchten die zivilgesellschaftlichen Gruppen für ihre 
Zwecke und Interessen (vgl. jU063). Organisationen verlieren ihre institutionelle Au-
tonomie zugunsten der internationalen und lokalen NRO, die noch dazu häufig poli-
tisch beeinflusst sind bzw. von Politikern genutzt werden und teilweise selbst korrupt 
sind (vgl. u. a. oS009, jU063, jZA068). Internationaler Hilfe wird diesbezüglich ein 
                                            
16 85 % der Gelder internationaler Hilfsorganisationen fließen direkt in die NRO-Projekte, ohne Koor-
dination oder Orientierung durch den Staat (pE079), obwohl staatliche Programme zur Koordinierung 
der NRO-Aktivitäten existieren und regelmäßige Treffen zwischen Staat und NRO stattfinden. 
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destrukturierender Effekt nachgesagt, in einem schwachen Staat, der andere Priori-
täten als die Geber hat, sich aber nicht durchsetzen kann (vgl. jU063). 
Fragile Staatlichkeit stellt sich somit sowohl im wissenschaftlichen und entwicklungs-
politischen Diskurs (s. Kap. 4.1) als auch in der Wahrnehmung der verschiedenen 
Charakteristika und ihrer Erscheinungsformen durch die Interviewpartner als hoch-
gradig komplexes und widersprüchliches Konzept dar. Besonders auffällig sind hier-
bei die teils sehr unterschiedlichen Sichtweisen von Vertretern der Zivilgesellschaft, 
des Staates oder internationaler NRO: Während iNRO ihre Interventionen als Reak-
tion auf fragile Staatlichkeit sehen (im Sinne einer Verbesserung der Situation), se-
hen nationale Akteure diese z. T. eher als Beitrag zur Fragilität.  
5.1.2 Verständnis von Zivilgesellschaft aus Sicht der Befragten 
Um zu erfahren, inwieweit das Konzept der Zivilgesellschaft in der Gesellschaft ver-
ankert ist, wurden die verschiedenen Akteure auch nach dem Begriff selbst befragt. 
Die Aussagen waren dabei überaus vielfältig und lassen in ihrer Gesamtbetrachtung 
einige interessante Rückschlüsse zu.  
Ein Großteil der befragten Gruppen und staatlichen Akteure versteht unter Zivilge-
sellschaft einen Zusammenschluss von Personen (vgl. u. a. oZW019, jZA032, 
jS060). Diese Perspektive weist deutliche Schnittmengen mit dem klassischen Ver-
ständnis von Zivilgesellschaft als „associational life“ auf, das auf Alexis de Tocquevil-
le zurückgeht (vgl. Edwards 2009: 18ff.). Eine Aussage, die diese Positionen 
zusammenfassend beschreibt, definiert Zivilgesellschaft als „Ensemble de la popula-
tion [avec un] minimum d’organisation – quand il y a une forme du groupement/ 
d’organisation“ (pE084). Zudem bestehen, ähnlich wie im wissenschaftlichen Dis-
kurs, unterschiedliche Meinungen dazu, ob die Kirche zur Zivilgesellschaft zu zählen 
ist oder nicht. Hinsichtlich der wirtschaftlichen Akteure wird zum einen die Meinung 
vertreten, dass lediglich Interessenverbände wie die Handelskammer der Zivilgesell-
schaft zugehörig seien, andere hingegen schließen den gesamten Privatsektor mit 
ein (vgl. oE075, pE084, oS119). Sechs Gruppen sehen sich explizit als Teil der Zivil-
gesellschaft, innerhalb derer sie ihren Beitrag leisten wollen (vgl. u. a. oZW019, o-
ZA082, oZA130).  
Demgegenüber existieren vereinzelte Positionen, die die gegenteilige Meinung ver-
treten, Zivilgesellschaft bestehe aus Individuen, die sich nicht organisierten (vgl. o-
ZA104, oS016), teilweise mit dem Vorwurf verbunden, sie erwarteten immer nur 
etwas von anderen anstatt selbst aktiv zu werden (vgl. oS127). Auch wird die Mei-
62 Untersuchungsergebnisse 
 
nung vertreten, unter Zivilgesellschaft seien vorrangig die Leaders17 und Notables18 
zu verstehen. Nur in einigen wenigen Fällen verfügen Akteure über keinerlei Ver-
ständnis des Begriffs (vgl. jS029, jS031, jZA062).  
Verschiedentlich äußern einige Gruppen, dass sie Kooperation und Unterstützung 
untereinander charakteristisch für zivilgesellschaftliches Engagement halten (vgl. 
u. a. oZW012, jZW028). Sowohl von staatlichen Akteuren als auch von Gruppen 
selbst werden zudem die Orientierung am Gemeinwohl und die Verbesserung der 
Lebensumstände an der Basis und im gesamten Land als Merkmale der Zivilgesell-
schaft genannt (vgl. oS009, oZW019). 
Fast ausnahmslos wird Wert auf eine klare Abgrenzung zum Staat gelegt (vgl. jS022, 
oZA114). Staat und Zivilgesellschaft erscheinen als Antipoden. Selbst politische Par-
teien werden konsequent dem Staat zugeordnet (vgl. oZA068). Das Verständnis be-
züglich des Verhältnisses zum Staat ist zum einen durch Advocacy- und Watchdog-
Funktionen gekennzeichnet (vgl. jZA047, jZA069), zum anderen wird die helfende 
Rolle gegenüber dem Staat hervorgehoben, indem die Einhaltung von Gesetzen und 
die Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten, wie dem Zahlen von Steuern als notwendi-
ge zivilgesellschaftliche Verhaltensweisen genannt werden (vgl. jZA058, pE081). 
Charakteristika starker zivilgesellschaftlicher Gruppen aus Sicht der 
Befragten  
In Ergänzung zum oben beschriebenen Verständnis des Begriffs Zivilgesellschaft, 
wurde auch nach Merkmalen gefragt, die aus Sicht der Interviewpartner eine starke 
zivilgesellschaftliche Organisation charakterisieren. Diese können Anhaltspunkte für 
die gezielte und erfolgreiche Planung und Durchführung von Maßnahmen der Zivil-
gesellschaftsförderung aufzeigen (s. Kap. 5.4.3). 
Starke Gruppen zeichnen sich nach Aussage der Befragten durch verschiedene Fä-
higkeiten und Kompetenzen aus. Dazu gehören vor allem eine gute interne Organi-
sation, Managementfähigkeiten, Leadership und eine interne demokratische Struktur 
(vgl. u. a. jZA058, oU018, pW080). Zudem wird mehrfach erwähnt, dass eine Grund-
voraussetzung darin besteht, dass eine Gruppe überhaupt aktiv ist (vgl. jZA049, 
jS022, pW080) und über die Fähigkeit verfügt eigene Mitglieder zu mobilisieren (vgl. 
jS087, pE085).  
                                            
17 Unter Leader communautaire versteht man gemeinhin (meist) männliche Mitglieder der Gemein-
schaft, z. B. einen Priester, Voudou-Priester oder Pfarrer bzw. einen Vertreter der ASEC oder CASEC, 
die über eine moralische, politische oder religiöse Autorität verfügen, und die die Bevölkerung bei 
Bedarf um Rat bittet. 
18 Unter Notables versteht man gemeinhin (meist) männliche Mitglieder der Gemeinschaft, die für lo-




Gleichzeitig sollte eine Gruppe auf Grundlage einer stabilen Normen- und Wertebas-
is agieren. Als Beispiele werden der Respekt der Menschrechte (vgl. oN076), staats-
bürgerliches Pflichtgefühl (vgl. oSo16, oN129), Glaubwürdigkeit und Anstand bzw. 
Ehrlichkeit genannt. Auf diesen Werten basierend leistet die Gruppe im Idealfall ihren 
Beitrag zur Entwicklung der Gemeinschaft (vgl. jW041, oW027, pE084) und vertritt 
nach Möglichkeit die Interessen ihrer Mitglieder und der Bevölkerung nach außen 
(vgl. u. a. jW103, oN044, pU083). Vereinzelt werden auch der Einsatz für den Schutz 
der Umwelt und die Vorbereitung auf Katastrophen als Merkmale starker Gruppen 
genannt (vgl. oN138, pE089). Erfüllt eine Organisation vorgenannte Kriterien, kann 
sie sich mit großer Wahrscheinlichkeit einem hohen Maß an Legitimität und Reprä-
sentativität sicher sein. 
Ein weiteres Merkmal ihrer Stärke ist ein hoher Grad an Autonomie insbesondere in 
materieller und finanzieller Hinsicht (vgl. jN048, oW027), auch um manipulative Ein-
griffe durch Politiker unwahrscheinlicher werden zu lassen (vgl. jZA058). Zwei inter-
viewte Gruppen sind der Ansicht, dass es sie stärkt, wenn sie Abstand zur Politik 
halten und die Übernahme politischer Funktionen vermeiden (vgl. jZA047, jZA058). 
Auf der Ebene der Experten, Entwicklungspartner und der strategischen Partner der 
Welthungerhilfe fordern jedoch einige explizit die Vertretung politischer Interessen 
und neben Kooperation auch die Beeinflussung, Blockade und Provokation im Rah-
men politischer Entscheidungsprozesse (vgl. u. a. jU063, jZA047, pE081). 
Zwischen dem Verständnis vieler Befragter von Zivilgesellschaft und den Charakte-
ristika einer starken Gruppe und dem in Kapitel 4.2 diskutierten theoretischen Kon-
zept bestehen also viele Überschneidungen. So werden unter Zivilgesellschaft meist 
organisierte Zusammenschlüsse gesehen, die klar vom Staat getrennt sind. Wie in 
der Literatur zum Thema ist die Trennung zwischen Privatwirtschaft und Kirche hin-
gegen weniger eindeutig. Auch gehen Befragte sowohl auf die ökonomische, politi-
sche, soziale und ökologische Rolle ein, die Zivilgesellschaft einnehmen kann. 
Insgesamt argumentieren die Interviewpartner in hohem Maße normativ, wenn sie 
die Stärke zivilgesellschaftlicher Gruppen beurteilen. So stellen sie positive Normen 




5.1.3 Verständnis von Resilienz aus Sicht der Befragten 
Im Folgenden wird ein Überblick darüber gegeben, was die Interviewpartner19 unter 
dem Konzept der Resilienz verstehen und welche Charakteristika ihrer Meinung nach 
eine resiliente Gemeinschaft ausmachen. 
Auch beim Thema Resilienz bestehen große Ähnlichkeiten zwischen den Aussagen 
der Befragten und den meisten Definitionen, die im theoretischen Diskurs vorherr-
schen. Auffallend dabei ist allerdings, dass das Verständnis in den Interviews meist 
auf den Erhalt des Status Quo nach Belastungen und Schocks reduziert ist. Es wird 
also eher Resistenz als Resilienz umschrieben (vgl. u. a. jZA069, oN037, oW027). 
Resilienz wird einerseits als ein passives Verhalten beschrieben, das mit bloßem Er-
tragen gleichzusetzten wäre (vgl. pE089). Andere Gesprächspartner erweitern das 
Verständnis des Konzepts jedoch um einige wichtige Aspekte. So wird in einem In-
terview dezidiert auch von der Unvorhersehbarkeit mancher Katastrophen gespro-
chen. Dabei wird unterstrichen, dass es wichtig ist, gegenüber unerwarteten Schocks 
adäquat reagieren zu können (vgl. oW139). Auch die Anpassung von Verhaltenswei-
sen sei ein Grundpfeiler von Resilienz. Es gehe darum, nach Krisen nicht immer von 
vorn beginnen zu müssen (vgl. pW090). Andere Befragte weisen auf die Wichtigkeit 
von Selbsthilfekapazitäten hin: „Résilience soit une stratégie des paysans parce 
qu’aide de l’extérieur arrive toujours tard“ (jZA068). 
Es gab jedoch auch Interviewpartner, denen das Konzept bis dato nicht bekannt war. 
Resilienz wäre etwas Neues, das erst mit den NRO nach dem Erdbeben 2010 nach 
Haiti gekommen sei. Die Umschreibung des Konzepts gestaltet sich unter anderem 
deshalb in einigen Fällen schwierig (vgl. u. a. jZA047, oN044, pE079). 
Charakteristika einer resilienten Gemeinschaft aus Sicht der Befragten  
Auch hinsichtlich der Eigenschaften, die aus Sicht der Befragten eine resiliente Ge-
meinschaft ausmachen, lassen sich viele Querverbindungen zu der Eingangs darge-
stellten Operationalisierung herstellen. So wird bspw. sehr oft von der Wichtigkeit der 
Vernetzung innerhalb einer Gemeinschaft und nach außen gesprochen (vgl. u. a. 
jS029, pW080, pE089). Aus Sicht einer Gruppe ist es sogar das wichtigste Charakte-
ristikum in Haiti: Die Vereinigung und Organisierung der Menschen und die gegen-
seitige Hilfe wie etwa im Kombit (s. Kap. 5.2), seien starke Anzeichen für Resilienz 
(vgl. jZA069). Dabei lassen sich Parallelen zu den Charakteristika gemeinsame Wer-
te und soziale Strukturen sowie zu der Mehr-Ebenen-Zusammenarbeit erkennen. 
                                            
19 Zum Begriff und Verständnis von Resilienz wurden Entwicklungspartner, WHH-Mitarbeiter, Experten 
und nur vereinzelt Basisgruppen befragt.  
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Des Weiteren wird die Wichtigkeit von Planung, Vorbereitung und Bereitschaft für 
den Katastrophenfall von vielen Interviewpartnern beschrieben. Dabei werden ver-
schiedene Aspekte wie Risikobewusstsein, das Vorhandensein von Ausrüstung, die 
Existenz von Umsetzungswissen, funktionierende Informationssysteme, Alarmbereit-
schaft sowie Selbsthilfekapazitäten erwähnt (vgl. u. a. jU063, oS010, pW080). 
Das Vorhandensein und der Schutz von Ressourcen wird auch als wichtiges Merk-
mal von Resilienz identifiziert (vgl. oW139, pW090): „Une communauté pauvre ne 
peut pas être vraiment résiliente“ (jW103). Anderenorts wird genau darin aber ein 
Merkmal für Resilienz gesehen, denn wer mit dem Wenigen was er hat auskommt, 
ist auch auf eine gewisse Art und Weise resilient (vgl. oS078). 
Auch der Staat kann aus Sicht einiger Befragter zu stärkerer Resilienz beitragen. 
Würden etwa Siedlungen in Hochrisikozonen verboten, könnte das zu Resilienz bei-
tragen, da diese Familien dann weniger stark exponiert wären (vgl. oS010). Andere 
weisen auf die Wichtigkeit demokratischer Institutionen hin, und nennen damit einen 
zweiten Aspekt der im Wirkungsbereich des Staates liegt (vgl. oN067). 
Einige Aspekte, die einer lernenden Gemeinschaft zuzurechnen sind, finden eben-
falls Erwähnung. So wird festgestellt, dass die Menschen sich mit ihrer Geschichte 
und vergangenen Schwierigkeiten auseinandersetzen und diese Erfahrungen aufar-
beiten müssen, um für die Zukunft lernen zu können (vgl. pE079, pE085). Ob dies 
praktiziert wird, zeige sich auch darin, dass eine Gemeinschaft neue Möglichkeiten 
sucht und ihr Verhalten ggf. anpasst (vgl. pW090, oN037). Für Resilienz sei zudem 
wichtig, dass Menschen Bildung genießen können und im besten Fall das erlernte 
Wissen auch mit anderen teilen (vgl. oN129, oU018).  
In einem Interview wird unterstrichen, dass Coping (s. Kap. 5.2.2) alleine noch keine 
Resilienz darstelle, dies aber in vielen Fällen die gelebte Strategie in Haiti sei. Wer 
könne, wandere in die Vereinigten Staaten von Amerika aus, die Landbevölkerung 
flieht  in den Voodoo und die Bewohner von Port-au-Prince in den christlichen Glau-
ben. Dies sei jedoch keine Resilienz sondern Resignation (vgl. pW090). 
Zusammenfassend zeigt sich, dass viele der in Kapitel 4.3 erörterten Charakteristika 
auch von den Befragten als relevante Merkmale einer resilienten Gemeinschaft 
wahrgenommen werden. Hinsichtlich des Verständnisses von Resilienz fällt jedoch 
auf, dass der Aspekt der Transformation und Verbesserung eines Systems bisher 
nicht als Teil des Konzeptes gesehen wird und Resilienz somit auf den Erhalt bzw. 




5.2 Untersuchungsergebnisse vom Projektstandort 
Ouanaminthe 
Im Rahmen der Studie wurden Interviews an insgesamt sieben Erhebungsstandorten 
in allen drei Gemeinden der Projektregion Ouanaminthe geführt – sowohl im städti-
schen als auch im ländlichen Bereich (s. Kap 2.1). Um Perzeptionen von möglichst 
verschiedenen Akteuren und damit ein breites Meinungsbild zu erhalten, wurden ne-
ben den zivilgesellschaftlichen Basisgruppen auch staatliche Akteure, internationale 
Entwicklungsorganisationen und Mitarbeitende der WHH sowie Vertreter aus der Be-
völkerung interviewt20. Außerdem wurden von den Autoren Rückbezüge zu den Kon-
zepten und ihrer Operationalisierung hergestellt und daraus erste Rückschlüsse 
gezogen. 
5.2.1 Zivilgesellschaft in Ouanaminthe 
Im Folgenden wird die Zivilgesellschaft des Projektstandortes Ouanaminthe betrach-
tet. Dabei orientiert sich die Bestandsaufnahme für die Zivilgesellschaft an den Ebe-
nen: Gemeinschaftsebene, Ebene der Basisgruppen und Individualebene sowie an 
den jeweils zugehörigen Untersuchungsaspekten (s. Kap. 4.2). Zur besseren Orien-
tierung ist die betrachtete Ebene im Text bzw. der entsprechende Aspekt durch blaue 
Icons am Seitenrand hervorgehoben. 
Wie in Kapitel 3.4.1 erläutert wurde, ist das Leben der Menschen im Arrondissement 
Ouanaminthe von der Nähe zur Dominikanischen Republik geprägt. Besonders in 
der Grenzstadt Ouanaminthe kommt dem Handel eine wichtige Rolle zu. Auf der 
dominikanischen Seite werden Waren gehandelt, die von Ouanaminthe aus weit in 
das Landesinnere von Haiti transportiert und verkauft werden (vgl. oZA115). Auf-
grund der räumlichen Nähe zum reicheren Nachbarland und dem dortigen Bedarf an 
billigen Arbeitskräften ist die Arbeitsmigration ein prägender Faktor, der vor allem die 
ländlichen Bereiche des Départements betrifft, die an einem Mangel an jungen Ar-
beitskräften leiden. 
Auf der Gemeinschaftsebene wurde im ländlichen Bereich eine Viel-
zahl sozialer Strukturen21 identifiziert, die einen stärkenden Einfluss auf 
                                            
20 Die Identifizierung von wirtschaftlichen Akteuren auf lokaler Ebene lag nicht im Fokus dieser Studie. 
Diesem Aspekt sollte daher in weiterführenden Untersuchungen Rechnung getragen werden.  
21 Unter „sozialen Strukturen“ werden in der Studie Organisationsformen innerhalb einer Gemeinschaft 
verstanden, die sich je nach Formalisierungsgrad unterscheiden. Diese sind nicht zu verwechseln mit 
dem soziologischen Begriff der „Sozialstruktur“, wonach gesellschaftliche Teilbereiche hinsichtlich 
sozialstruktureller Merkmal wie etwa Schichtung, Technologisierung, Mobilität oder Wertewandel un-





den Zusammenhalt der Bevölkerung untereinander zu haben scheinen. Diese weisen 
einen unterschiedlichen Strukturierungsgrad auf. Die Bandbreite reicht dabei von 
informellen Strukturen, wie der Nachbarschaftshilfe, bis hin zu stärker formalisierten 
Organisationsformen wie bspw. dem Kombit, einem Austausch von Arbeitskräften 
nach festgelegten Regeln (s. Abb. 12). Der Kombit bezeichnet eine kollektive Arbeits-
form, die traditionell mit Musik begleitet wurde. Auch die Zubereitung und der Ver-
zehr einer gemeinsamen Mahlzeit war ursprünglich ein integraler Bestandteil.  
Die Praxis des Kombit besteht bis heute fort, findet rege An-
wendung und wird von der Bevölkerung an ihre Bedürfnisse 
angepasst. Laut Aussagen eines WHH-Mitarbeiters nutzen z. B. Pflanzergruppen 
den Kombit in Situationen, in denen sie einen erhöhten Bedarf an Arbeitskräften ha-
ben (vgl. oW128). Der Kombit ist somit vor allem ökonomisch vorteilhaft. Die traditio-
nelle Begleitung durch Mu-
sik ist demgegenüber in-
zwischen weniger bedeut-
sam. Als besondere For-
men des Kombit gelten die 
Nutzung für Aktivitäten, die 
die ganze Gemeinschaft 
betreffen (z. B. um ein blo-
ckiertes Flussbett zu räu-
men) sowie der Kombit zur 
Weitergabe von Wissen 
(vgl. oZW017). Hier- 
bei stellt sich eine Person 
in das Zentrum einer Grup-
pe und gibt ihr Wissen an 




Darüber hinaus konnte als formellere Form sozialer Strukturen das Taré identifiziert 
werden, welches nicht allein auf dem Austausch von Arbeitskräften beruht. Den be-
teiligten Arbeitern wird ein Betrag von 100 bis 150 Gourdes pro Tag ausgezahlt22, 
                                            
22 zum Vergleich: die WHH zahlt ungelernten Arbeitskräften den haitianischen Mindestlohn von 200 
Gourdes am Tag 
Abb. 12: Soziale Strukturen in Haiti (eigene Darstellung) 
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sodass das Taré in gewisser Weise dem Arbeitsverhältnis von Tagelöhnern ähnelt 
(vgl. oBD120). Bei all diesen Strukturen handelt es sich um Formen gegenseitiger 
Arbeitsunterstützung, die insbesondere für den ländlichen Raum bei der täglichen 
Feldarbeit bedeutsam sind. Mitarbeiter der WHH stellen fest, dass viele Basisgrup-
pen diese traditionellen Organisationsformen in ihre Arbeit integrieren und dort wei-
terführen (vgl. oZA132). 
Die weniger formellen sozialen Strukturen sind nach Aussagen der Bevölkerung viel-
fältig. Sie beruhen im Wesentlichen auf unverbindlichen Unterstützungsangeboten. 
Diese Selbsthilfestrukturen bzw. Formen der gegenseitigen Hilfe (Entraide) kommen 
besonders in Notsituationen, bei Arbeitsspitzen oder höheren finanziellen Ausgaben 
zur Anwendung. Eine besondere Form von Entraide für die Unterstützung von 
Flüchtlingen nach einer Notsituation ist die Organisation einer Spendenaktion. Für 
die Durchführung ist zumeist ein Komitee, bestehend aus Vertretern des Staates, der 
Kirche und Notables des Ortes, verantwortlich. Dabei versammeln sich die Dorfbe-
wohner in der Regel in einer Schule oder einer anderen öffentlichen Einrichtung, eine 
Gesamtsumme wird festgelegt und diese von der Bevölkerung zusammengetragen 
(vgl. oZA132). Hinzu kommen spezielle Unterformen von Entraide wie die Sosye. 
Dabei handelt es sich um eine Form guter Nachbarschaft auf Basis von Freundschaf-
ten oder Familienzugehörigkeit (vgl. oBD098), bei der sich Personen, die ansonsten 
keiner Organisation angehören, auf individueller Ebene gegenseitig finanziell oder 
durch das Bereitstellen von Arbeitskraft unterstützen. Zudem existieren Selbsthilfest-
rukturen, innerhalb derer sich ausschließlich Frauen engagieren, wie die Fanm Tèt 
Kole, um ihre spezifischen Interessen besser umsetzen zu können.  
Es wurden jedoch auch Einzelfälle identifiziert, bei denen die Befragten keinerlei Hilfe 
aus der Gemeinschaft erhalten, was vermutlich mit dem niedrigen Bildungsstand, 
hohen Armutsgrad oder der großen Entfernung zwischen Wohnort und Dorf zusam-
menhängen kann23.  
Die in den folgenden Kapiteln aufgeführten Fallbeispiele beleuchten einige der ge-
nannten Organisationsformen näher.  
Ein besonderer Aspekt am Projektstandort Ouanaminthe, an dem die WHH sowohl in 
der Stadt als auch auf dem Land arbeitet, ist die unterschiedliche Sozialstruktur zwi-
schen urbanen und ruralen Räumen. So lassen sich nach Aussagen der WHH und 
einer weiteren Nichtregierungsorganisation (NRO) die Menschen im städtischen 
                                            
23 Die Gründe für die Isolation bzw. Nichtintegration einzelner Gemeindemitglieder konnten im Rah-
men der Studie, in derem Mittelpunkt die Basigruppen standen, nicht näher untersucht werden. Im 
Sinne einer verbesserten Partizipation und Inklusion aller Bewohner sollten diese Ursachen jedoch 
näher beleuchtet werden. 
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Raum nicht so gut mobilisieren, wie im ländlichen Raum (vgl. oN037). So heißt es: 
„Je abgelegener der Ort, desto stärker engagieren sich die Leute“ (vgl. oW139). Hier 
wird deutlich, dass die Menschen im ländlichen Bereich scheinbar stärker auf sich 
selbst gestellt und auf gegenseitige Unterstützungsmechanismen angewiesen sind, 
z. B. in Bezug auf den erwähnten Austausch von Arbeitskräften. Weit ab von den 
besser ausgebildeten städtischen Versorgungssystemen muss sich die Gemein-
schaft auf dem Land viel stärker selbst organisieren und helfen.  
Eine weitere Besonderheit zwischen Stadt und Land ist die Art des gesellschaftlichen 
Engagements. Sowohl die Gemeinschaft, als auch einzelne Akteure organisieren 
sich im städtischen Raum eher in Form formeller Organisationen mit einem eigenen 
Statut und festgelegten Entscheidungstrukturen. Ein wichtiger Grund dafür ist nach 
Auffassung der WHH-Mitarbeiter der i.d.R. höhere Bildungsstand der Menschen in 
der Stadt. Weitere Ursachen könnten u. a. in den Partikularinteressen derselben lie-
gen: Im städtischen Milieu ist eine Mittelschicht stärker vertreten, die sich in Gruppen 
engagiert. Auf dem Land sind solche Strukturen oftmals praktisch nicht existent, da 
es kaum Großbauern oder Intellektuelle gibt, die Führungspositionen einnehmen 
(vgl. oW139). Der Bildungsaspekt spielt demnach eine wichtige Rolle bei der Frage, 
ob und auf welche Art und Weise sich eine Gemeinschaft organisiert: „Höhere Bil-
dung bedingt auch ein besseres gesellschaftliches Engagement“ (s. ebd.). Die oft 
unzureichend gebildete Landbevölkerung sieht häufig nicht die Vorteile, die eine Or-
ganisation in Gruppen oder Zusammenschlüssen mit sich bringt (vgl. oE075, 
oW027). Daraus lässt sich schließen, dass der Bildungsstand nicht nur einen Ein-
fluss auf den Grad sozialer Strukturen hat, sondern sich auch auf den Inklusionsgrad 
bestimmter Bevölkerungsteile in die Gemeinschaft auswirkt.24 
Einen wichtigen Gradmesser für die Inklusion in die Gemeinschaft 
stellt die Rolle der Frau dar. Der Aussage, dass Frauen und Männer 
gleichberechtigte Teile der Gesellschaft wären (vgl. oZA115), stehen 
Berichte gegenüber, dass Frauen Opfer von Ungleichbehandlung und 
Belästigung werden (vgl. oN076). Um gegen diese Schwierigkeiten 
gemeinsam vorzugehen, mehr Mitspracherecht zu haben oder einfach ihren spezifi-
schen Aktivitäten nachgehen zu können, organisieren sich Frauen in eigenen Grup-
pen (vgl. oZA082). Frauengruppen spielen für die Gemeinschaft – gerade bezogen 
auf gesellschaftliche Veränderungsprozesse und die Rechte von Frauen – eine wich-
tige Rolle (vgl. oS114). Sie sollten sich daher aus Sicht der WHH nicht nur abgren-
                                            
24 Andere Gründe liegen nach Auffassung der Autoren u. a. im Vorhandensein oder Nichtvorhanden-
sein gemeinsamer Interessen. Soziale Bewegungen zeigen weltweit und trotz eines geringen Bil-





zen, sondern in der Gemeinschaft aktiv zusammen mit anderen Akteuren und Indivi-
duen interagieren (vgl. oW027). 
Hinsichtlich gesellschaftlicher Veränderungsprozesse haben die Themen Inklusion 
und Partizipation eine große Bedeutung für die Entwicklungsakteure. Neben der Stel-
lung der Frau widmen sich zahlreiche Aktivitäten von NRO und lokalen Gruppen, 
auch der Integration möglichst aller Bevölkerungsteile. So wird versucht, Menschen 
mit Behinderung und besonders arme Menschen stärker in die Gemeinschaft einzu-
binden (vgl. u. a. oZW015, oW027, oN138), indem sie Lebensmittel (vgl. oZW015, 
oE075) sowie besseren Zugang zu Bildung erhalten (vgl. oE075) und ihnen ihre 
Rechte und Pflichten innerhalb der Gesellschaft vermittelt werden (vgl. oZW043).  
Auf der Ebene der Basisgruppen wurde in den untersuchten Ge-
meinschaften eine hohe Vielzahl und Diversität an Assoziationen iden-
tifiziert, die sich in vielfältigen Bereichen engagieren und 
unterschiedliche Rollen und Funktionen einnehmen. Sie werden unter 
dem Resilienzcharakteristikum hohe Diversität in Kapitel 5.2.2 näher 
erläutert. Die Perzeptionen der befragten Akteure zu den Funktionen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen sowie ihrer Bedeutung für die Gemeinschaft wurden her-
ausgearbeitet. Eine vollständige Aufstellung der Eigen- und Fremdwahrnehmung der 
einzelnen Gruppen befindet sich im Anhang I. Zusammenfassend lässt sich aussa-
gen, dass – bedingt durch ihre Ziele und ökonomischen Interessen im Interventions-
feld Landwirtschaft – vor allem Bauerngruppen versuchen, vornehmlich ihre eigenen 
Mitglieder zufriedenzustellen. Die Bevölkerung profitiert nur indirekt durch den Ver-
kauf der Produkte auf dem Markt. Andere Gruppen verfolgen gezielt Interessen, die 
dem Gemeinwohl dienen und versuchen, die Bevölkerung unter den Maßgaben 
Nachhaltigkeit, Selbstorganisation und Verbesserung der Lebensbedingungen direk-
ter zu erreichen. Das ist z. B. bei Assoziationen der Fall, die im Bildungsbereich tätig 
sind (vgl. oW027).  
Es gibt Beispiele für Gruppen, die sich neben den Aktivitäten in ihren jeweiligen 
Kernbereichen ebenso in der Verantwortung sehen, die Entwicklung der gesamten 
Gemeinschaft voranzutreiben. Indem sie Aufgaben aus dem staatlichen Verantwor-
tungsbereich übernehmen (z. B. Infrastrukturmaßnahmen), weiten sie ihre Hand-
lungsspielräume auf den staatlichen Sektor aus und versuchen die Lücken zu 
besetzen, die der Staat aufgrund seiner mangelnden Präsenz im ländlichen Raum 
nicht ausfüllt. Ähnliches gilt für die Ausweitung der Handlungsspielräume in den öko-
nomischen Bereich hinein: z. B. durch den Vertrieb der Produkte der Mitglieder und 
das Anbieten von Mikrokrediten. Ein Beispiel hierfür wird für das Dorf Acul des Pins 





Im Unterschied zu den Gruppen im ländlichen Raum, die vor allem im Bereich Land-
wirtschaft intervenieren, sind die Gruppen in der Stadt Ouanaminthe stärker in den 
Sektoren Aufklärung, Sensibilisierung und Bildung tätig (vgl. oW128), bspw. für The-
men, die die Umweltsituation in der Stadt betreffen. 
Auf der Individualebene standen die Aspekte Lebensstandard und 
Motivation im Mittelpunkt der Betrachtung: Der Lebensstandard am 
Projektstandort Ouanaminthe wird von den Interviewten als eher 
schlecht bezeichnet. Viele Menschen würden in Armut leben, könnten 
sich nicht ausreichend ernähren, sich keine Unterkunft leisten und ihre 
Kinder nicht zur Schule schicken (vgl. oZW015). Ein Mangel an Arbeit und hohe Ar-
beitslosenzahlen zwingen vor allem Jugendliche, in die Dominikanische Republik zu 
migrieren (s. Fallbeispiel Acul des Pins, Kap. 5.2.3, vgl. oZW065). 
Die Betrachtung des Einflusses von zivilgesellschaftlichen Gruppen auf den Lebens-
standard zeigt vor allem eine Veränderung im ökonomischen und sozialen Bereich. 
Da auch die WHH-Maßnahmen in der Regel auf die ökonomische Verbesserung der 
Lebenssituation abzielen (s. Kap. 5.4), lassen sich hier einige Zusammenhänge er-
kennen. Durch Schulungen im landwirtschaftlichen Bereich können qualitativ hoch-
wertigere Produkte in größerer Quantität hergestellt werden (vgl. oW128, oZW064), 
teilweise erhalten die Gruppenmitglieder auch eine Bezahlung, die den Lebensstan-
dard einzelner Personen direkt verbessern kann (vgl. oZW015). Häufig wird jedoch 
bemängelt, dass diese Einkommenseffekte gering sind. Oft scheitert die Umsetzung 
von erfolgsversprechenden Aktivitäten auch am Mangel an Ressourcen oder fehlen-
dem Wissen (vgl. oZW042, oZW017). Stimmen, die behaupten, es gäbe keinerlei 
positive Wirkungen auf die Lebensbedingungen der Menschen gibt es jedoch ledig-
lich vereinzelt (vgl. oS127). 
Um die Motivation von Individuen, sich zivilgesellschaftlich zu enga-
gieren, darzustellen, werden die unterschiedlichen Perzeptionen im 
Folgenden aus zwei Blickwinkeln dargestellt: Aus der Selbsteinschät-
zung von Gruppenmitgliedern und aus der Fremdeinschätzung der 
WHH-Mitarbeiter. Mitglieder von Gruppen berufen sich häufig auf ihre 
eigenen (erfolgreichen) Aktivitäten sowie ihre Funktion und Arbeitsweise als Beleg 
für ihre Motivation, sich zu organisieren. Diese Argumente sollen gleichzeitig beim 
Werben neuer Mitglieder helfen (vgl. oZA082, oZW015). Nach eigenen Angaben nut-
zen Gruppenmitglieder teilweise auch ihre eigenen materiellen Ressourcen (Motor-
rad, Auto, Büro), um eine Aktivität zu unterstützen (vgl. oZW042). Aus Sicht der 
WHH-Mitarbeiter besteht die Hauptmotivation, Mitglied einer Gruppe zu sein oder zu 
werden, in der Regel in der Verbesserung des eigenen Lebensstandards (vgl. 






Mitglieder zulassen und Projekte einzig zum Vorteil der Mitglieder durchgeführt wer-
den, scheint sich die primäre Motivation der Verbesserung des eigenen Lebensstan-
dards auch hier zu bestätigen (vgl. oW128). Aus Sicht der WHH-Mitarbeiter gründen 
sich manche Gruppen nur zur Akquise von Projekten und lösen sich nach Projekten-
de wieder auf (vgl. ebd.). Dies gelte auch für Basisgruppen im urbanen Raum, die 
abhängig von Projektgeldern seien und ohne diese kaum oder gar nicht tätig wären 
(vgl. oW139). 
5.2.2 Resilienz in Ouanaminthe 
Im Folgenden werden die Ergebnisse zum Thema Resilienz am Projektstandort 
Ouanaminthe dargestellt. Die Betrachtung der Resilienz orientiert sich an den Cha-
rakteristika einer resilienten Gemeinschaft (s. Kap. 4.3). Zunächst wird ein Blick da-
rauf geworfen, gegenüber welchen Belastungen und Schocks sich die Menschen in 
den Untersuchungsstandorten behaupten müssen. Danach werden die Gemein-
schaften jeweils mit Blick auf die Charakteristika hohe Diversität, Effektivität staatli-
cher Akteure, Planung, Vorbereitung und Bereitschaft sowie lernende Gemeinschaft 
untersucht. Zur besseren Orientierung ist das entsprechende Charakteristikum durch 
gelbe Icons am Seitenrand hervorgehoben. 
In der Projektregion Ouanaminthe werden von den Befragten Epidemien, Krankhei-
ten wie Cholera und Malaria, Wirbelstürme (vgl. oZA132, oS009, oN067) und Dürre-
perioden als Belastungen und Schocks erwähnt. Die Epidemien, Wirbelstürme und 
Dürreperioden können eine unzureichende Nahrungsmittelversorgung zur Folge ha-
ben, sodass noch mehr Lebensmittel aus der Dominikanischen Republik importiert 
werden müssen (vgl. oZA082). In der Stadt Ouanaminthe werden am häufigsten re-
gelmäßig wiederkehrende Überschwemmungen aufgezählt (vgl. u. a. oS114, oN037, 
oZW019). Es fehlt in manchen Gegenden an Abwasserkanälen bzw. diese sind mit 
Müll verstopft (vgl. u. a. oZW017, oS010, oE075), so dass bei Regen ein erhöhtes 
Überschwemmungsrisiko besteht. 
Als Belastung auf gesellschaftlicher Ebene wird eine hohe Kriminalität beobachtet, 
die durch Befragte mit der schlechten Versorgungslage, der hohen Arbeitslosigkeit 
oder der mangelnden Polizeipräsenz begründet wird (vgl. u. a. oZW019, oS078, o-
ZA077). Da die Region an der Grenze zur Dominikanischen Republik liegt, ist sie 
zusätzlich direkt von den Grenzproblemen und den immer wieder kritischen Bezie-
hungen zwischen Haiti und seinem Nachbarland betroffen. Es wird jedoch nicht nur 
eine Abwanderung in die Dominikanische Republik beobachtet (s. Kap. 5.2.3), Inter-
viewte stellen auch eine starke Zuwanderung aus allen Teilen Haitis in die Gemeinde 
Ouanaminthe fest. Dies führt, neben dem ohnehin hohen Bevölkerungswachstum 
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dazu, dass insbesondere die Stadt Ouanaminthe stark wächst, wodurch die genann-
ten Probleme z. T. noch verschärft werden (s. Kap. 3.4.1). 
Diese Ergebnisse ähneln größtenteils denen einer repräsentativen, bisher unveröf-
fentlichten Bevölkerungsumfrage, die 2013 in verschiedenen Gemeinden Ouana-
minthes vom Catholic Relief Service (CRS) durchgeführt wurde.25 Ein Unterschied 
besteht darin, dass das Problem der Trockenheit in dieser Befragung sehr viel häufi-
ger genannt wurde als Überschwemmungen. 
In Bezug auf die erwähnten Extremwetterereignisse und naturbedingten Belastun-
gen, geben die meisten Befragten an, im Falle einer Bedrohung oder eines Notfalles 
nicht ohne externe Hilfe zurechtzukommen (vgl. u. a. oB091, oB095, oB133). Aller-
dings wird auch ausgesagt, dass trotz der großen Armut in Notsituationen nachbar-
schaftliche Hilfe geleistet wird (vgl. oB134, ZW064), (s. Kap 5.2.1). 
In der Region gibt es eine Vielzahl von Akteuren, Gruppen, Organisationen und Ein-
zelpersonen, die eine wichtige Rolle innerhalb der Gemeinschaft ausüben. Wie im 
Folgenden gezeigt wird, sind diese Akteure in den verschiedensten Interventionsfel-
dern tätig und tragen zur Diversität und damit, wie in Kapitel 4.3 erläutert, zu einer 
erhöhten Resilienz der Gemeinschaften an den Erhebungsstandorten bei. 
In den durchgeführten Interviews wurden fast 80 lokale Assoziationen 
genannt, die sich in diversen Interventionsfeldern engagieren. Beson-
ders viele sind in der Landwirtschaft tätig, gefolgt von den Sektoren 
Bildung, Handel, Umwelt, Zivilschutz, Transport und Infrastruktur so-
wie Kultur und Sport. Einige andere Assoziationen engagieren sich in 
der Politik oder in den Bereichen Menschen- und Frauenrechte, Gesundheit, Zivilge-
sellschaftsförderung, Tourismus, Mikrokredite und Konfliktlösung (s. Anhang I).  
Darüber hinaus wurden 21 internationale Organisationen erwähnt, die sich in der 
Gemeinde ebenfalls in diversen Interventionsfeldern engagieren. Besonders häufig 
wurden neben der WHH das Kanadische Centre d’Etude et de Coopération Internati-
onale (CECI), Solidarité Frontalière, Plan International und Oxfam angeführt. Diese 
sind in den Bereichen Umwelt, Landwirtschaft, Migration, Menschenrechte, Bildung, 
Schutz von Kindern, Zivilschutz und Zivilgesellschaftsförderung aktiv. Andere interna-
tionale Organisationen engagieren sich zudem in den Bereichen Gesundheit, Infra-
struktur, Mikrokredite, Menschenrechte, Politik und Kultur. 
                                            
25 Auf die Frage welche anthropogen oder natürlich verursachten Schocks die Befragten in den letzten 
zwei Jahren erlebt haben, antworteten in der Studie von CRS 86.6% Trockenheit, 56.6% Wirbelstür-
me, 36.8% schlimme Krankheit in der Familie, 35% Krankheit, 25.6% Überschwemmung, 5.4% Erd-





Aufgrund ihrer Stellung, ihres Wissens oder ihres Berufes spielen auch Einzelperso-
nen innerhalb der Gemeinschaften eine wichtige Rolle und tragen damit zur Diversi-
tät bei. Dazu zählen vor allem die Notables und die Vertreter verschiedener 
Glaubensgemeinschaften, die sich neben ihren alltäglichen Tätigkeiten dem Zivil-
schutz, der Konfliktlösung und der Sensibilisierung der Bevölkerung widmen. 
Unter den staatlichen Akteuren wurde besonders häufig auf die Bürgermeister hin-
gewiesen, die für die Erbringung von Basisdienstleistungen und den Zivilschutz zu-
ständig sind. Als wichtig werden zudem die Zivilschutzkomitees sowie die lokalen 
staatlichen Behörden CASEC (Conseil d’Administration de la Section Communale) 
und ASEC (Administration de la Section Communale) eingestuft. Die verschiedenen 
Ministerien wurden hingegen eher selten genannt. 
Aus Sicht einiger Basisgruppen kommen jedoch die Bürgermeisterei 
und die CASEC vielen ihrer Aufgaben nicht ausreichend nach. Beson-
ders häufig wird diesbezüglich der Wiederaufbau zerstörter Straßen 
genannt, eine Aufgabe, die infolgedessen von einigen lokalen Gruppen 
übernommen wird (vgl. oZA082, oZW017, oZW066). Auch andere Ak-
tivitäten, die die Interviewten als Staatsaufgaben wahrnehmen, werden aus Sicht 
mancher staatlicher Akteure, Gruppen und Entwicklungspartner von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen übernommen. So kümmern sich Basisgruppen um Latrinen-
bau, Straßeninstandhaltung, Katastrophenvorsorge, Müllbeseitigung, Kanalbau und -
reinigung, Sensibilisierung der Bevölkerung, Alphabetisierung, Marktreinigung sowie 
die Wiederaufforstung (vgl. oS010, oZA082, oZW019). Nach dem Erdbeben von 
2010 sorgten sie zudem für Notunterkünfte und Kleidung für Flüchtlinge aus dem 
Süden des Landes (vgl. oZA082). Es gibt jedoch auch eine Gruppe, die den Staat 
nicht in seinen Aufgaben substituieren will, obgleich dieser seiner Verantwortung, z. 
B. für die Müllentsorgung, auch aus ihrer Sicht nicht nachkommt (vgl. oZW015). 
Auch die Kirchen und internationale Nichtregierungsorganisationen (iNRO) nehmen 
Aufgaben wahr, die normalerweise in der Verantwortung des Staates liegen. Aus 
Sicht eines staatlichen Akteurs zählen fast alle Interventionsbereiche der iNRO zu 
den vom Staat zu erbringenden Aufgaben (vgl. oS009). Vertreter der iNRO sehen 
dies jedoch häufig nicht als Ersatz sondern vielmehr als Unterstützung für den Staat 
(vgl. oE075, oW027, oN037). Das größte Problem sehen verschiedene Interviewte 
diesbezüglich in der mangelhaften Koordination der iNRO-Aktivitäten (vgl. oZW042, 
oW027, oS009). 
Wie erwähnt, ist ein Teil der genannten Akteure auch im Zivilschutz 
tätig und bildet zudem ein Informationsnetzwerk (s. Fallbeispiele). Für 
dieses spielen die Kirche, das Rote Kreuz, iNRO, Zivilschutzkomitees 









Manche Befragte sind sich der Gefahrenlage bewusst und handeln entsprechend, 
was sie selbst z. T. auf die durchgeführten Sensibilisierungskampagnen zurückfüh-
ren. So halten sie sich bspw. im Falle eines Wirbelsturms von Bäumen und Flüssen 
fern. Sie sind der Ansicht, ihr Schicksal selbst in der Hand zu haben (vgl. oB135, 
oB093). Im Gegensatz dazu sind andere der Meinung, Gott verhindere größere 
Schäden, sodass sie keinerlei Vorsichtmaßnahmen treffen müssen: „Dieu ne laisse 
pas les vents faire de grands dégâts.“ (oB096).  
Aus den Interviews geht hervor, dass es in der Gemeinde Ouanaminthe kaum Pläne 
und Strategien zum Verhalten während eines Extremwetterereignisses oder einer 
Katastrophe gibt. Die von Befragten genannten Strategien, wie bspw. der Verkauf 
von Rindern oder die zeitweise Migration in andere, nicht betroffene Gebiete (vgl. 
oB137), können eher als Coping-Strategien bewertet werden, da sie kurzfristige 
Überlebensstrategien anstatt längerfristiger Anpassung an Veränderungen darstel-
len.26 Lediglich für die EIC wurde ein Kontingenzplan entworfen, in dem es um Früh-
warnsysteme und Sensibilisierungsmaßnahmen geht (vgl. oN037). Andere Akteure 
sind jedoch nicht darüber informiert, ob diesbezüglich in der Gemeinde Pläne existie-
ren (vgl. oZW019). 
Die Mechanismen, die den Menschen dabei helfen könnten, aus ver-
gangenen Belastungen und Schocks zu lernen, um in Zukunft besser 
mit ähnlichen Ereignissen und Problemen umzugehen, sind eher 
schwach ausgeprägt. Viele Befragte sind einerseits durch Treffen im 
Dorf, informellen mündlichen Austausch und das Radio relativ gut in-
formiert. Darüber hinaus organisieren manche lokale Gruppen Treffen, um einen 
Wissensaustausch zu ermöglichen: „Celui qui connait une chose se met au centre et 
les autres se regroupent autour de lui pour apprendre de son savoir“ (oZW017). 
Dennoch scheint es andererseits, als würden nur wenige Lehren aus vergangen Er-
fahrungen gezogen. So hat bspw. ein Großteil der Befragten, die für ihren Lebensun-
terhalt notwendigen Tätigkeiten nach der letzten Notsituation nicht diversifiziert, was 
zur Risikominimierung beitragen würde (vgl. u. a. oB091, oB095, B133). Lediglich 




                                            
26 Eine hilfreiche Abgrenzung der Begriffe Coping und Anpassung findet sich im Spezialbericht des 
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) zum Management von Risiken und Extremereig-
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5.2.3 Fallbeispiel – Acul des Pins 
Da sich das zivilgesellschaftliche Leben in den Gemein-
schaften als sehr vielfältig dargestellt hat, wurden zur 
Illustration zwei Fallbeispiele am Projektstandort 
Ouanaminthe für eine eingehendere Untersuchung aus-
gewählt. Anhand dieser Beispiele soll verdeutlicht wer-
den, wie sich die beiden Bereiche Zivilgesellschaft und 
Resilienz auf lokaler Ebene darstellen und darüber hin-
aus, wie eng sich diese beiden Aspekte gegenseitig be-
dingen. Zivilgesellschaft und Resilienz werden in den 
Gemeinden Acul des Pins und Acul Samedi (s. Kap. 
5.2.4) als Gesamtsystem betrachtet und anhand ausgewählter Charakteristika dar-
gestellt (s. Operationalisierung der Konzepte in Kap. 4). Auf diese Weise wird die 
Komplexität der Anwendung der Konzepte auf lokaler Ebene sehr deutlich. Zur bes-
seren Orientierung ist auch hier das jeweils betrachtete Charakteristikum am Seiten-
rand gekennzeichnet (Zivilgesellschaft: blaue Icons, Resilienz: gelbe Icons, beide 
Bereiche betreffende Charakteristika: gelb-blaue Icons). 
Acul des Pins ist eine Section Communale der Commune de Ouanaminthe (s. Kap 
3.4.1), gehört zum Département Nord-Est und hat 5025 Einwohner, die in insgesamt 
950 Haushalten leben (IHSI, 2009: 29, 72). Zur dominikanischen Grenze sind es in 
östlicher Richtung nur wenige Kilometer. Das Terrain ist leicht hügelig und wird vom 
Fluss Jassa durchquert. Die Haupteinnahmequelle der Bevölkerung stellt der Verkauf 
landwirtschaftlicher Produkte dar. An Markttagen kommen viele Menschen aus den 
umliegenden Dörfern nach Acul des Pins, um dort Handel zu betreiben (s. Abb. 13). 
Um zu beurteilen, ob Zivilgesellschaftsförderung zur Resilienz der Bevölkerung bei-
trägt (s. Kap. 5.4.3 und 6), müssen zunächst die Belastungen und Schocks, denen 
diese Gemeinschaft ausgesetzt ist, bekannt sein. In Acul des Pins wurden besonders 
häufig in unregelmäßigen Abständen auftretende Wirbelstürme, Überschwemmun-
gen und Dürren genannt (vgl. oZA104, oS127, oB111). Die Überschwemmungen 
führen mitunter zu einem Verlust von Rindern und kleinbäuerlichen Plantagen, Was-
ser dringt in einzelne Häuser ein und Straßen werden zerstört (vgl. oBD098, 
oZW002). Dies hat zur Folge, dass die Bauern ihre Ernte nicht ganzjährig transpor-
tieren und auf dem Markt verkaufen können (vgl. oBD098, oZW002). Zudem leiden 
einige Bauern unter der Vernichtung großer Ernteanteile durch Schädlingsbefall (vgl. 
oZW002). Für die Bevölkerung ergibt sich daraus die Konsequenz, dass die Nah-
rungsmittelversorgung nicht ganzjährig gewährleistet werden kann. Die Aussage der 
ASEC „Nous ne sommes pas maitres de nos ventres“ (oE127) fasst dies zusammen. 
Häufig fehlen auch die finanziellen Ressourcen, um notwendige Ausgaben für Schul-
Untersuchungsergebnisse 77 
 
geld oder Krankenhausbesuche zu tätigen (vgl. oBD098, oS127). Alternative Er-
werbsquellen bestehen bspw. im Fällen von Bäumen, der Produktion von Holzkohle, 
im Kleinhandel (besonders bei Frauen) und im Betreiben von Mototaxis (besonders 
bei jungen Männern). Unter der jüngeren Generation ist Arbeitsmigration in die Do-
minikanische Republik weit verbreitet (vgl. oBD098). Als weitere Belastung wird das 
Auftreten von Krankheiten, wie z. B. Cholera und Malaria, genannt (vgl. oZA104, 
oS127, oB111). 
Abb. 13: Marktplatz in Acul des Pins (eigenes Bild) 
 
Blickt man genauer auf die Gemeinschaftsebene in Acul des Pins, fällt 
die Vielzahl sozialer Strukturen auf, die einen stärkenden Einfluss auf 
den Zusammenhalt der Bevölkerung haben. Diese unterscheiden sich 
in ihrem Strukturierungsgrad und reichen von Nachbarschaftshilfe bis 
hin zur Praxis des Kombit, die in Acul des Pins bis heute fortbesteht 
(s. Kap. 5.2.1). Bspw. trifft sich eine WHH-Gruppe zur unentgeltlichen Arbeit auf dem 
Feld eines Mitglieds zur Durchführung eines Kombit. Im Gegenzug hilft die Person 
den anderen zu einem späteren Zeitpunkt (vgl. oZW002). Das Arbeitsprinzip beruht 
somit auf Gegenseitigkeit. Eine andere Gruppe, die nicht mit der Welthungerhilfe zu-
sammenarbeitet, nutzt den Kombit für die Arbeit in den Gemüsegärten ihrer Mitglie-
der (vgl. oZA104). Daneben werden Kombit auch unabhängig von Basisgruppen in 





In Acul des Pins bestehen zahlreiche weniger formelle Selbsthilfestrukturen. So hilft 
man sich mit Lebensmitteln aus oder unterstützt sich bei Haushaltstätigkeiten, wenn 
Einzelne, z. B. bei Krankheit oder Schwangerschaft, besonderer Hilfe bedürfen (vgl. 
u. a. oB056, oB071, oB074). Zudem unterstützen sich Individuen bei der Ernte und 
beim Hausbau (vgl. oB072, oB073). Auch die Sosye in der Nachbarschaft, Familie 
oder im Freundeskreis spielt eine Rolle in Acul des Pins (vgl. oBD098). Personen, 
die ansonsten keiner Organisation angehören, unterstützen sich hierbei insbesonde-
re bei der Feldarbeit oder auch bei Hochzeiten und Todesfällen, wenn höhere finan-
zielle Ausgaben anfallen.  
Es gibt jedoch auch einzelne Befragte, die angeben, keinerlei Hilfe von anderen in 
der Gemeinschaft zu erhalten (vgl. u. a. oB055, oB057, oB099). 
Auf der Gruppenebene verfügt Acul des Pins über eine außerordentlich 
hohe Vielzahl und Diversität an Assoziationen, die sich in der Gemein-
schaft engagieren. Es wurden 49 Basisorganisationen identifiziert, von 
denen die Mehrzahl in der Landwirtschaft aktiv ist. Zu den anderen Tä-
tigkeitsbereichen zählen kulturelle Aktivitäten, Infrastrukturmaßnah-
men, Umweltschutz und Katastrophenhilfe. Zudem gibt es einige 
Gruppen, die sich für die Belange von Frauen einsetzen bzw. Frauen 
die Möglichkeit geben, sich auszutauschen (s. Anhang I). Ein Beispiel 
dafür ist die Frauenorganisation Fanm Tèt Kole, was sinngemäß be-
deutet „l’union fait la force“ (vgl. oW128). 
Zur Illustration der Rollen und Handlungsspielräume von Gruppen, wird im Folgen-
den eine nicht von der WHH geförderte Gruppe beispielhaft näher betrachtet: Neben 
der Landwirtschaft interveniert sie ebenfalls in den Bereichen Umwelt und Infrastruk-
tur und sieht sich in der Verantwortung, die Entwicklung der gesamten Gemeinschaft 
voranzutreiben. Diese Organisation ist gut vernetzt ist und 
ihre Aktivitäten sind nach außen sichtbar. Vertreter der Grup-
pen waren bei vielen Veranstaltungen im Dorf und mischten sich konstruktiv in Dis-
kussionen und Debatten mit der Bevölkerung und der CASEC ein. Sowohl staatliche 
Akteure als auch andere Gruppen und einzelne Dorfbewohner beurteilen sie als ein-
flussreichen Akteur (vgl. u. a. oS016, oZW002, oB110). Indem die Organisation In-
frastrukturmaßnahmen durchführt, weitet sie ihre Handlungsspielräume auf den 
staatlichen Sektor aus. Sie übernimmt Aufgaben, die der Staat aufgrund seiner man-
gelnden Präsenz im ländlichen Raum nicht ausfüllt (s. Kap. 4.1). Ähnliches gilt für die 
Wirtschaft: Die Organisation übernimmt den Vertrieb landwirtschaftlicher Produkte, 
die ihre Mitglieder produzieren und bietet Mikrokredite an. Dadurch erweitert sie ihren 
Handlungsspielraum auch in den ökonomischen Sektor hinein (s. Fehler! Verweis-







Abb. 14: Ausweitung von Handlungsspielräumen 
einer lokalen Basisgruppe (eigene Darstellung) 
 
 
Stärke der Organisation be-
steht darin, dass sie vielfäl-
tige Rollen übernimmt und 
im ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Bereich 
tätig ist (s. Kap. 4.2).  
In Acul des Pins verfolgen 
die untersuchten Basis-
gruppen entweder eigene, 
z. B. wirtschaftliche Ziele 
oder engagieren sich für 
das Gemeinwohl. Zwei der 
interviewten Gruppen sehen 
ihre Rolle explizit darin, den 
Lebensstandard der Bevöl-
kerung zu erhöhen (vgl. 
oZA104, oZW002). In den 
Gruppeninterviews wird 
auch tatsächlich mehrheit-
lich geäußert, dass sich der Lebensstandard durch die Gruppenaktivitäten tendenzi-
ell erhöht hat (vgl. oZW002, oZW046, oZA104). Allerdings gab ein Teil der befragten 
Einzelpersonen an, nicht von den Aktivitäten zu profitieren, darunter auch einige, die 
einer Gruppe angehören (vgl. oB070, oB073, oB074). Möglicherweise sind die Aus-
sagen darauf zurückzuführen, dass einzelne Gruppenaktivitäten nicht ausreichen, 
um den Lebensstandard ihrer Mitglieder zu erhöhen. Zum anderen gibt es auch Per-
sonen, die nur wenige oder gar keine Gruppen kennen, und aufgrund dessen auch 
nicht deren Aktivitäten oder Wirkungen. 
Zwei Beweggründe sind es im Wesentlichen, die Individuen zum 
Engagement in einer Gruppe veranlassen. Einerseits sind es 
selbstbezogene Gründe, die darauf abzielen die eigene ökonomi-
sche Situation abzusichern, wie Arbeitssuche, Teilnahme an Fortbil-
dungen und Absicherung in Notsituationen (vgl. u. a. oB056, oB070, 
oB100). Andererseits sind es entwicklungs- und gemeinschaftsbe-
zogene Gründe. So geben zwei Personen an, eine Verpflichtung zu 
spüren, die Probleme im Dorf zu lösen (vgl. oB110, oB111). Eine 
andere möchte die Lebensbedingungen verbessern und mit ande-







Wie in Kapitel 4.2 erläutert, kann die Vernetzung und Kooperation ein ausschlagge-
bender Faktor für den Erfolg zivilgesellschaftlicher Gruppen sein. Auf der Ebene der 
Pontage, der Vernetzung mit anderen Akteuren innerhalb der Gemeinschaft, ergibt 
sich in Acul des Pins ein uneinheitliches Bild. Während die eben beschriebene Bei-
spielgruppe (s. o.), gut mit anderen Assoziationen vernetzt ist, scheinen die Gruppen 
der Welthungerhilfe über weniger Kontakte zu anderen Gruppen zu verfügen27. Den-
noch tauschen sich manche Gruppen oder deren Leaders untereinander aus oder 
laden Bewohner der Gemeinde zu Treffen ein, um so ihr Wissen zu teilen: „Nous 
avons l’habitude de parler à d’autres organisations de la société civile. Quand il ar-
rive, l’individu qui ne fait pas partie d’une organisation se présente, et informe le 
groupe sur sa situation. Ça se fait pour la sensibilisation, la conscientisation et la so-
lidarité“ (oZW002). Während die Gruppenmitglieder selbst die Kontakte zur Bevölke-
rung als gut beurteilen, ergeben die Befragungen in den Einzelinterviews jedoch, 
dass die Gruppen in der Dorfgemeinschaft weitgehend unbekannt sind. Das weist 
auf eine unterschiedliche interne und externe Sichtweise in Bezug die Sichtbarkeit, 
Reichweite und Legitimität der Gruppen hin.  
Die Vernetzung mit und das Verhältnis zu lokalen staatlichen Akteuren wird insge-
samt positiv dargestellt. So gibt der CASEC nach Aussagen mancher Gruppen In-
formationen weiter, erteilt Ratschläge und hilft bei administrativen Tätigkeiten (vgl. 
oZW002, oZW046, oZA104). Kirchliche Vertreter werden immer wieder als wichtige 
Autoritäten im Dorf genannt, scheinen aber in die konkrete Arbeit vieler Organisatio-
nen, die Gruppen der WHH eingeschlossen, kaum eingebunden zu sein. Die katholi-
sche Kirche versucht jedoch nach eigenen Angaben, die Interessen der Bevölkerung 
gegenüber dem CASEC zu vertreten, z. B. bei Dorffesten, wenn die ganze Gemein-
schaft zusammenkommt (vgl. oE088).  
Ein wichtiger Faktor für den Erfolg der Gruppen ist außerdem die Vernetzung mit 
Akteuren außerhalb der Gemeinschaft, das Etablissement des liens. Die Beziehun-
gen zwischen den Gruppen und staatlichen Akteuren außerhalb der Gemeinschaft 
sind eher schwach ausgeprägt. Diese Lücke wird teilweise von internationalen Orga-
nisationen gefüllt, die sich in Acul des Pins engagieren. Zu diesen zählen neben der 
Welthungerhilf Oxfam, Plan International, das Centre d’Etude et de Coopération In-
ternationale (CECI) und die Food and Agriculture Organization of the United Nations 
(FAO). Sie engagieren sich in den Bereichen Landwirtschaft, Katastrophenvorsorge, 
Bildung, Gesundheit und Wasserversorgung. Einige von ihnen, wie z. B. die WHH, 
arbeiten dabei in enger Zusammenarbeit mit den Gruppen und der Bevölkerung. Sie 
                                            
27 Auch hier kann ein Zusammenhang zu dem in Kapitel 2.2 beschriebenen Bias der Gruppen gegen-
über der fördernden NRO bzw. gegenüber dem externen Interviewteam bestehen 
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gehen bei der Identifizierung der Bedürfnisse der Bevölkerung zum Teil sehr partizi-
pativ vor. Es kommt jedoch auch vor, dass NRO drohen, ihr Projekt an einen ande-
ren Ort zu verlegen, wenn der CASEC oder die Bevölkerung Kritik daran äußern (vgl. 
oBD098).  
Die oben beschriebene Beispielgruppe macht sich das Enga-
gement der NRO zunutze und geht aktiv auf diese zu, sucht 
ihre Büros in der nächstgrößeren Stadt auf oder setzt auf die Vermittlung durch den 
CASEC. 
Insgesamt ist die Vernetzung mit Akteuren außerhalb der Gemeinschaft jedoch ge-
ring ausgeprägt. So wird die Bürgermeisterei vom CASEC regelmäßig zu Treffen 
eingeladen, erscheint jedoch selten. Staatliche Akteure der nationalen und Depart-
mentebene besuchen regelmäßig den CASEC, um sich mit ihm abzusprechen (vgl. 
oE016). Auf der anderen Seite berichtet die ASEC, dass normalerweise zwei Abge-
ordnete bestimmt werden, die die Section Communale in der Assemblée Communale 
in Ouanaminthe vertreten. Allerdings haben seit längerem keine Wahlen stattgefun-
den, da die neue Regierung unter Präsident Martelly die Wahlen immer wieder ver-
schiebt. Somit können die Forderungen der Bevölkerung auf der nächsthöheren 
Ebene kein Gehör finden (vgl. oS127). 
Der CASEC spielt nicht nur auf Gruppen- sondern auch auf Gemein-
schaftsebene eine zentrale Rolle in Acul des Pins. Verschiedentlich 
wird die Bevölkerung in staatliche Entscheidungsprozesse auf lokaler 
Ebene einbezogen. Der CASEC lädt beispielsweise zu Versammlun-
gen ein, bei denen Bauvorhaben diskutiert werden und die Bevölke-
rung ihre Meinung einbringen kann. Bspw. gab es eine Informations- und Diskussi-
onsveranstaltung mit dem Energieministerium und dem CASEC über einen mögli-
chen Abbau von Goldvorkommen (vgl. oS016). Zudem gibt es Versammlungen, zu 
denen explizit die Leaders der Gemeinschaft eingeladen werden (vgl. oS016). Mit 
ihrem Informationsvorsprung verfügen sie über eine hervorgehobene Position und 
fungieren stellenweise als Wissensträger für einzelne Dorfbewohner (vgl. oB070). 
Andere versuchen angeblich, Eigeninteressen durchzusetzen, indem sie gezielt Fal-
schinformationen verbreiten (vgl. oE088) und so ihre Funktion und Macht missbrau-
chen. 
Da es in Acul des Pins keinen festen Ort für die stattfindenden Versammlungen gibt, 
werden bspw. Kirchen, Schulen, der Markt und ein Freizeitzentrum als Treffpunkte 
genutzt. Obwohl die Bevölkerung an diesen Versammlungen teilnimmt, fühlen sich 
nur Wenige in Entscheidungsprozesse auf Gemeindeebene eingebunden. So geben 
zehn von 14 Befragten an, sie würden nicht an Entscheidungen partizipieren. Dem 





kerung sei in Organisationen, in Jugendgruppen oder in religiösen bzw. politischen 
Gruppen organisiert. Isolierte Dorfbewohner gebe es nicht (vgl. oBD098). Eine mög-
liche Erklärung dafür könnte sein, dass sich die dörfliche Gemeinschaft vielfach als 
homogene Einheit betrachtet. In der Realität ergibt sich aus den Befragungen jedoch, 
dass einige Individuen am gemeinschaftlichen Leben kaum oder nur in geringem 
Maße partizipieren. Mangelnde Informationen und daraus resultierende Unwissenheit 
scheinen ein Hindernis auf dem Weg zu einer größeren gesellschaftlichen Inklusion 
zu sein. Ein Kirchenvertreter betrachtet dies als wesentliche Barriere für die Entwick-
lung der Gemeinschaft (vgl. oE088). Schulen in kirchlicher Trägerschaft versuchen 
aus seiner Sicht hier anzusetzen und das Bildungsniveau zu erhöhen, indem bspw.  
grundlegende Rechen- und Schreibfähigkeiten vermittelt werden, die Teilhabe erst 
ermöglichen. Staatliche Bildungseinrichtungen sind dazu oftmals nicht in der Lage, 
da sie dazu weder über ausreichende personelle noch finanzielle Ressourcen verfü-
gen.  
Sowohl die sozialen Strukturen, die Vernetzung zwischen verschiedenen Akteuren 
als auch der Grad an Partizipation und Inklusion innerhalb einer Gemeinschaft haben 
einen Einfluss auf ihre Resilienz (s. Kap 4.3). Durch die Vielzahl an sozialen Struktu-
ren und Gruppen, sowie die Einbeziehung der Bevölkerung durch loka-
le staatliche Akteure, besteht in Acul des Pins ein recht gutes Informa-
tionsnetzwerk, das u. a. als Frühwarnsystem bei eintretenden 
Naturgefahren genutzt wird. Auch das Radio spielt dabei eine wichtige 
Rolle und wird zudem teilweise von Gruppen für Sensibilisierungskam-
pagnen genutzt. Dank dieser Systeme kennt die Bevölkerung wichtige Risiken und 
weiß bezüglich verschiedener Bedrohungen, welche Vorsichtsmaßnahmen getroffen 
werden können, um Schäden zu verringern. Dadurch erweist sie sich als resilienter 
gegenüber den eingangs genannten Belastungen und Schocks. Allerdings fehlen – 
insbesondere den lokalen staatlichen Akteuren – häufig die Mittel, um über Informa-
tionen und Sensibilisierungsmaßnahmen hinaus aktiv zu werden (vgl. oB072). 
Wie in Kapitel 4.3 erläutert, ist es für die Resilienz einer Gemeinschaft 
darüber hinaus entscheidend, dass sie nicht nur frühzeitig vor Extre-
mereignissen gewarnt ist, sondern dass sie auch aus vergangenen 
Belastungen und Schocks lernt, um in Zukunft besser mit ähnlichen 
Ereignissen und Problemen umgehen zu können. Die Gemeinde Acul 
des Pins verfügt über Mechanismen, die ihr dabei helfen. Bspw. ist es mit Hilfe der 
vorhandenen Konfliktbearbeitungsmechanismen möglich, vorangegangene Konflikte 
friedlich zu lösen und Lehren aus diesen Erfahrungen zu ziehen. Für die Bearbeitung 
und Lösung von Konflikten gibt es in Acul des Pins je nach Konfliktart verschiedene 
Ansprechpartner. Zu diesen gehören staatliche Behörden und Akteure wie der 








wertet wird, wird das Zivilgericht als effektivere Konfliktlösungsinstanz gesehen (vgl. 
oS016, oS127). Auf Gemeinschaftsebene befassen sich zudem Notables und Lea-
ders mit der Lösung von Konflikten (vgl. oS016, oZW002). 
Um auch aus Erfahrungen mit bisherigen Naturkatastrophen zu lernen, bedarf es wie 
in Kapitel 4.3 beschrieben u. a. eines kollektiven Gedächtnisses. In Acul des Pins 
ergibt sich diesbezüglich ein uneinheitliches Bild. Während einzelne Akteure und 
Gruppen über detailliertes Wissen darüber verfügen, wann ein bestimmtes Extrem-
ereignis stattgefunden hat und welche Schäden dadurch verursacht wurden (vgl. 
oZW002), war es in der durchgeführten Fokusgruppendiskussion nicht möglich, vo-
rangegangene Schocks genauer zu datieren. Einerseits ist die starke Vernetzung 
und Kooperation innerhalb der Gruppen in Acul des Pins auch beim Auftreten von 
Belastungen gegeben: In diesen Fällen wird innerhalb der Gruppen diskutiert, wie 
man sich verhalten oder anpassen könnte (vgl. oZW002). Auch innerhalb der Ge-
meinschaft findet nach dem Auftreten eines Extremwetterereignisses ein reger Aus-
tausch darüber statt, an dem viele Bewohner partizipieren. So wird bspw. über 
Wiederaufforstung gesprochen und darüber, wie man sich vor Wirbelstürmen schüt-
zen kann, welche Orte von Überschwemmungen betroffen sind und wie man das 
Wasser besser kanalisieren könnte, damit die Straßen nicht mehr zerstört werden 
(vgl. oB072, oB074, oZA104). Der Austausch untereinander führt zum Teil dazu, 
dass die Menschen aktiv werden: „Si les gens n’avait pas l’habitude de parler, la rou-
te n’arriverait pas jusqu’ici“ (oB111). Andererseits sind auch hier nicht alle Bewohner 
von Acul des Pins an den Diskussionen beteiligt, was einer der Gründe dafür zu sein 
scheint, dass die Anpassungsfähigkeit generell eher gering ausgeprägt ist. So pas-
sen die meisten Befragten ihre Erwerbsquellen, die für den Lebensunterhalt notwen-
dig sind, nach aufgetretenen Schocks nicht an (vgl. oB055, oB072, oB101). Zudem 
scheinen – trotz der Vielzahl an sozialen Strukturen – die Selbsthilfekapazitäten im 
Falle von Bedrohungen in Acul des Pins eher schwach. Stattdessen hoffen viele 
Gemeindemitglieder verstärkt auf Hilfe von außen. Diesbezüglich wird sowohl auf 
internationale Organisationen, lokale Behörden als auch auf Gott verwiesen (vgl. 
oB102). Vertreter der katholischen Kirche versuchen den Menschen nach eigenen 
Angaben zu vermitteln, dass sie aktiv handelnde Personen sind, die sich schützen 
können und Katastrophen nicht als schicksalhafte Ereignisse akzeptieren müssen 
(vgl. oBD098). 
5.2.4 Fallbeispiel – Acul Samedi 
Acul Samedi ist Teil des Arrondissement de Fort-Liberté des Département du Nord-
Est. Auf einer Fläche von 0,71 km² leben die 1.660 Einwohner von Acul Samedi in 
370 Haushalten (IHSI 2009: 24 und 65). Naturraum und Wirtschaftsweise der Men-
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schaft und Köhlerei stellen die Haupteinnahmequellen 
für die Bevölkerung dar. Die Erreichbarkeit des Ortes ist 
durch die schwache Infrastruktur eingeschränkt. 
Hinsichtlich bedrohlicher Naturereignisse und anderer 
Schocks verweisen die Interviewten in Acul Samedi ins-
besondere auf Wirbelstürme und andere Unwetter, 
Überschwemmungen und Epidemien (vgl. oB107, 
oZW045, oZA130). Zudem ist Acul Samedi auch von 
Dürren und Bodenerosion betroffen. Zu den genannten dauerhaften politischen und 
gesellschaftlichen Belastungen zählen Klientelismus, Kriminalität und fehlende Si-
cherheit, die u. a. aus einem Mangel an Polizeipräsenz resultiert (vgl. oZW036, 
oB051, oB053). Konsequenzen aus diesen Risiken und Belastungen sind u. a. zer-
störte Gärten und Häuser sowie Ernteverluste mit daraus resultierender Nahrungs-
mittelknappheit.  
Auf der Gemeinschaftsebene stellt sich das Zusammenleben der Be-
völkerung als äußerst lebendig und vielfältig dar. So gibt es zahlreiche 
formelle und informelle Formen sozialer Strukturen innerhalb der Ge-
meinschaft. Ähnlich wie in Acul des Pins (s. Kap. 5.2.3) besteht z. B. 
die Tradition des Kombit und wird vor allem für landwirtschaftliche 
Zwecke noch vielfach angewendet, teilweise angepasst an die heutigen Anforderun-
gen (vgl. oW128). Ebenso besteht das Taré als eine weitere formellere soziale Struk-
tur. Des Weiteren sind informellere Formen der Nachbarschaftshilfe (Entraide) 
alltäglicher Bestandteil des Zusammenlebens in Acul Samedi (vgl. oZA130, oB053, 
oB054). In den Bevölkerungsinterviews geben acht von zehn Befragten an, anderen 
Bewohnern der Gemeinschaft Hilfe zu leisten oder diese zu erhalten. 
Auf Gruppenebene wurde auch in Acul Samedi eine hohe Anzahl und 
Diversität festgestellt. So wurden in den durchgeführten Interviews ins-
gesamt 25 zivilgesellschaftliche Assoziationen identifiziert, die sich in 
der Gemeinschaft engagieren. Im Rahmen der Studie wurden drei 
Gruppen der WHH sowie eine nicht geförderte Gruppe zu ihren jeweili-
gen Rollen und Funktionen innerhalb der Gemeinschaft genauer unter-
sucht. Die Interventionsfelder dieser Gruppen haben einen deutlichen 
Schwerpunkt im Bereich Landwirtschaft (insbesondere Baumschulen 
und Pflanzenveredelungen, s. Abb. 15). Oftmals sind die Gruppen dar-
über hinaus in den Bereichen Umwelt und Infrastruktur engagiert, sel-
tener in den Bereichen Kultur/Sport, Gesundheit und Bildung (vgl. oZW012, oZW036, 
oZA130). Die untersuchten Gruppen übernehmen damit in vielen Fällen Aufgaben 









vom Staat nur unzureichend bereitgestellt werden. Dies trägt auch zu einer gestärk-
ten Resilienz der Gemeinschaft bei. 
Abb. 15: Baumschule in Acul Samedi (eigenes Bild) 
 
Die Perzeptionsanalyse der Rolle von zivilgesellschaftlichen Gruppen in Acul Samedi 
ergibt ein differenzierteres Bild mit sehr unterschiedlichen Wahrnehmungen. So se-
hen sich die Gruppen selbst als gemeinwohlorientiert und nehmen für sich in An-
spruch, den Lebensstandard der Bevölkerung zu erhöhen. Lediglich eine Gruppe, die 
mit der WHH zusammenarbeitet, gibt an, sich primär für die eigenen Mitglieder ein-
zusetzen (vgl. oZW036). Befragte Einzelpersonen aus der Bevölkerung sagen aus, 
nicht von den Aktivitäten dieser Gruppe zu profitieren (vgl. oB051, oB053) und spre-
chen von Konkurrenzverhalten zwischen den Mitgliedern (vgl. oB054). Ein Grund 
hierfür könnte das Gefühl sein, sich ausgeschlossen zu fühlen. Einige Akteure ver-
weisen darauf, dass einzelne Gruppen in Acul Samedi sich nur gründen würden, 
wenn Gelder von außen (z. B. von NRO) in die Gemeinschaft fließen. Ihre Funktion 
besteht demnach vor allem in der Akquise von Mitteln (vgl. oZA130). Das selbster-
klärte Ziel einer WHH-Gruppe ist die Verbesserung des Lebensstandards der Ge-
meinschaft. Da die Arbeit der Gruppe aus Sicht der WHH bisher jedoch wenig 
erfolgreich ist (vgl. oW127), stellt sich die Frage inwieweit diese Gruppe ihre (selbst-
definierte) Rolle innerhalb der Gemeinschaft bereits wahrnehmen kann. Generell fällt 
bei der Perzeptionsanalyse auf, dass zwei der drei untersuchten WHH-Gruppen an-
deren befragten Akteuren und Individuen in Acul Samedi nicht bekannt sind, was auf 
eine sehr begrenzte Reichweite ihrer Wirkung für die Gemeinschaft schließen lässt. 
86 Untersuchungsergebnisse 
 
Auf der Individualebene wurden im Rahmen der Datenanalyse u. a. der 
Einfluss auf den Lebensstandard der Bewohner und die Motivation der 
Bevölkerung, sich zu engagieren herausgearbeitet. Aus Sicht der Be-
fragten haben die Aktivitäten von Gruppen – sofern sie bekannt sind – 
tatsächlich einen positiven Einfluss auf den Lebensstandard, z. B. in-
dem Arbeitsplätze geschaffen werden (vgl. oB105, oB109) – teilweise wurden die 
Gruppen auch mit diesem Ziel gegründet (vgl. oZW012). Auch den Aktivitäten von 
NRO wird von einigen Befragten ein positiver Effekt auf den Lebensstandard in Acul 
Samedi zugesprochen, wobei besonders die Rolle der WHH hervorgehoben wird 
(vgl. u. a. oZW012, oB050, oB105). Unterschieden wird von den befragten Gruppen 
und Personen zwischen direkten und indirekten Auswirkungen auf den Lebensstan-
dard. Beispielsweise haben Bodenschutzmaßnahmen oder Wiederaufforstungspro-
jekte einen indirekten, langfristigen Einfluss auf den Lebensstandard (vgl. oZA130). 
Cash-for-Work (CfW)-Maßnahmen und andere Formen der Bezahlung für Projektar-
beit haben aus Sicht der Befragten hingegen einen direkteren positiven Einfluss auf 
diesen (vgl. oZW012, oB050, oB105), da mit dem verdienten Geld unmittelbar Le-
bensmittel gekauft, die Schulgebühren der Kinder bezahlt oder eine neue Einkom-
mensquelle durch Investitionen in Handel aufgebaut werden können (vgl. oZW045).  
Diesen positiven Sichtweisen stehen Aussagen aus der Bevölkerung gegenüber, 
dass (bisher) keine positive Entwicklung des Lebensstandards durch die Gruppen- 
und NRO-Aktivitäten zu verzeichnen ist (vgl. u. a. oB054, oB107, oB108). Teilweise 
wird beklagt, dass lediglich Mitglieder von den verschiedenen Aktivitäten profitieren 
(vgl. oBD120).  
Die Motivation der Bevölkerung, sich zu engagieren soll hier ebenfalls 
aus verschiedenen Perspektiven betrachtet werden: aus Sicht der 
Gruppenmitglieder und der Bevölkerung. Gruppenmitglieder haben 
eine erhöhte Chance von den Gruppenaktivitäten direkt ökonomisch zu 
profitieren, zum Beispiel durch Projekte mit NRO (vgl. oZW012, 
oZW045). Dementsprechend können Projekte anderer Gruppen auch zum Abwan-
dern von Mitgliedern führen, wie eine WHH-Gruppe bemängelt (vgl. oZW012). Die 
befragten Gruppen geben oftmals an, dass ihre Mitglieder auch anderen Gruppen in 
Acul Samedi angehören, was auf eine erhöhte Motivation schließen lässt, sich zu 
engagieren (vgl. oZW012, oZW036). Aus Sicht der Bevölkerung engagieren sich Mit-
glieder vor allem, um leichter an CfW-Maßnahmen teilnehmen zu können und von 
der Gemeinschaft innerhalb der Gruppe zu profitieren (z. B. durch Hilfe bei Notfällen) 
(vgl. oBD120). Etwas mehr als die Hälfte der in Acul Samedi befragten Personen 
sind Mitglied in mindestens einer Gruppe, einige denken über eine Mitgliedschaft 
nach (vgl. oB051, oB052, oB107). Als Motivation, sich Gruppen anzuschließen wer-






persönliche Vorteile (vgl. oB054) und Gemeinwohlorientierung genannt (vgl. oB053, 
oB105). 
Nach dem in Kapitel 4.2 dargestellten Konzept von Attachement, 
Pontage und Établissement des liens, lassen sich folgende Aspekte 
zur Vernetzung und Kooperation der zivilgesellschaftlichen Gruppen 
in Acul Samedi herausstellen. Das Attachement, also die Vernetzung 
innerhalb der Gruppen, ist in Acul Samedi recht stark ausgeprägt. 
Regelmäßige Treffen innerhalb der Gruppen dienen primär dem Informationsaus-
tausch und der Diskussion von Themen. Bei Bedarf – vor allem vor Aktivitäten – 
nimmt die Frequenz der Gruppentreffen stark zu (vgl. oZW012, oZW045). 
Auch die Pontage, also die Vernetzung zwischen den verschiedenen Gruppen inner-
halb der Gemeinschaft ist in Acul Samedi recht stark ausgeprägt, da eine gute und 
lebendige Kooperation besteht. Vor allem bei Fortbildungen und Veranstaltungen 
arbeitet man zusammen, in der Erntezeit oder im Katastrophenfall wird die Zusam-
menarbeit intensiviert (vgl. oZW012, oZW045, oZA130). Oftmals sind die Bewohner 
von Acul Samedi Mitglieder mehrerer Gruppen, was die Vernetzung begünstigt. In 
einem Beispiel wird, wie erwähnt, auch von Konkurrenz zwischen den Gruppen ge-
sprochen, wenn es etwa um Projektkooperationen mit NRO oder dem Staat geht 
(vgl.oZW045). Laut Aussagen von WHH-Mitarbeitern lässt sich in einem Fall eine 
WHH-Gruppe von einer anderen politisch beeinflussen und manipulieren (vgl. 
oW027).  
Die Kooperation mit lokalen staatlichen Akteuren wird in der Regel positiv bewertet 
(vgl. oZW012, oZW045, oZA130). Teilweise sind staatliche Vertreter bei regulären 
Gruppentreffen anwesend (vgl. oZW045), wodurch von einer engen Vernetzung aus-
gegangen werden kann. Als besonders gut wird der Austausch mit der Bevölkerung 
wahrgenommen, die informiert und aktiv in die Arbeit der Gruppe eingebunden wird 
(vgl. u. a. oZW012).  
Auf der Ebene des Etablissment des liens, also der Vernetzung mit externen Akteu-
ren, wird als wichtigster Partner die WHH genannt. Weitere Kooperationen bestehen 
mit anderen internationalen Organisationen wie PLAN International, Comité Protos 
d’Haïti (CPH), Programme des Nations Unies pour le Développement (PNUD), U.S. 
Agency for International Development (USAID) und der FAO. Diese sind in den Be-
reichen Umwelt, Landwirtschaft und Katastrophenvorsorge tätig. Eine Kooperation 
von Gruppen mit externen staatlichen Akteuren wird hingegen kaum erwähnt (vgl. 
oZW012). 
Am sozialen Leben im Dorf partizipieren – so die einhellige Meinung 
während einer Fokusgruppendiskussion – gemeinhin alle Mitglieder 








öffentlichen Gebäuden (z. B. Schule, Kirche) kommt die Gemeinschaft zusammen, 
um Neuigkeiten auszutauschen. Im Laufe des Jahres werden gemeinsam zahlreiche 
Feste gefeiert, wobei besonderer Wert auf kulturelle Aktivitäten, wie Gesang und 
Tanz, gelegt wird (vgl. oZW012). 
Auch das bereits erwähnte Engagement vieler Bewohner in zivilgesellschaftlichen 
Gruppen, lässt auf einen hohen Partizipationsgrad schließen (vgl. u. a. oZA130). Für 
das Engagement in sozialen Gruppen haben das Geschlecht, Alter oder die Religi-
onszugehörigkeit in der Regel keine Bedeutung (vgl. oZW012, oZW036). Die Rolle 
der Frau wird auf Gruppenebene häufig als gleichberechtigt dargestellt und es wird 
von Vorteilen der Zusammenarbeit zwischen Mann und Frau ausgegangen (vgl. 
ebd.). Auch in Planungsprozesse von NRO, der Regierung und lokalen Gruppen füh-
len sich viele Befragte eingebunden. Der Kontakt zwischen Gemeinschaft und exter-
nen staatlichen Akteuren beschränkt sich dabei auf wenige administrative Themen, 
wie z. B. die Anerkennung von Landtiteln (vgl. oZW045). Dennoch geben sieben von 
zehn Befragten an, aktiv an Entscheidungsprozessen teilzunehmen (vgl. u. a. oB054, 
oB105, oB109). Zwei Befragte partizipieren als Mitglieder ihrer Gruppen an Pla-
nungsprozessen (vgl. oB053, oB107) und eine Gruppe sieht es als ihr Ziel an, der 
Bevölkerung zu helfen, selbstbestimmt Entscheidungen treffen zu können (vgl. o-
ZA130). Dies lässt den Schluss zu, dass zivilgesellschaftliche Gruppen in Acul 
Samedi einen Beitrag leisten, damit Menschen über ihre Rechte informiert werden 
und mitentscheiden. 
Diesen engagierten und integrierten Menschen stehen aber, ähnlich wie in Acul des 
Pins, auch Personen der Gemeinschaft gegenüber, die nicht in diesem Maße am 
sozialen Zusammenleben teilnehmen (können), von der Existenz sozialer Gruppen 
nichts wissen und in Entscheidungsprozesse überhaupt nicht eingebunden sind (vgl. 
oB050, oB051, oB052). Dies hat sicher auch etwas mit der Entfernung des Wohnor-
tes vom Zentrum des Dorfes zu tun, lässt sich aber ansonsten nicht anders erklären, 
als dass eben doch nicht alle Menschen gleichermaßen in die Gemeinschaft inte-
griert sind. 
Dies zeigt sich auch im Fall von Belastungen und Schocks. In diesen 
werden einerseits verschiedene Akteure, seien es Gruppen, lokale und 
internationale NRO, staatliche Akteure wie die CASEC oder Kirchen-
vertreter aktiv. Sie fördern u. a. einen regen Informationsaustausch in 
der Gemeinschaft. Informationen über Risiken und Belastungen erhält 
die Gemeinschaft zudem über das Radio (vgl. oBD120, oB108, oZW036). Diese In-
formationssysteme helfen vielen Bewohnern des Dorfes dabei, Vorsichtsmaßnahmen 






dererseits scheint eine Ausweitung dieser Systeme in Acul Samedi notwendig, um 
die gesamte Bevölkerung zu erreichen.  
Auch nach einem Schock gibt es innerhalb der Bevölkerung einen 
gewissen Austausch darüber, wie die Folgen weiterer Bedrohungen 
minimiert werden könnten (vgl. oB106, oZW036, oZA130). Jedoch 
scheint es bestimmte Hindernisse zu geben, um längerfristig aus die-
sen Erfahrungen zu lernen und sich entsprechend anzupassen. So 
werden zwar Probleme, die z. B. durch Entwaldung entstehen, diskutiert, es scheint 
jedoch keine Anpassung stattzufinden, wie z. B. die Reduzierung der Holzkohlepro-
duktion (vgl. oZW045). Mögliche Gründe hierfür könnten sowohl ein Mangel an Alter-
nativen und Wissen der Bevölkerung sein als auch der starke Glaube daran, dass 
Gott allein ihr Schicksal bestimmt (vgl. oB051, oB054, oB108). 
5.3 Untersuchungsergebnisse vom Projektstandort 
Jacmel 
Im Rahmen der Studie wurden Interviews an insgesamt elf Erhebungsstandorten der 
Projektregion Jacmel geführt (s. Kap 2.1). Auch hier wurden neben den Perzeptionen 
der Basisgruppen und Bevölkerungsvertreter, die Sichtweisen von staatlichen Akteu-
ren und internationalen Entwicklungsorganisationen, besonders der WHH, erfasst. 
Zudem wurde ein Bezug zu den Konzepten und ihrer Operationalisierung hergestellt 
und daraus erste Rückschlüsse gezogen.  
5.3.1 Zivilgesellschaft in Jacmel 
Im Folgenden wird die Zivilgesellschaft am Projektstandort Jacmel betrachtet. Dabei 
orientiert sich die Bestandsaufnahme für die Zivilgesellschaft wie am Standort 
Ouanaminthe an den Ebenen: Gemeinschaftsebene, Ebene der Basisgruppen und 
Individualebene sowie an den jeweils zugehörigen Untersuchungsaspekten (s. Kap. 
4.2). Zur besseren Orientierung ist die jeweils betrachtete Ebene im Text bzw. der 
entsprechende Aspekt durch blaue Icons am Seitenrand hervorgehoben. 
In der gebirgigen und von Flüssen durchzogenen Projektregion Jacmel gestaltet sich 
der Zugang zu Basisinfrastruktur mit zunehmender Entfernung zur Stadt schwierig, 
teilweise werden aber Anstrengungen zur Verbesserung der Straßenanbindung und 
Wasserversorgung in den Dörfern ersichtlich (s. Kap. 3.4.2).  
Der schwierige Zugang zu vielen Orten führt dazu, dass sich die Be-
völkerung auf der Gemeinschaftsebene oftmals in lokalen Assoziati-
onen organisiert oder sich nach Schocks in informellen 







oder notwendige Aufräumarbeiten auszuführen (vgl. jZA068, jZW028). Weiterhin hat 
sich der Kombit (s. Kap. 5.2.1) etabliert, der rege Anwendung findet und teilweise 
von lokalen Gruppen organisiert wird. Darüber hinaus konnten als soziale Strukturen 
innerhalb der Gemeinschaften der Corvée28 und weniger organisierte Formen identi-
fiziert werden, z. B. die Unterstützung von Familien mit Todesfall (vgl. u. a. jZW014, 
jZW059). Die Zusammenarbeit innerhalb der Ortschaften kann als ausgeprägt cha-
rakterisiert werden, wobei der Stellenwert von sozialen Strukturen durch folgendes 
Zitat erkennbar wird: „En Haïti, l‘une des principales caractéristiques c‘est la façon 
dont les peuples s‘unissent“ (vgl. jZA069). Aufgrund dieser Stärke können auch Akti-
vitäten wie die Anlage bzw. Reinigung von Straßen oder Wasserquellen umgesetzt 
werden – eine wichtige Voraussetzung für die Funktionalität und Weiterentwicklung 
der Orte, in denen der Staat kaum präsent ist.  
Die Partizipation der Bevölkerung an Entscheidungen auf Gemeinde-
ebene ist hoch und es gab nur wenige Dörfer, die keine gemeinsamen 
Aktivitäten umsetzen (vgl. jZW008, jZW014). Betrachtet man die 
Wahlbeteiligung als Indikator für Partizipation und mögliche Hindernis-
se für Wahlbeteiligung in der Projektregion Jacmel, so zeigt sich nach 
Aussage der Interviewten ein uneinheitliches Bild: Einerseits werden seitens der 
Gruppen nur geringe Hindernisse für den Erhalt der Wahlberechtigung und eine hohe 
Wahlbeteiligung beschrieben (vgl. jZW007, jZW008). Auf der anderen Seite wird be-
sonders von staatlichen Akteuren eine geringe Wahlbeteiligung bemängelt, die mit 
dem hohen Aufwand, an eine Identitätsbescheinigung zu gelangen, begründet wird 
(vgl. jS029, jS031).  
Zur Frage der gleichberechtigten Teilhabe an Entscheidungsprozessen gab es Ak-
teure, die Frauen als unterrepräsentiert und besonders förderungs- und schutzbe-
dürftig sahen, genauso wie Menschen, die aufgrund einer HIV/AIDS-Erkrankung aus 
der Gemeinschaft exkludiert wurden. In den Interviews waren Frauen mal mehr, mal 
weniger rege Teilnehmerinnen, jedoch quantitativ fast immer in der Minderheit.  
In Bezug auf eine gleichberechtigte Beteiligung an NRO-Aktivitäten wurde als be-
nachteiligend empfunden, dass bspw. Cash-for-Work-Aktivitäten – trotz prinzipiell 
positiver Wahrnehmung aufgrund der Einkommensgenerierung – nicht für jedermann 
zugänglich sind (vgl. jZA068, jN039, jZW008). 
                                            
28 Corvée beschreibt eine Form der gemeinschaftlichen Zusammenarbeit, ähnlich dem Kombit. Sie 





Generell lässt sich feststellen, dass die Gemeinden in der Region 
Jacmel mit einer Vielzahl von NRO vernetzt sind (Etablissement des 
liens). Teilweise waren es so viele internationale Organisationen, 
dass die Betroffenen sie nicht alle aufzählen konnten. Ein Umstand, 
der sich aus der hohen Risikoexposition der Ortschaften und der Vielzahl vorhan-
dener Hilfsorganisationen ergibt. Die Anwesenheit von internationalen Organisatio-
nen und Projekten wird grundsätzlich begrüßt (vgl. jZA047, jZW028). Die Betroffenen 
wünschen sich jedoch durchgehend mehr Einbeziehung und Mitspracherecht in die 
Aktivitäten der NRO, die zudem längerfristiger und nachhaltiger angelegt werden 
sollten.  
Auf der Ebene der Kooperation mit lokalen, staatlichen Vertretern (Pontage) geben 
diese an, die Bevölkerung aktiv in ihre Entscheidungen einzubeziehen und sie zu 
unterstützen. Diese Aussage wurde in Bezug auf das Auftreten des Conseil 
d’Administration de la Section Communale (CASEC) größtenteils von der Bevölke-
rung bejaht, teilweise wurde jedoch ein Machtmonopol durch den CASEC auf Dorf-
ebene deutlich. Letzteres wurde u. a. dadurch sichtbar, dass Vertreter des CASEC 
oftmals Wortführer bei Gruppeninterviews waren, z. B. bei den Equipes d’intervention 
communales (EIC). Abgesehen davon sprachen viele der Befragten von der Abwe-
senheit des Staates und der Übernahme seiner Aufgaben (Infrastruktur, Recht, Si-
cherheit) durch die Basisgruppen, die NRO, den Zivilschutz oder die Notables (vgl. 
jS029, jZW020, jU006). Dennoch wurden insbesondere im näheren Umkreis zur 
Stadt einige Beziehungen zwischen den Gemeinden mit Ministerien (Etablissement 
des liens), wie z. B. dem Gesundheits-, Landwirtschafts- und Innenministerium, 
sichtbar. Ein großer Nachholbedarf besteht hinsichtlich externer, wirtschaftlicher Ver-
netzung (Etablissement des liens). In keinem Befragungsort konnte eine wirtschaftli-
che Vernetzung nachgewiesen werden, die über die Gemeindegrenzen hinausgeht. 
Lediglich lokale Händlerorganisationen (Associations de marchands) wurden identifi-
ziert (vgl. jZA047, jZA069).  
Auf der Gruppenebene liegen die Interventionsfelder der Basisgrup-
pen, die mit der Welthungerhilfe zusammenarbeiten, zum größten Teil 
im Zivil- und Katastrophenschutz. Besonders die Comités locals pour 
la protection civile (CLPC) funktionieren laut WHH-Mitarbeitern in den 
elf Sections Communales gut.  
Die Kombination aus langfristiger externer Unterstützung 
durch den Staat, selbstständiger Arbeitsweise und guter Aus-
bildung bzw. hohem Bildungsstand befähigen die CLPC zur besseren Ausführung 
ihrer Rolle und Aufgaben im potentiellen Katastrophenfall. Die notwendige gute Aus-








Mitglied zu werden, was meist die Ärmsten und häufig weniger Gebildeten aus-
schließt (vgl. jW103, jW041). Die Gruppen der EIC, wurden von der 
WHH in Absprache mit der Direction de la protection civile (DPC) ge-
gründet, um die CLPC zu unterstützen. In Bezug auf ihre Arbeit treffen 
sie in der Bevölkerung auf eine ähnlich positive Resonanz wie die 
CLPC. Ihr lokaler Einfluss ist jedoch geringer und ihre Mitglieder sind 
meist weniger geschult (vgl. jBD116). Die Aufgaben beider sind vielfältig und umfas-
sen u. a. die Weitergabe von Informationen, Sensibilisierung und Evakuierung im 
Not- oder Bedrohungsfall, Erstversorgung von Opfern und Evaluierung von entstan-
denen Schäden (vgl. jZW008). Daneben gibt es regional eine Vielzahl anderer zivil-
gesellschaftlicher Gruppen, die z. B. in den Bereichen Landwirtschaft, Bildung, 
Umwelt oder Gesundheit tätig sind. Allen Assoziationen gemein sind die sehr be-
grenzten finanziellen Mittel und der Wunsch, durch ihre Tätigkeiten, zukünftig etwas 
Einkommen generieren zu können. 
Auf der individuellen Ebene wurde von den Befragten eine direkte, 
monetäre Verbesserung des Lebensstandards der Mitglieder nur in 
wenigen Gruppen festgestellt (vgl. jZW038, jU006). Personen, die in 
keiner Gruppe organisiert sind, sehen einen gesellschaftlichen wie 
auch individuellen Beitrag neben der Katastrophenvorsorge vor allem 
durch Infrastrukturverbesserungen, wie den Bau und die Instandsetzung von Bewäs-
serungskanälen (vgl. jB123, jB125).  
Ein funktionierendes Finanzkonzept konnte bei zwei Gruppen 
festgestellt werden, die ihren Mitgliedern kleine Beiträge ab-
verlangen um handlungsfähiger zu werden, diese Beträge in Notsituationen jedoch 
wieder ausbezahlen. Um weitere Einkünfte zu generieren, produziert eine der Grup-
pen – mit geringem Mitteleinsatz und als Nebentätigkeit – Dünger für die Landwirt-
schaft, der im Umkreis verkauft wird. Das gesteigerte Kapital und die Möglichkeit 
größere Investitionen, wie z. B. den Bau eines Lagerhauses oder Büros, tätigen zu 
können, hat positive Folgen für die Funktionalität der Gruppen als auch 
für die Motivation der Mitglieder (vgl. jZW033, jZW034). 
Die Gründung einer Gruppe bzw. der Eintritt in eine Gruppe sind fast 
durchgehend gemeinwohl- anstatt individualorientiert, was anhand des 
Fallbeispiels Marbial (s. Kap. 5.3.3) ausführlicher erläutert wird. 
5.3.2 Resilienz in Jacmel 
Im Folgenden werden die Ergebnisse zum Thema Resilienz am Projektstandort 
Jacmel dargestellt. Die Betrachtung der Resilienz orientiert sich auch hier an den 







siert, gegenüber welchen Belastungen und Schocks sich die Menschen in den unter-
suchten Gemeinden behaupten müssen. Danach werden die Gemeinschaften jeweils 
auf Ebene der Hohen Diversität, Effektivität staatlicher Akteure, Planung, Vorberei-
tung und Bereitschaft sowie Lernende Gemeinschaft untersucht. Zur besseren Orien-
tierung ist das entsprechende Charakteristikum durch gelbe Icons am Seitenrand 
hervorgehoben. 
Die Region um den Projektstandort Jacmel war vom Erdbeben 2010 stark betroffen. 
Aus Sicht der befragten Gruppen und Einzelpersonen stellen jedoch Zyklone die 
größte Bedrohung für die Region dar. Erdbeben werden erst nach Überschwemmun-
gen, Dürren, Erdrutschen und Krankheiten als eine der elementaren Belastungen 
genannt. Soziale, gesellschaftliche und politische Probleme werden hingegen kaum 
erwähnt. Bemerkenswert erscheint, dass zwar von Hunger und Mangelernährung die 
Rede ist (vgl. u. a. jS029, jZW028, jS031), andernorts aber auch landwirtschaftliche 
Überproduktion als Problem benannt wird (vgl. jBD121). Als potentielle Folgen von 
Extremwetterereignissen werden Verwüstung kleinbäuerlicher Plantagen, Verlust von 
Menschen und Tieren sowie Zerstörung von Häusern identifiziert. Bezüglich der 
Wahrnehmung von Risikoexposition werden an den meisten Erhebungsstandorten 
mehrere Ortsteile mit unterschiedlichen Risiken benannt, wodurch von diverser Risi-
koexposition innerhalb einer Gemeinschaft gesprochen werden kann (vgl. jZA112, 
jZW013, jZW059).  
Da externe Hilfe die Region oft spät erreicht und staatliche Akteure im Katastrophen-
fall kaum aktiv sind, haben sich verschiedene Selbsthilfekapazitäten entwickelt. Die-
se sind im Bereich des Coping anzusiedeln, etwa durch die gemeinschaftliche 
Verwendung von landwirtschaftlichen Produkten (vgl. jZW007, jBD121). Von einigen 
Interviewpartnern wird die Möglichkeit, in Krisenzeiten ohne externe Hilfe bestehen 
zu können, gänzlich ausgeschlossen (vgl. jZW014, jZW020, jZW059). Im Gegensatz 
zu dieser eher resignativen Haltung, geben einige Gruppen gerade den Umstand, im 
Fall von Bedrohungen auf sich gestellt zu sein, als Gründungsmotivation an (vgl. 
jZW007, jZW013, jZW059). Eine etwas größere Organisation, die an vielen Standor-
ten des Departements Sud-Est tätig ist, spricht außerdem die Wichtigkeit der Vernet-
zung (s. Pontage, Kap. 4.2) zwischen den Organisationen an. Gerade nach dem 
großen Erdbeben 2010 habe sich gezeigt, wie wichtig die Zusammenarbeit und Ko-
ordination mit anderen Organisationen war, um den Dörfern zu helfen, schnell wieder 
zu einem Normalzustand zurückzukehren (vgl. jZA068). 
In der Region ist eine Vielzahl von Organisationen in verschiedensten 
Bereichen tätig. In den Befragungen werden insgesamt 77 zivilgesell-
schaftliche Gruppen oder Organisationen genannt, wovon die Mehr-





aktiv ist. Die Gruppen sind aber auch in vielen anderen Sektoren wie z. B. Gesund-
heit, Umwelt, Mikrokreditwesen, Menschen-, Frauen- und Kinderrechte, Bildung und 
Pressefreiheit tätig. Da all diese Bereiche von zivilgesellschaftlichen Gruppen bedient 
werden, leisten diese aus Sicht der Autoren einen erheblichen Beitrag zur Diversität 
in der Region. Hinzu kommen 44 internationale Organisationen, die sich in der 
Landwirtschaft, dem Zivilschutz, der Zivilgesellschaftsförderung, Gesundheit, Infra-
struktur und im Bereich der Rechte marginalisierter Gruppen engagieren. Diese wir-
ken einerseits durch ihre Projekte und andererseits durch ihre externen Einflüsse – 
wie etwa anderen Ideen, Denkmustern und Handlungsweisen – auf die Resilienz der 
Region. Dies muss jedoch nicht zwangsläufig positiv sein und kann eine Gesellschaft 
ggf. auch schwächen (s. Kap. 4.1). Unter den Einzelpersonen, die in den Gemeinden 
wichtig sind, spielen neben Notables vor allem die Vertreter der Glaubensgemein-
schaften eine wichtige Rolle. Staatliche Akteure tragen auf lokaler Ebene kaum zur 
Diversität bei, da sich die öffentliche Präsenz an den Erhebungsstandorten meist auf 
den CASEC und ASEC beschränkt. Ergänzend werden nur vereinzelt regionale und 
nationale Akteure in den Interviews erwähnt. Dazu zählen bspw. die Vertreter der 
DPC, die sämtliche Zivilschutzgruppen koordiniert, sowie der Fond d’assistance éco-
nomique et social (FAES), die kommunalen Bürgermeister und einige Ministerien 
(vgl. jZA068, jZW033, jZW028). 
Wenngleich der Fokus der vorliegenden Studie auf dem Beitrag der 
Zivilgesellschaftsförderung zur Resilienz einer Gemeinschaft liegt, 
wurde auch die Effektivität staatlicher Institutionen in den Interviews 
angesprochen, da deren Arbeit großen Einfluss auf die Resilienz neh-
men kann. Dieses Charakteristikum ist jedoch auf regionaler und loka-
ler Ebene (s. Fallbeispiel Marbial, Kap. 5.3.3) schwach ausgeprägt. Sowohl aus Sicht 
der CASEC und ASEC als auch von Gruppen und Individuen wird größtenteils die 
Meinung geteilt, dass Basisinfrastruktur und -dienstleistungen nur sehr eingeschränkt 
vorhanden sind. Dies manifestiert sich vor allem anhand fehlender oder schlechter 
Straßen, einem äußerst schwachen Gesundheitssystem sowie mangelhafter Bil-
dungsmöglichkeiten. Einige Schäden an öffentlichen Gebäuden wurden zudem seit 
dem Erdbeben 2010 noch nicht repariert, da keine Mittel vorhanden sind (vgl. jS060). 
Zivilgesellschaftliche Gruppen und internationale Organisationen können zwar in Be-
reichen unterstützen, in denen der Staat schwach ist, diesen aber nicht ersetzen – so 
die Einschätzung einiger Befragter (vgl. jS031, jZA112, jZA068). Trotzdem bleibt be-
sonders im Bedrohungsfall keine andere Wahl: „Souvent il n’y pas de choix, comme 






Von 24 erwähnten Akteuren, die im potentiellen Katastrophenfall aktiv sind, gehören 
nur vier direkt zum Staat. Bei den meisten anderen handelt es sich um 
Zivilschutzgruppen wie das CLPC29 und das EIC oder das Comité lo-
cal contre les désastres (CLD) des Roten Kreuzes. Zu ihren Aktivitä-
ten zählen vor allem die Sensibilisierungsarbeit vor 
Bedrohungssituationen sowie erste Aufräumarbeiten und die Evaluie-
rung von Schäden unmittelbar danach. Die Gruppe des Roten Kreuzes legt ihren 
Fokus auf Gesundheitsthemen wie Erste Hilfe (vgl. jZA112, jW131). Die lokale Admi-
nistration CASEC kümmert sich darüber hinaus um die Kommunikation mit staatli-
chen Akteuren auf regionaler und ggf. nationaler Ebene. Ein Teil dieser Aufgabe 
besteht bspw. darin, die DPC über Schäden und Bedarfe laufend zu informieren (vgl. 
jS060). In puncto Bereitschaft ist sehr positiv zu bewerten, dass 100% der Befragten 
aus 21 Gruppen- bzw. Einzelinterviews im Falle einer Bedrohung informiert werden. 
Warnungen werden über diverse Kanäle kommuniziert: Sowohl staatliche Akteure, 
zivilgesellschaftliche Gruppen, Individuen als auch die Medien tragen zu einer 
schnellen Verbreitung bei.  
Das Rote Kreuz hat gemeinsam mit den CLD ein einfaches, 
lokal angepasstes Frühwarnsystem entwickelt: In den Dörfern 
werden Fahnenmasten errichtet und je nach Warnstufe wird eine rote oder orange-
farbene Fahne gehisst. Wenn das Risiko wieder abnimmt, wird diese zur Entwarnung 
mit einer grünen Fahne ausgetauscht. Für die Umsetzung dessen ist das CLD ver-
antwortlich, das ähnlich wie die CLPC lokal verwurzelt ist (vgl. jN039). 
Von einigen Interviewpartnern wird zudem positiv erwähnt, 
dass in Zusammenarbeit mit der Welthungerhilfe Kontingenz-
pläne zum Verhalten während einer potentiellen Katastrophensituation entwickelt 
wurden (vgl. jZW008, jZW013, jZW086). Diese Pläne tragen gemeinsam mit anderen 
Aktivitäten dazu bei, dass die Gemeinden weniger unter den Folgen von Extremwet-
terereignissen leiden. „Maintenant il y a beaucoup moins de dégât lors de catas-
trophes“ (jZW008). Dafür ist neben Bewusstseinsbildung und Ausbildung allerdings 
auch eine entsprechende Infrastruktur und Equipment nötig. Nach dem Zyklon Sandy 
hat die Anlieferung von Hilfsmaterialen sehr lange gedauert. Deshalb wurden vom 
Roten Kreuz Lagerhallen für Notfallkits in der Region gebaut, um beim Transport Zeit 
zu sparen. Zusätzlich wurden Boote für ein Büro an der Küste angeschafft, da man 
an manche Orte schneller über den Seeweg gelangt (vgl. jN039). 
                                            
29 Die CLPC werden vom DPC, also von staatlicher Seite, koordiniert. Dennoch beruht die freiwillige 







• 3 WHH-Gruppen 
• 1 Umsetzungspartner 
• 1 Expertengespräch 
• 6 Einzelbefragungen 
• 1 Fokusgruppen-
diskussion 
Hinsichtlich der kurz-, mittel- und langfristigen Ziele einiger Gruppen 
fällt auf, dass ein Bewusstsein für notwendige Anpassungen besteht. 
So wird bspw. von einer Gruppe angegeben, dass die Peripherie ihres 
Dorfes auf lange Sicht durch Baumpflanzkampagnen wieder dicht be-
wachsen sein soll (vgl. jZW008). Andernorts wird die Aufzucht eines 
eigenen Waldes als Beitrag zur Biodiversität angestrebt (vgl. jZA112). Über konkrete 
und zeitnah umsetzbare Diversifizierungs- und Anpassungsmöglichkeiten wird je-
doch nicht diskutiert (vgl. jZA062, jZA112). Diese Einschätzung wurde in Bevölke-
rungsinterviews mehrheitlich bestätigt: Tätigkeiten, die für den Lebensunterhalt 
wichtig sind, wurden nach Katastrophen nicht angepasst (vgl. jB125, jB123, jB122). 
Insgesamt bleibt ein unklares Bild, da oft in einem Interview kontradiktorische Aussa-
gen über diesen Aspekt getroffen wurden (vgl. JB122, jZA112). Die Gruppen, die mit 
der Welthungerhilfe kooperieren, geben größtenteils an, dass über diese Themen 
diskutiert wird, aber die nötigen Mittel fehlen, um Anpassungsmaßnahmen umzuset-
zen (vgl. jZW008, jZW030). Manche Interviewaussagen hinterlassen einen eher resi-
gnativen Eindruck: „… on peut faire rien … les catastrophes sont là souvent, c’est 
comme ça. Quand même on fait des dialogues et actions après des évènements ca-
tastrophiques“ (jZW028). 
Seitens der Entwicklungspartner gibt es Projekte, die genau 
an diesem Punkt ansetzen. Da der landwirtschaftliche Er-
tragsrückgang eines der zentralen Probleme in der Region ist, bietet das Rote Kreuz 
Fortbildungen zum ökologischen Gartenbau an. Dabei werden lokale Methoden unter 
ökologischen Gesichtspunkten weiterentwickelt. Jeder teilnehmende Haushalt soll in 
der Lage sein, seinen eigenen Garten entsprechend anzupassen (vgl. jN039). 
5.3.3 Fallbeispiel – Marbial 
Auch am Projektstandort Jacmel wurde zur Illustration 
des komplexen zivilgesellschaftlichen Lebens ein Fall-
beispiel für eine eingehendere Untersuchung ausge-
wählt. Es soll verdeutlichen, wie sich die beiden 
Bereiche Zivilgesellschaft und Resilienz auf lokaler Ebe-
ne darstellen und darüber hinaus, wie eng sich diese 
beiden Aspekte gegenseitig bedingen. Zivilgesellschaft 
und Resilienz werden in der Gemeinde Marbial als Ge-
samtsystem betrachtet und anhand ausgewählter Charakteristika dargestellt (s. Ope-
rationalisierung der Konzepte in Kap. 4). Auf diese Weise wird die Komplexität der 
Anwendung der Konzepte auf lokaler Ebene sehr deutlich. Zur besseren Orientierung 





(Zivilgesellschaft: blaue Icons, Resilienz: gelbe Icons, beide Bereiche betreffende 
Charakteristika: gelb-blaue Icons). 
Das vorliegende Fallbeispiel umfasst neben dem Dorf Marbial auch die fünf angren-
zenden Sections Communales und ist in der Region unter dem Namen Quartier de 
Marbial bekannt. Die Region liegt im Département Sud-Est, circa 13km nordöstlich 
der Stadt Jacmel. Es handelt sich um eine weitläufige, schwer erreichbare Bergregi-
on, durch deren Tal die Flüsse La Gosseline und Fond Melon verlaufen (s. Abb. 16). 
Die fünf Sections Communales haben über 27.200 Einwohner, auf das Dorf Marbial 
entfallen davon 465 (IHSI, 2009: 19). Die Orte sind durch offene Dorfformen gekenn-
zeichnet, ähnlich der europäischen Streusiedlung. 
Abb. 16: Karte von Marbial (Eigene Darstellung) 
 
Marbial ist wie die meisten Orte im Süden Haitis gegenüber einer Vielzahl von Risi-
ken exponiert. Zyklone, kleinere Stürme und Überschwemmungen werden dabei als 
die größten Probleme identifiziert. Dürren stellen eine weitere Belastung für die Men-
schen in Marbial dar. Soziale, gesellschaftliche und politische Probleme wie man-
gelnde Bildungs- und Gesundheitsdienstleistungen oder fehlende Infrastruktur 
werden primär von besser ausgebildeten Personen als Schwierigkeiten benannt (vgl. 
jE003, jU006). Zu den potentiellen Folgen der Belastungen und Schocks zählen To-
desfälle und Krankheiten sowohl bei Menschen als auch bei Tieren, sowie zerstörte 
Häuser, Gärten und Plantagen. Die Risikoexposition wird vom Großteil der Befragten 
als divers wahrgenommen. Hierbei werden 13 Wohngegenden genannt, die je nach 
ihrer Lage unterschiedlich stark von bestimmten Schocks betroffen wurden. Daraus 
lässt sich schließen, dass je nach Ereignis nur bestimmte Dorfgebiete beschädigt 
werden und die Gemeinschaft dadurch ein größeres Ausgleichspotenzial hat. Die 
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Selbsthilfefähigkeiten aus nicht betroffenen Gebieten können so genutzt und zusätz-
lich auf weiterhin bestehende Infrastruktur zurückgegriffen werden. Trotzdem betref-
fen einige Belastungen die ganze Region. Dazu zählt etwa, dass das gesamte 
Quartier bei hohem Wasserstand oft nur schwer oder gar nicht erreichbar ist, da ein 
großes Stück der Straße durch das Flussbett führt (vgl. jZW004). 
Aufgrund der exponierten Lage sowie den häufig auftretenden Belas-
tungen und Schocks, können in der Region insbesondere im Fall einer 
Bedrohung ausgeprägte soziale Strukturen in Form von Nachbar-
schaftshilfen und gegenseitiger Solidarität identifiziert werden (vgl. u. a. 
jZW005, jZA068, jBD116). Nach Extremwetterereignissen werden die 
übrigen Erntebestände in der Gemeinschaft aufgeteilt. Öffentliche Aufgaben, wie das 
Zerkleinern von entwurzelten Bäumen und herumliegenden Ästen, werden gemein-
sam erledigt und jenen, die am stärksten betroffen sind, wird geholfen. Im Vorfeld 
einer Bedrohung wird außerdem gemeinsam das Vieh umgesiedelt, um Verletzungen 
der Tiere zu vermeiden (vgl. jBD116). Neben alltäglichen Unterstützungsleistungen 
und kollektiven Aktivitäten, z. B. Hilfe im Krankheitsfall oder gemeinsamer Instand-
haltung von Straßen, findet in der Gemeinschaft auch der Kombit (s. Kap. 5.2.1) An-
wendung (vgl. u. a. jZW021, jB024). Obwohl Marbial keinen spezifischen 
Versammlungsort hat, wie etwa einen Dorfplatz, bestätigen sowohl die 
Bevölkerung als auch externe Akteure eine hohe Partizipation bei An-
gelegenheiten, die die Gemeinschaftsebene betreffen (vgl. u. a. 
jBD116, jU006). Lediglich sehr entlegen lebende Menschen oder sol-
che, die aufgrund von Ferien- oder Erntezeit verhindert sind, nehmen 
nicht an den Diskussionen teil (vgl. jBD116, jE003). Im Fokus stehen hierbei die Pla-
nungen der Dorfweiterentwicklung, der Handel, die Vorbereitungen von gemein-
schaftlichen Aktivitäten oder auch Diskussionen über die zukünftige Abmilderung von 
wiederkehrenden Belastungen (vgl. u. a. jZW005, jU006). Hinsichtlich der Einbezie-
hung der Bevölkerung in politische Entscheidungen wurde ein diffuses Meinungsbild 
identifiziert. Demnach sprechen staatliche Akteure und Experten von einer Integrati-
on der Bevölkerung oder deren gewählten Vertretern (vgl. jE003, jS022). Andere Ge-
sprächspartner bemängeln, dass die lokalen Autoritäten lediglich weniger wichtige 
Entscheidungen mit der Gemeinschaft diskutieren und in wesentlichen Fällen eigen-
ständig agieren (vgl. jU006). Mit Blick auf die Teilnahme an Wahlen sieht sich die 
Bevölkerung – trotz grundsätzlich hoher Motivation – mit verschiedenen Schwierig-
keiten konfrontiert. Zum einen wurde die Erreichung der Wahllokale genannt, die für 
einige außerhalb ihres Dorfes liegen, was mit zeitlichem und finanziellem Aufwand 
verbunden ist. Ein weiteres Problem ist das Erlangen der Wahlberechtigung, für die 
eine Identitätsbescheinigung notwendig ist. Diese kann nicht lokal ausgestellt wer-







ringe Mobilität der Bewohner führen dazu, dass nur wenige Menschen registriert und 
damit wahlberechtigt sind (vgl. jS022, jZW005, jZW021). 
Die zivilgesellschaftliche Organisationslandschaft Marbials ist mit 27 
genannten Assoziationen, die in einer Vielzahl von Bereichen tätig 
sind, aus Sicht der Autoren als divers einzuschätzen. Die Interven-
tionsfelder reichen von Umweltschutz, Landwirtschaft, Vergabe von 
Mikrokrediten, Infrastruktur, Gesundheit/Hygiene bis hin zum den 
Großteil der Gruppen (insg. sieben) betreffenden Zivil- und Katastro-
phenschutz. Ein wichtiger Bestandteil der Organisationsarbeit ist die 
Sensibilisierung der Bevölkerung für diese Interventionsbereiche (vgl. 
u. a. jZW005, jZW021, jU006). Die stärkste und vor Ort prominenteste 
Organisation ist gleichzeitig Umsetzungspartner der Welthungerhilfe. 
Zu den Zielen dieser Organisation zählen die Lebensbedingungen der 
Bewohner zu verbessern, die Umwelt zu schützen und die Interessen 
der Bevölkerung zu vertreten (vgl. jU006). Die externe Wahrnehmung 
der Organisation ist positiv, sie wird als wichtiger Akteur der Gemein-
schaft gesehen und ihre Aktivitäten stoßen auf Zustimmung (vgl. u. a. 
jB117, jB026)30. Allerdings ist der Umsetzungspartner für eine andere zivilgesell-
schaftliche Gruppe verantwortlich, die in Kooperation mit der WHH ins Leben gerufen 
wurde und der keine hohe Funktionalität zugeschrieben wird. Als ein Grund, der die 
adäquate Betreuung verhindert, werden die geringen Mittel genannt, die dem Umset-
zungspartner zur Verfügung stehen (vgl. jW103). Weiter wird auch einer zweiten, 
durch die WHH gegründeten Gruppe Verbesserungspotenzial in Bezug auf deren 
Funktionalität attestiert. Beide Assoziationen sind recht jung, so dass es weiterer Un-
terstützung bedarf, damit sie sich etablieren können (vgl. jW103, jU006). Ein Bereich, 
in dem die Förderung von Gruppen nach externer Ansicht erfolgreich geglückt ist, ist 
der Zivil- und Katastrophenschutz (vgl. jS022, jW041). 
In den letzten Jahren waren neben der WHH auch andere internatio-
nale Organisationen wie Save the Children, das Rote Kreuz Holland, 
die Caritas Italien und die Welternährungsorganisation in Marbial ak-
tiv. Dabei ist auffallend, dass sich alle fünf Organisationen mit Kata-
strophenvorsorgethemen beschäftigten (vgl. jS022, jZW005, jB025). 
Eine wichtige Rolle in der Gemeinschaft Marbials spielen zudem die lokalen staatli-
chen Akteure, sowie Einzelpersonen, die aufgrund ihres Berufes, ihres Wissens oder 
                                            
30 Auch hier sei auf den in Kapitel 2.2 beschriebenen Bias verwiesen, da die meisten Bewohner Mar-
bials Mitglieder der Organisation sind. Die WHH selbst bewertet die Kooperation mit dem Umset-













ihres Ansehens als bedeutend wahrgenommen werden. Dazu zählen 
neben Notables und Leaders, die als besonders wichtig erwähnt wer-
den, auch Agronomen, Ärzte, Lehrer, Landwirte und Priester (vgl. 
jU006, jZW021, jB025). Ein gutes Beispiel hierfür ist der Pfarrer der 
katholischen Kirche Marbials, der neben seiner Arbeit als Geistlicher, 
auch Gründer der stärksten zivilgesellschaftlichen Organisation ist und aus Sicht ei-
niger Befragter zudem bei der Schlichtung von Konflikten sowie bei der Weitergabe 
von Informationen im Katastrophenfall eine wichtige Rolle spielt (vgl. u. a. jU006, 
jzW021, jE003). 
Betrachtet man die Vernetzung der zivilgesellschaftlichen Gruppen mit staatlichen 
Akteuren außerhalb Marbials (Etablissement des liens), so wurde dies lediglich von 
zwei Gruppen mit einem regelmäßigen bis eher unregelmäßigem Austausch bestä-
tigt (vgl. jZW021, jU006). Hinsichtlich der Hilfestellung durch den Staat zeigten sich 
beide mit der Kooperation eher unzufrieden. Die staatlichen Akteure würden sich le-
diglich vor Wahlen um die Bevölkerung Marbials bemühen: „Les autorités de l`Etat 
veulent se servir de la population pour assurer seulement son électorat“ (vgl. jU006). 
Wirtschaftliche Beziehungen nach außen konnten nur beim Umsetzungspartner der 
WHH identifiziert werden. 
Der Austausch der Gruppen innerhalb der Gemeinschaft (Pontage) ist 
unterschiedlich ausgeprägt. Auch hier ist der Umsetzungspartner am 
aktivsten, gibt Schulungen und trifft sich regelmäßig sowohl mit ande-
ren Gruppen als auch der Bevölkerung. Andere Assoziationen vernei-
nen den Kontakt zu weiteren Organisationen, obwohl die Mitglieder 
selbst noch in anderen aktiv sind. Bezüglich des Austausches mit der Bevölkerung 
gibt es zwei Gruppen, die diesen verneinen, wobei eine explizit angibt, ihre Werte 
und Normen nicht teilen zu wollen (vgl. jZW021, jZW005, jU006). Gezielte Treffen 
innerhalb der Assoziationen (Attachment) gibt es monatlich oder auch nur zu be-
stimmten Anlässen, wie z. B. zur Vorbereitung auf die Saison der Zyklone. Der Um-
setzungspartner hält via Telefon und E-Mail außerhalb der Treffen zu seinen Mit-
Mitgliedern Kontakt. Andere Gruppen kontaktieren sich abseits der Versammlungen 
nicht. Die Treffen dienen auch als Medium zum Wissensaustausch, nur eine Organi-
sation verneinte diesen Austausch generell (vgl. u. a. jU006, jZW021).  
Hinsichtlich der Auswirkungen auf den Lebensstandard entstehen nur 
beim Umsetzungspartner direkte, monetäre Verbesserungen für die 
Mitglieder. Die Aktivitäten der anderen Gruppen können bisher zu kei-
ner Erhöhung des Lebensstandards beitragen. In einer Organisation 
gibt der Vorstand gelegentlich private Geldmittel in die Gruppe, um de-








Gruppe als auch der Nutzen für die Gemeinschaft als positiv bewertet. Die Bewohner 
sahen in den Aktivitäten der Gruppen vorwiegend einen gesellschaftlichen Nutzen, 
wobei insbesondere die Übernahme der Information und Sensibilisierung durch die 
Zivilschutzgruppen im Bedrohungsfall hervorgehoben wurde. Obwohl sich die Bevöl-
kerung von den NRO mehr Einbindung in die Projekte und mehr Unterstützung ab-
seits des Notfalls wünscht, wurden die bisherigen Maßnahmen, z. B. der 
Bodenschutz und die Verbesserung der Infrastruktur, als positiv und wichtig gewertet 
(vgl. u. a. jB025, jBD116). 
Betrachtet man die individuelle Motivation für den Beitritt in eine 
Gruppe, so wird zum einen der Vorteil gesehen, dass man im Zu-
sammenschluss größere Herausforderungen bewältigen kann und 
somit zum Fortschritt der Gemeinde beiträgt. Zum anderen sind Soli-
darität und gegenseitige Hilfestellung wichtig. Weiter soll sich die 
Gruppe für Belange und Interessen einsetzen, die den eigenen entsprechen (vgl. 
jB023, jB026). Bei der Gründungsmotivation der Gruppen sind oft das Gemeinwohl 
und die permanente Verbesserung der Lage der Gemeinde vordergründig. Die Be-
völkerung soll unterstützt und ihre Bedürfnisse befriedigt werden. Die Motivation der 
Mitglieder, sich für das Gemeinwohl einzusetzen, zeigt sich dabei auch durch das 
überwiegend ehrenamtliche Engagement in verschiedenen Gruppen (vgl. u. a. 
jZW004, jZW005, jZW021). 
Neben Zivilgesellschaft, Individuen und Privatwirtschaft kann auch der 
Staat einen großen Beitrag zur Resilienz einer Gemeinschaft leisten. 
Die Effektivität der Arbeit staatlicher Akteure spielt wie in Kapitel 4.3 
erläutert eine wichtige Rolle. In Marbial sind staatliche Interventionen 
schwach ausgeprägt. Sowohl öffentliche Basisinfrastruktur als auch 
Dienstleistungen sind nur sehr eingeschränkt vorhanden. Es gibt weder Straßen und 
Brücken noch Krankenhäuser oder öffentliche Schulen. Dies wird sowohl von den 
befragten Gruppen als auch von staatlicher Seite so dargestellt (vgl. u. a. jS022, 
jU006, jZW005). Die staatlichen Institutionen sind zudem dramatisch unterbesetzt. Im 
Polizeikommissariat sind nach Aussagen eines Experten nur vier Polizisten beschäf-
tigt, die für insgesamt 70.000 Menschen in fünf verschiedenen Sections Communa-
les zuständig sind. Genauso prekär ist die Lage in einem neu gebauten 
Gesundheitszentrum, für das nur eine Person angestellt wurde, die zudem unzu-
reichend ausgebildet ist (vgl. jE003). Unter Berücksichtigung der Sichtweisen von 
Gruppen und Experten kann zusammengefasst werden, dass Unterstützung durch 
den Staat – selbst nach Notsituationen – nicht erbracht wird und sich lediglich die 
lokale Administration CASEC und ASEC in der Verantwortung sehen (vgl. jE003, 







Aufgrund dessen übernehmen Gruppen verschiedene Aufgaben wie 
etwa Straßenbau und -rehabilitation, Wasserversorgung und Wieder-
aufforstung, die aus ihrer Sicht in öffentlicher Verantwortung liegen 
(vgl. jBD116, jZW21). Besonders im Bedrohungsfall setzen zivilgesell-
schaftliche Gruppen wichtige Aktivitäten um. Am häufigsten genannt 
wird in diesem Zusammenhang das CLPC, das von der Welthungerhilfe durch Fort-
bildungen und Ausrüstung unterstützt wird (vgl. jU006, jZW005, jBD116). Das Komi-
tee ist sowohl vor, während als auch nach Schocks aktiv, erstellt Risikoanalysen, 
führt Sensibilisierungskampagnen durch, motiviert die Bevölkerung zur individuellen 
Katastrophenvorsorge und identifiziert sichere Gebäude bzw. Standorte für den Ka-
tastrophenfall (vgl. jZW005, jU006, jBD116). Das CLPC leitet zusätzlich eine Brigade 
von Freiwilligen an: Das EIC unterstützt das CLPC bei Sensibilisierungs- und Prä-
ventionskampagnen und wird ebenso von der WHH gefördert (vgl. jBD116).  
Betrachtet man den Zusammenhang zwischen Zivilgesellschaft und Resilienz, ist ein 
Aspekt in Marbial besonders interessant: Auch jene Gruppierungen, deren Tätigkei-
ten und Ziele abseits der katastrophenbezogenen Arbeit liegen, sind im Fall von Be-
drohungen aktiv. Bspw. nutzen sie ihre sozialen Netzwerke, um Menschen zu 
informieren, führen Schadensevaluierungen durch und reparieren zerstörte Infra-
struktur (vgl. jU006, jZW021). Verschiedene externe Akteure waren daran beteiligt 
Risikoanalysen für das Quartier von Marbial zu erstellen. Auch wenn einige Befragte 
die Details der Analysen nicht kennen, ist ihre Existenz einem Großteil bekannt (vgl. 
u. a. jZW005, jU006, jZW021). In der durchgeführten Fokusgruppen-Diskussion 
konnte eine sehr gute Kenntnis der Umgebung und der Risiken beobachtet werden. 
Den Vertretern der Dorfgemeinschaft fiel es sehr leicht festzuhalten, welche Dorfteile 
stärker exponiert sind als andere. Zudem konnten vergangene Katastrophen bis in 
die 50er Jahre rekapituliert werden. Da all dies unter reger Partizipation stattfand, 
wird davon ausgegangen, dass sich das Wissen und Bewusstsein nicht auf Einzel-
personen beschränkt (vgl. jBD116).  
Hinsichtlich des Verständnisses unterschiedlicher Vulnerabilitätsni-
veaus ergibt sich kein klares Bild. Einerseits wird bei Befragungen 
meist geantwortet, dass alle Teile der Bevölkerung in gleichem Maße 
von Naturereignissen betroffen sind. Andererseits wird in der Gruppen-
diskussion berichtet, dass man bspw. nach Zyklonen durch das Dorf 
geht, um die Vulnerableren in ihren Häusern aufzusuchen. Für jene Menschen sei 









besonders wichtig31. Man müsse ihnen außerdem helfen, im Ernstfall zu Schutzhäu-
sern zu gelangen (vgl. jBD116). Diesen Aussagen nach zu urteilen, scheint es den 
Gesprächspartnern bewusst zu sein, dass Vulnerabilität unterschiedlich stark ausge-
prägt sein kann. Offenbar zählen in ihrer Wahrnehmung sowohl wirtschaftlich als 
auch physisch Schwächere zu den vulnerablen Teilen der Bevölkerung. 
Ein weiterer bedeutender Faktor für die Resilienz Marbials ist, dass alle Befragten in 
sechs Gruppen- bzw. Einzelinterviews angeben,  im Katastrophenfall informiert zu 
werden. 
Besonders hervorzuheben ist die Vielfalt der genutzten Kom-
munikationskanäle: eine wichtige Rolle spielen vor allem die 
lokale Administration CASEC und ASEC, die zwei Radiostationen Marbials, sowie 
die verschiedenen Organisationen (vgl. jE003, jU006, jZW021). Das CLPC und die 
Zivilschutzgruppe des Roten Kreuzes informieren mit Megafonen und sprechen über 
das Radio und per SMS Warnungen aus (vgl. jZW021). Außerdem werden lokale 
Treffpunkte genutzt (z. B. Kirche oder Schule), um Nachrichten zu verbreiten (vgl. 
jE003). Dabei spielen auch Telefonanrufe sowie der Einsatz von Lambi – einer Mu-
schel, die im Notfall als Signalhorn verwendet wird – eine wichtige Rolle (vgl. jU006).  
Wie in Kapitel 4.3 beschrieben, tragen auch institutionalisierte Lern-
mechanismen zur Resilienz einer Gemeinschaft bei. In Marbial sind 
einige Merkmale erkennbar, die auf eine lernende Gemeinschaft hin-
deuten. Bspw. wird in der Mehrzahl der Interviews bestätigt, dass 
nach Schocks ein Austausch stattfindet (vgl. jZW021, jBD116, jU006). 
In der Fokusgruppendiskussion wird erwähnt, dass man sich trifft, um gemeinsam 
darüber zu sprechen, wie man sich gegenüber Bedrohungen besser schützen könne. 
Als Ergebnis solcher Diskussionen wurde bereits eine Bodenkonservierungsinitiative 
gestartet und von einer NRO unterstützt (vgl. jBD116). Den diversen Erosions-
schutzmaßnahmen und einer Hochwasserschutzmauer entlang des Flusses La Gos-
seline, die von der WHH initiiert wurden, wird dabei große Bedeutung zugeschrieben 
(vgl. jU006, s. Abb. 17). Für weitere Maßnahmen zur Verminderung von Risiken feh-
len dem Dorf jedoch die Mittel (vgl. jZW004). 
Für die Lernfähigkeit einer Gemeinschaft ist der Zugang zu Wissen und Informatio-
nen ein weiterer wichtiger Punkt. Dieser ist jedoch auch unabhängig vom mangelhaf-
ten Bildungsangebot in Marbial nur schwach ausgeprägt. Von regionalen 
Geschehnissen erfährt man primär über persönliche Gespräche bzw. das lokale Ra-
dio (vgl. jB117, jB118, jU006). Nationale Nachrichten können laut einem Expertenge-
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spräch nicht einmal per Radio empfangen werden. Um sich diesbezüglich informiert 
zu halten, ist man auf das kaum verbreitete Internet oder die in Jacmel erhältliche 
Zeitung Le Nouvelliste angewiesen (vgl. jE003).  
Abb. 17: Hochwasserschutzmauer in Marbial (eigenes Bild) 
 
Zwischenmenschliche Konflikte stellen oft eine zusätzliche Belastung für Gemein-
schaften dar. Die Existenz von effizienten Mechanismen der Konfliktbearbeitung ist 
daher ein weiterer wichtiger Faktor einer lernenden Gemeinschaft. In Marbial neh-
men sich primär die Vertreter der lokalen Administration, sowie der Religionsgemein-
schaften dieses Themas an (vgl. jU006, jZW021, jS022). CASEC, ASEC, der Pastor 
und der Priester werden im Konfliktfall konsultiert, um so zur Schlichtung von Ausei-
nandersetzungen beitragen zu können. Wenn ein Konflikt zu komplex ist, wird der 
Fall an die Justiz übergeben (vgl. jZW021). 
5.4 Zivilgesellschaftsförderung an den Projektstandor-
ten 
Im folgenden Kapitel wird standortübergreifend das Thema Zivilgesellschaftsförde-
rung erörtert. Dafür werden nacheinander die Ziele, Ansätze und Maßnahmen der 
Welthungerhilfe im Bereich Zivilgesellschaftsförderung dargestellt. Für die Ansätze 
und Maßnahmen werden zusätzlich Good Practice-Beispiele der WHH, aber auch 
anderer Entwicklungspartner, aufgezeigt, die exemplarisch Hinweise auf hervorzu-
hebende Aspekte geben sollen. Neben den Aussagen der Interviewpartner fließen in 
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dieses Kapitel die Ergebnisse des WHH-Workshops in Ouanaminthe zur Aufarbei-
tung der Erfahrungen im Bereich der Zivilgesellschaftsförderung (s. Kap. 2) ein.  
5.4.1 Ziele bei der Zivilgesellschaftsförderung 
Im folgenden Unterkapitel werden die Ziele der Welthungerhilfe bei der Zivilgesell-
schaftsförderung aus Sicht der Organisation und der Mitarbeiter vor Ort dargestellt.  
In ihrem Positionspapier „Förderung der Zivilgesellschaft in den Partnerländern“ 
bringt die WHH zum Ausdruck, dass alle Maßnahmen auf das übergeordnete Ziel der 
Armutsreduzierung ausgerichtet sind (vgl. Welthungerhilfe 2012a: 2). Zivilgesell-
schaftsförderung soll als integraler Bestandteil der Projektaktivitäten einen Beitrag 
dazu leisten (s. Abb. 18). Dafür werden im Positionspapier Maßnahmen zur „Qualifi-
zierung (Capacity Development) von Partnerorganisationen bei gemeinsamen Pro-
jekten und die Ermächtigung (Empowerment) von Partner- und Basisorganisationen 
zur Erfüllung ihrer zivilgesellschaftlichen Rolle in Partnerländern“ (WHH 2012a: 3) 
aufgeführt. 
Die von WHH-Mitarbeitern geäußerten Perspektiven zu den Zielen der Zivilgesell-
schaftsförderung erweisen sich als schlüssig. Diese soll keine alleinstehende Unter-
stützungsmaßnahme sein, sondern in die Aktivitäten mit den verschiedenen 
Basisgruppen integriert werden - vorrangig, um die Nachhaltigkeit der Maßnahmen 
sicherzustellen (vgl. pW090). Im Sinne des Capacity Developments lautet das Ziel, 
durch eine partizipative Vorgehensweise der WHH einen positiven Beitrag für die 
Zivilgesellschaft zu gewährleisten (vgl. jW131). Empowerment-Maßnahmen, die da-
rauf abzielen, die Advocacy- bzw. Watchdog-Funktion der Zivilgesellschaft zu erfül-
len, werden hingegen nicht genannt (s. Abb. 18). 
Am Standort Jacmel wird Zivilgesellschaftsförderung zum einen als Mittel gesehen, 
um die Resilienz der Bevölkerung gegenüber Belastungen und Schocks zu erhöhen 
(vgl. jW041, jW103). Zum anderen soll, im Sinne eines gemeindebasierten Ansatzes 
(vgl. ebd.), die gesamte Gemeinschaft gestärkt werden (s. Kap. 5.3). In Ouanaminthe 
wird die Demokratieförderung innerhalb der Basisgruppen als Ziel hervorgehoben, 
um diese hinsichtlich der Satzung, Strukturierung und eigenständigen Finanzierung 
zu stärken (vgl. oW139). Außerdem sollen basisdemokratische Verfahrensweisen in 
den Gruppen erlernt und angewendet werden. In einem nächsten Schritt soll sich auf 
dieser Grundlage ein Verständnis für die Bedeutung politischer Wahlen entwickeln, 
ebenso für die Vertretung von Eigen- und Gruppeninteressen auf politischer Ebene 
(vgl. pW080). Gleichzeitig ist es ein erklärtes Ziel, nicht nur die Basisgruppen selbst 
zu fördern, sondern ebenso das Umfeld in den Blick zu nehmen, um die Lebensver-
hältnisse der Bevölkerung insgesamt zu verbessern (vgl. oW128). Zudem solle die 
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Wirtschaft durch die Förderung von zivilgesellschaftlichen Gruppen gestärkt werden 
(vgl. oW027). 
Abb. 18: Ziele der Zivilgesellschaftsförderung (eigene Darstellung) 
 
Zivilgesellschaftsförderung wird auch als Konsequenz der eigenen Arbeit gesehen. 
„La promotion de la société civile n’est pas l’objectif de la WHH mais un résultat“ 
(ebd.). Hierin liegt eine der großen Stärken der Welthungerhilfe: Indem sie durch ihre 
Aktivitäten die ökonomische Basis der Bevölkerung etwa im Bereich Landwirtschaft 
verbessert, trägt sie zur Armutsminderung bei. Diese ökonomische und soziale Ent-
wicklung hat wiederum einen stabilisierenden Effekt auf die Basisgruppen und kann 
auf diese Weise die Zivilgesellschaft stärken (s. Abb. 18). Zivilgesellschaftsförderung 
ist im Idealfall somit sowohl Mittel und als auch Konsequenz der Welthungerhilfe-
Aktivitäten. 
5.4.2 Ansätze zur Zivilgesellschaftsförderung 
Im folgenden Abschnitt werden die erfassten Ansätze der WHH zur Zivilgesell-
schaftsförderung dargestellt und, soweit möglich, aus den verschiedenen Perspekti-
ven der beteiligten Akteure beleuchtet. Das Kapitel gliedert sich in die Phasen der 
Vorbereitung, Durchführung und Nachbetreuung einer Intervention.  
Vorbereitung einer Intervention 
Die Vorbereitung einer Projektintervention von Seiten der WHH beginnt bei neueren 
Maßnahmen mit einer Kontext- oder Bedarfsanalyse, um frühzeitig die Rahmenbe-
dingungen in den Gemeinden zu erfassen. Ganz besonders wichtig ist auch die Ana-
lyse existierender Gruppen und weiterer relevanter Akteure, um potenzielle 
Kooperationspartner zu identifizieren (vgl. jZW030, oN037). Akteure aus den Erhe-
bungsorten im Norden bemängeln jedoch, dass in der Vergangenheit kaum Kon-
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textanalysen vor Beginn einer Intervention durchgeführt wurden. Im Falle eines weit-
gehend abgeschlossenen Projektes hat man z. B. versucht, die institutionellen 
Schwächen von Gruppen durch einen Gutachter nachträglich ermitteln zu lassen, um 
daraufhin die Förderung zielgerichteter gestalten zu können (vgl. oW027).  
Die WHH arbeitet mit einer Vielzahl staatlicher und zivilgesellschaftlicher Partner zu-
sammen. Bei der Vorbereitung von Projekten im Bereich Katastrophenrisikoma-
nagement entscheidet beispielsweise die staatliche Direction de la protection civile 
(DPC), welche Comités local pour la protection civile (CLPC) gefördert werden sollen 
und in welcher Gemeinde Unterstützungsbedarf besteht (vgl. jW103). Auch andere 
staatliche Partner, wie z. B. der Conseil d’Administration de la Section Communale 
(CASEC), die Administration de la Section Communale (ASEC) und das Bureau Ag-
ricole Communale (BAC) sind wichtige Akteure bei der Projektplanung und -
umsetzung (vgl. oS010, oS114). Sie fungieren einerseits als Vermittler zwischen der 
WHH und den Gruppen (s. u.) und sind andererseits z. T. direkt für die Betreuung der 
Gruppen zuständig (vgl. oU018). Die Einbindung staatlicher Akteure in einem fragilen 
Staat stellt für eine ausländische Nichtregierungsorganisation (NRO) eine große 
Herausforderung dar (s. Kap. 4.1), die aber z. B. am Standort Jacmel gut gelöst wur-
de. Hier sind das zuständige Innenministerium und lokale staatliche Vertreter in die 
Umsetzung von Maßnahmen integriert (vgl. jW131). 
Eine besondere Rolle bei der Planung und Realisierung von 
Aktivitäten der WHH nehmen ihre strategischen Partner und 
Umsetzungspartner ein. Sie agieren gewissermaßen als Bindeglied zwischen der 
WHH und den zivilgesellschaftlichen Gruppen (vgl. oW027). Ihre Orts- und Kontext-
kenntnisse haben große Bedeutung bei der Planung von Interventionen (vgl. oU018). 
Neben diesen Partnern kooperiert die WHH auch mit anderen NRO. So wird bei-
spielsweise das Projekt zur Risikoreduzierung in Ouanaminthe zusammen mit Oxfam 
GB durchgeführt (s. Kap. 3.4.1 und vgl. oN037).  
Für die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Basisgruppen nutzt die WHH zwei 
Möglichkeiten: Sie initiiert entweder selbst die Gründung einer Gruppe oder greift auf 
bereits vorhandene zurück. Die Kontaktaufnahme zu vorhandenen Gruppen verläuft 
in der Praxis über unterschiedliche Kanäle. Oft sind es die Mitarbeiter der WHH 
selbst, die durch ihre Ortskenntnisse und durch Gespräche mit der Bevölkerung in 
Kontakt mit neuen Gruppen treten (vgl.  u. a. oZW015, oZW043). Daneben stellen 
auch internationale Organisationen, andere Gruppen aus der Gemeinschaft, Leaders 
aus den Dörfern oder auch die Bevölkerung selbst den Kontakt zwischen der WHH 
und interessierten Gruppen her (vgl. jU006). In einigen Fällen erfolgt der Erstkontakt 
zu bestehenden Basisgruppen auf Empfehlung staatlicher Akteure (vgl. jW103). 
108 Untersuchungsergebnisse 
 
Es wurde jedoch auch bemängelt, dass bereits geeignete Gruppen im Dorf existier-
ten und die WHH trotzdem neue gegründet hat (vgl. oB098). Neugründungen für die 
Durchführung bestimmter Projekte kamen in der Vergangenheit in allen untersuchten 
Regionen und Fallbeispielen vor (vgl. u. a. oZW002, jZW021, oZW045), ein Um-
stand, der bereits in früheren Evaluierungen diskutiert und kritisiert wurde (vgl. u.a. 
Weingärtner; Trentmann 2013). Teilweise erfolgte die Gründung von Gruppen zur 
Nutzung und Instandhaltung sogar erst nach der Durchführung von Maßnahmen, 
z. B. dem Bau von Bewässerungsanlagen (vgl. oZW012). Dies wird als ein Grund für 
die z. T. geringe Motivation von Mitgliedern (vgl. oW027), aber auch die Instabilität 
der Gruppen gesehen. 
Neben der Kooperation mit staatlichen Akteuren und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
(s. o.) ist die Einbindung der Bevölkerung ein entscheidender Faktor für einen nach-
haltigen Projekterfolg. Auch die Mitarbeiter der WHH bezeichnen eine partizipative 
Herangehensweise als wichtigen Erfolgsfaktor ihrer Arbeit (vgl. jW041, jW131): Die 
Mitglieder einer Gemeinde werden zusammengerufen und diskutieren in Fokusgrup-
pen über die konkrete Ausgestaltung einer Intervention. Teilweise kommen dabei  
Participatory Rural Appraisal (PRA)-Methoden zur Anwendung. 
Bezüglich des partizipativen Ansatzes der WHH wird die Pla-
nung für das Kommunalentwicklungsprojekt in Ouanaminthe 
von den beteiligten Akteuren als sehr positiv empfunden. Viele zivilgesellschaftliche 
Gruppen wurden schon früh zu Planungsworkshops eingeladen und sind deshalb 
über den Stand der jetzigen Projektumsetzung gut informiert (vgl. u. a. oE075). Eini-
ge der an den Workshops beteiligten Gruppen wurden zu Umsetzungspartnern für 
dieses Projekt und übernehmen damit wichtige Funktionen (vgl. oW139), wie z. B. 
die Sensibilisierung der Bevölkerung. 
Ebenso positiv ist der bereits erwähnte gemeindebasierte An-
satz (Community Approach) in Marbial (s. Kap. 5.4.1) zu be-
werten, der im Sinne einer Gemeindeentwicklung unterschiedliche Akteure und ver-
schiedene Unterstützungsmaßnahmen integriert. Zudem wurde auch während der 
Projektdurchführung noch Rücksicht auf sich ändernde Interessen der Gemeinschaft 
genommen, und die Maßnahmen wurden dementsprechend angepasst. 
Die Bedeutung einer partizipativen Herangehensweise und der Zusammenarbeit mit 
allen relevanten Interessensgruppen wurde auch im Workshop in Ouanaminthe her-
vorgehoben. Obwohl es sich oftmals um langwierige Prozesse handelt, sichert ein 
partizipatives Vorgehen die Legitimität und Akzeptanz getroffener Entscheidungen 
(vgl. Becker 2013: 25). Dennoch berichtet die Bevölkerung nicht an allen Projekt-
standorten über ein partizipatives Vorgehen der WHH. Vor allem in früheren, bereits 
abgeschlossenen Projekten haben sich die Bevölkerung, Leaders der Gemeinschaft 
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oder andere Gruppen nicht immer einbezogen gefühlt. In einem Fall wurde bspw. 
beklagt, dass man zwar die Fahrzeuge der WHH sehe, jedoch nicht wisse, was sie 
im Dorf tatsächlich mache (vgl. oB098). 
Durchführung einer Intervention 
Die Betreuung der Gruppen erfolgt in der Regel durch Mitarbeiter der WHH. Sie wird 
von den Basisgruppen in vielen Fällen als intensiv und positiv beschrieben (s. Kap. 
5.2 und 5.3)32, obwohl inhaltliche Ziele und Umsetzungsmethoden oft von der WHH 
vorgegeben werden (vgl. jW131). Daher wirkt es häufig so, dass die Gruppen sich 
zum Teil inhaltlich stark beeinflussen lassen (vgl. jZW004, oZW045). Positiv hervor-
gehoben wird jedoch, dass die WHH immer wieder flexibel auf Wünsche der Grup-
pen eingeht (vgl. jW103). Einige Organisationen haben der WHH selbst Vorschläge 
zur inhaltlichen Ausrichtung gemacht, die teilweise auch angenommen wurden (vgl. 
u. a. oZW015, oZW065). Auch die Teilnehmer des Workshops in Ouanaminthe be-
stätigten, dass die Unterstützung von Aktivitäten, die von den Gruppen selbst kom-
men, den größten Erfolg verspricht (Becker 2013: 24). In diesem Zusammenhang sei 
auf das Modell von Pretty für ein verstärktes Targeting der Basisgruppen verwiesen, 
dass ein an die Kompetenzen und an das Bildungsniveau der Gruppen angepasstes 
Vorgehen beschreibt. Auf dieses Modell wird in den Schlussfolgerungen näher ein-
gegangen (s. Kap. 6, Abb. 19). 
Ein Beispiel aus Ouanaminthe für die partizipative und flexibel 
an die Zielgruppen angepasste Herangehensweise der WHH 
ist die Vergabe von Mikrokrediten an Frauen zur Durchführung eigener gewerblicher 
Tätigkeiten – einer Aktivität, die in der ursprünglichen Budgetplanung nicht vorgese-
hen war (vgl. oW027).  
Auch die Einstellung von zwei WHH-Mitarbeiterinnen im Büro in Ouanaminthe zur 
besseren Kooperation mit den Frauengruppen ist ein Beispiel für die Optimierung der 
Gruppenbetreuung durch die Welthungerhilfe (vgl. oW127). 
Ein weiterer entscheidender Punkt für die erfolgreiche Durchführung von Projekten 
ist der regelmäßige Austausch mit den unterstützten Gruppen:  
Der strategische WHH-Partner in Jacmel integriert hierfür ei-
nen Feedbackmechanismus in seine Projekte. Jede Gruppe, 
mit der zusammenarbeitet wird, beauftragt vierteljährlich drei Mitglieder mit der Be-
wertung der Kooperation. Der strategische Partner gibt ebenso eine Einschätzung 
der Zusammenarbeit ab. Dieser Mechanismus funktioniert nach eigenen Aussagen 
                                            
32 S. Kap. 2.2 zur Bias unterstützter Gruppen gegenüber der fördernden NRO 
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sehr gut, da die Gruppen Feedback auf Augenhöhe geben. Durch die regelmäßige 
Anwendung des Instruments lassen sich Veränderungen leicht erkennen und ggf. 
Anpassungen vornehmen (vgl. jU063). 
Nachbetreuung einer Intervention 
Nach Beendigung eines Projektes, der Übergabe der Projektstrukturen an den Staat 
oder dem Auslaufen der Finanzierung durch den Geldgeber ist eine weitere Betreu-
ung der Gruppen in der Regel noch notwendig, jedoch häufig nicht mehr möglich 
(vgl. oW027) bzw. nicht mehr in der Planung vorgesehen. Die Projektdurchführungs- 
und damit Betreuungszeiträume sind durch Gebervorgaben oftmals auf wenige Mo-
nate oder ein bis zwei Jahre beschränkt, in denen keine langfristigen und nachhalti-
gen Veränderungen innerhalb der Zivilgesellschaft erreicht werden können (vgl. 
jZW004, oW139). Die Abhängigkeit der WHH von oftmals kurz- bis mittelfristigen Fi-
nanzierungen der Drittmittelgeber gefährdet die Nachhaltigkeit von Projekten, da für 
die Erreichung von Zielen zur Zivilgesellschaftsförderung nicht ausreichend Zeit zur 
Verfügung steht. Die Welthungerhilfe reagiert darauf mit gezielter Mittelakquise für 
Folgeprojekte sowie mit der bereits erwähnten Kooperation mit lokalen Partnern, die 
häufig Projekte fortführen und dabei weiter von der WHH unterstützt werden (vgl. 
pW080). Außerdem behilft sie sich in diesen Fällen mit Eigenmittelprojekten und fi-
nanziert aus eigenen Budgets eine längerfristige Betreuung der Gruppen. So existiert 
z. B. für die Orte Acul des Pins und Acul Samedi ein kleiner Fonds (vgl. oW128) und 
auch im Kommunalentwicklungsprojekt wird bereits in der Planungsphase eine län-
gere Betreuung von Gruppen mit Eigenmitteln in Betracht gezogen (vgl. oW139). 
Das nach Beendigung der Nothilfe- und Rehabilitierungsmaßnahmen schließende 
Büro in Jacmel behält Personal am Standort, um die Nachbetreuung sicherzustellen 
(vgl. jW131). Zusätzlich werden dort vor allem Maßnahmen zum Katastrophenrisiko-
management vom Standortbüro Petit-Goâve weiter unterstützt und konsolidiert, wozu 
neue Projektanträge eingereicht wurden (vgl. pW080). 
5.4.3 Maßnahmen der Zivilgesellschaftsförderung 
In diesem Kapitel werden die erfassten Maßnahmenbereiche (jeweils fett hervorge-
hoben) und Instrumente der WHH in der Zivilgesellschaftsförderung unter verschie-
denen Gesichtspunkten betrachtet. Zentrale Maßnahmen der WHH zur Förderung 
von Zivilgesellschaft sind Empowerment und Capacity Development. Wie jedoch in 
Kapitel 5.4.1 angesprochen, engagiert sich die WHH in den untersuchten Projekt-
standorten nicht mit direkten Aktivitäten für das Empowerment der Gruppen, so dass 
das Hauptaugenmerk auf dem Bereich Capacity Development liegt. Im Laufe der 
Feldforschung konnten darüber hinaus finanzielle Unterstützungsmechanismen, bau-
liche Maßnahmen, Materialbereitstellungen sowie Dienstleistungen im Bereich Ma-
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nagement und Koordination identifiziert werden, die z. T. eher als indirekte Instru-
mente der Zivilgesellschaftsförderung einzuordnen sind. Auf diese Maßnahmen, 
ebenso wie auf Good Practice- Beispiele der WHH und anderer NRO, wird im Fol-
genden eingegangen. Dem vorangestellt ist in der folgenden Box eine Zusammen-
fassung der von den Interviewpartnern benannten Merkmale starker 
zivilgesellschaftlicher Organisationen (s. Kap. 5.1.2). Diese können aus Sicht der Au-
toren Hinweise zur Orientierung bzw. Ausrichtung von Maßnahmen der Zivilgesell-
schaftsförderung geben.  
 
Das Capacity Development der strategischen- und Umsetzungspartner sowie der 
geförderten Basisgruppen steht im Mittelpunkt der Zivilgesellschaftsförderung der 
WHH33. Hier werden vor allem Fortbildungen und Schulungen für Gruppenmitglie-
der angeboten. Diese umfassen ein breites Spektrum: Je nach thematischer Projek-
tausrichtung reichen sie von landwirtschaftlichen Weiterbildungen, z. B. zu den 
Themen Verarbeitung von Früchten (vgl. u. a. oZW012, oZW045), Vermarktung von 
Produkten (vgl. oZW012) oder technischen Schulungen für Spezialisten (z. B. Vere-
delung von Bäumen) bis hin zu Inhalten im Bereich Katastrophenvorsorge und -
management (vgl. jZW005). In Vorbereitung auf Extremwetterereignisse und Erdbe-
ben werden im Süden des Landes vermehrt Erste-Hilfe- und Bergungsschulungen 
durchgeführt (vgl. jW103) oder auch Kontingenzpläne erstellt (vgl. jZW013). Im 
Workshop in Ouanaminthe wurde bestätigt, dass die Durchführung technischer 
Schulungen, die mit der Rolle und Aufgabe von Gruppen korrespondieren, die Grup-
penaktivitäten und damit das ökonomische Interesse der Mitglieder stärken und so-
mit zu mehr Erfolg und ihrer besseren Sichtbarkeit beitragen (vgl. Becker 2013: 30). 
                                            
33 Wie erwähnt, liegt der Fokus der Studie ausschließlich auf den Basisgruppen an den ausgewählten 
Untersuchungsstandorten.  
Zusammenfassung von Merkmalen starker zivilgesellschaftlicher  
Organisationen:  
• Finanzielle und materielle Unabhängigkeit 
• die Fähigkeit, Aktivitäten (die von Interesse für die Mitglieder und die 
Bevölkerung sind) gut zu planen und selbständig auszuführen 
• die Fähigkeit, Bedarfe zu analysieren und auszudrücken (ggü. den 
Mitgliedern und nach außen) 
• eine demokratische und transparente interne Verwaltung (mit funkti-
onierenden Wahlen, Finanzen und Regeln) 
• Meistern interner und externer Konflikte 
• Akzeptanz der Leader durch die Mitglieder 
• Akzeptanz der Gruppe in der Gemeinde 
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So konnte z. B. in mehreren Gemeinden durch Fortbildungen im landwirtschaftlichen 
Bereich, das Anlegen von Bewässerungssystemen oder bodenkonservierende Maß-
nahmen zu einer direkten Ertragssteigerung und somit zur Armutsreduzierung bei-
tragen (vgl. oZA077, oZW015). Den direktesten Einfluss auf die institutionelle 
Förderung und damit Stärkung zivilgesellschaftlicher Gruppen haben jedoch die an-
gebotenen Schulungen im Bereich Organisationsentwicklung, z. B. zum Aufsetzen 
eines Statuts oder zur Etablierung demokratischer Entscheidungsstrukturen. Insge-
samt ist festzuhalten, dass ebenso wie die thematische Bandbreite der Fortbildun-
gen, auch ihre Dauer und Intensität erheblich variieren. Die Schulungen sind oft 
standardisiert und haben eine Dauer von einem halben Tag bis zu einer Woche. Ad-
ressaten sind häufig nur die Vertreter der Komitees der jeweiligen Gruppen, eher sel-
ten deren Mitglieder (vgl. oU018, jU063). 
Unter dem Thema personelle Ressourcen und Kapazitäten war der Bereich Fortbil-
dungen auch im Workshop in Ouanaminthe von großem Interesse. Aufgeführt wur-
den bspw. inhaltliche Aspekte wie Kommunikation, Konfliktmanagement, Leadership, 
Management und Moderation von Versammlungen, Finanzverwaltung und Buchhal-
tung, Verhandlungsführung oder Dokumentation (vgl. Becker 2013: 18). Diese The-
men korrespondieren mit dem häufig benannten Bedarf der Verbesserung des 
strukturellen und internen Funktionierens der Gruppen. Das umfasst bspw. das de-
mokratische Funktionieren von Gruppen, die Aufklärung über die Rechte der Mitglie-
der, das Aufstellen und Einhalten von Regeln, die Durchführung von Wahlen oder 
Kontrollmechanismen. Aus Sicht der Workshopteilnehmer kann das durch Fortbil-
dungen und regelmäßige Betreuung erreicht werden (vgl. Becker 2013: 24 ff), stellt 
jedoch auch gleichzeitig hohe Anforderungen an die Mitarbeiter der WHH im Bereich 
Organisationsentwicklung. 
Neben Fortbildungen spielt die Sensibilisierung der Bevölkerung für Umweltschutz-
themen (z. B. als Teil des Kommunalentwicklungsprojektes in Ouanaminthe) oder für 
die Gefahren von potentiellen Naturkatastrophen (z. B. als Teil von Basisinfrastruk-
turmaßnahmen) eine wichtige Rolle. Teilweise werden diese Sensibilisierungen auch 
im Auftrag der WHH von zivilgesellschaftlichen Gruppen durchgeführt. Der dritte 
Hauptbestandteil des Capacity Developments ist die Schaffung von Austauschmög-
lichkeiten zwischen den Gruppen der WHH. Hier werden bspw. Austauschbesuche 
von Bauern zwischen verschiedenen Orten organisiert und so ein gegenseitiger fach-
licher Austausch sowie die Weitergabe von Wissen und Erfahrungen untereinander 
ermöglicht (vgl. oZW045). Die Gruppen beurteilen diese Art der Unterstützung als 
sehr hilfreich (vgl. oZW065). 
Von entscheidender Bedeutung für die Förderung zivilgesellschaftlicher Gruppen ist 
deren finanzielle Unterstützung. Im Rahmen des Workshops in Ouanaminthe wur-
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de das Thema Finanzierung als großes Problem bestätigt. Die Gruppen haben zu-
meist eine geringe finanzielle Eigenständigkeit, da sie unabhängig von der WHH o-
der anderen Gebern kaum eigene Einnahmen generieren. In vielen Gruppen werden 
entweder keine Mitgliedsbeiträge erhoben bzw. diese werden nur selten oder gar 
nicht gezahlt. Die Gruppen bleiben so von der WHH bzw. anderen Gebern abhängig 
und lösen sich schlimmstenfalls nach der Zusammenarbeit wieder auf (vgl. Becker 
2013:18).  
Große Bedeutung in Bezug auf finanzielle Unterstützungsleistungen hat auch die 
Vergabe von Krediten.  
Als positives Beispiel hierzu wurde im Rahmen der Interviews 
erwähnt, dass Gruppen von der WHH kleine Fonds für Mikro-
kredite zur Verfügung gestellt werden. Die Gruppen verwalten diese Gelder selb-
ständig und betreiben auf diese Weise eine Art „Wirtschaftsförderung“ im eigenen 
Dorf (vgl. oZW027).  
Daneben leistet die WHH auch weitere finanzielle Unterstützung für Gruppen und 
ihre Mitglieder, indem sie z. B. Kredite für den Kauf von landwirtschaftlichen Materia-
lien zur Verfügung stellt (vgl. oZW064) oder Einzelpersonen (vorübergehend) unter-
stützt werden (vgl. jZW004, oZW015, oZW046). 
Im Workshop in Ouanaminthe wurde außerdem auf die Bedeutung von Sensibilisie-
rung und Schulung der Gruppen vor der Vergabe von Krediten verwiesen. Ebenso 
erfolgte der Hinweis auf die Notwendigkeit der Verbindung von Kredit- mit Sparaktivi-
täten, sowie der nötigen internen und externen Kontrolle (vgl. Becker, 2013: 30). 
Die im Norden Haitis tätige Organisation Solidarité Fwontalye 
führt nach eigenen Angaben in Ouanaminthe ein erfolgreiches 
Mikrokreditprojekt durch: Einer Gruppe von zwölf Personen wird für vier Monate eine 
bestimmte Summe geliehen. Danach muss das Geld an zwölf andere Mitglieder ver-
liehen werden. Jeden Monat zahlen die Mitglieder 100 Gourdes in ihre Gruppenkas-
se ein und sparen auf diese Weise neue Kredite zusammen.  
Die größte Herausforderung in Bezug auf finanzielle Unterstützungsmaßnahmen, 
besteht in der Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Finanzierung und der Vermei-
dung von Abhängigkeiten. In diesem Zusammenhang sind vor allem der bewusste 
Umgang mit Subventionen hervorzuheben und die wirtschaftliche Stabilisierung von 
im Rahmen der Projekte getätigter Investitionen. Subventionen sollten zielgerichtet 
und punktuell, bspw. als Anfangsinvestition, eingesetzt werden (vgl. Becker 2013: 
29). Die Nutzung von Subventionen für regelmäßige Ausgaben wie Verwaltungskos-
ten und Gehälter oder die Durchführung von Aktivitäten könne aus Sicht der Work-
shopteilnehmer in Ouanaminthe zur Schwächung von Basisgruppen beitragen (vgl. 
Becker 2013: 29). Am nördlichen Standort konnten bspw. einige in der Landwirt-
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schaft tätige Gruppen ihre Waren nach Beendigung der Projektlaufzeit und folglich 
der Subventionierung nicht mehr verkaufen und die Gruppen lösten sich auf (vgl. 
oZW045, oZW036). 
Verbunden mit dem Thema Subventionen ist die Zahlung organisationsinterner Geh-
älter für die Komiteemitglieder, deren Bezahlung häufig nicht in den internen Regeln 
der Gruppen vorgesehen ist. So wurden u. a. auch im Rahmen des Workshops die 
häufig zu hohen Erwartungen an die ehrenamtliche Tätigkeit der Gruppenkomitees 
thematisiert. Vielerorts wird das ehrenamtliche Engagement der Menschen überbe-
ansprucht, da zeitaufwendige Leistungen unbezahlt und häufig neben der eigentli-
chen Arbeit erbracht werden müssen. Hinzu kommen bspw. für das Management 
und die Wartung eines 400 ha-Bewässerungsperimeters mit mehreren hundert Mit-
gliedern notwendige, technische Kenntnisse sowie Fähigkeiten im Bereich Verwal-
tung, Buchhaltung oder Konfliktmanagement. Wichtig sind daher die 
Professionalisierung des Managements und eine unternehmerische Herangehens-
weise, die bereits mit einer professionellen Finanzplanung (z. B. der Einnahmen und 
laufenden Kosten) beginnen und Organisationsaspekte stärker berücksichtigen soll-
ten (z. B. interne Regeln, Rollen und Verantwortlichkeiten). Besonders hervorgeho-
ben wurde in diesem Zusammenhang auch die Notwendigkeit interner und externer 
(finanzieller) Kontrollmechanismen sowie ggf. Sanktionen, um den Missbrauch der 
Mittel durch die Komiteevertreter zu vermeiden (vgl. Becker 2013: 25ff). 
Eine ganze Reihe von Projekten im Norden und Süden werden von baulichen Maß-
nahmen und Materialbereitstellung begleitet. Zum Teil werden die Gruppen auch als 
Organisation gezielt gefördert, um diese baulichen Einrichtungen nachhaltig zu be-
wirtschaften bzw. zu nutzen und instandzuhalten. So entstanden bspw. am Projekt-
standort Ouanaminthe Bewässerungsperimeter, für die – im Nachhinein – Wartungs- 
oder Managementkomitees gegründet wurden (vgl. oZW045). Wie zuvor erwähnt, 
verspricht jedoch die zeitige Integration der Akteure in den Planungs- und Durchfüh-
rungsprozess noch erfolgreichere und nachhaltigere Ergebnisse.  
Obwohl es bei der Implementierung von Cash-for-Work 
(CfW)-Projekten normalerweise zu keiner langfristigen und 
direkten Förderung der Zivilgesellschaft im eigentlichen Sinne kommt, konnte in 
Ouanaminthe durch die spezifische Art der CfW-Maßnahmen eine unentgeltliche 
Übernahme bzw. Instandhaltung durch die Zivilgesellschaft beobachtet werden: Die 
Befestigung einer Uferböschung erzielte vor Ort einen solch positiven Effekt für die 
landwirtschaftliche Produktion, dass ihre Pflege und Instandhaltung eigenständig 




Ein Straßenbauprojekt zur Erschließung des Ortes Marbial hatte – durch die Verbin-
dung vorher getrennter Dörfer – zusätzlich eine soziale Komponente (s. Kap. 5.3.3). 
Außerdem werden im vom Erdbeben 2010 und oft von Extremwetterereignissen be-
troffenen Süden des Landes Katastrophenvorsorge- und CfW-Projekte im Straßen-
bau (vgl. jZW020, jW103), Wiederaufbau von zerstörten Häusern (vgl. jW041) oder 
beim Bau von Erosionsschutzmaßnahmen (vgl. jZW008) von gruppenfördernden 
Maßnahmen begleitet. Kritisch ist allerdings zu bewerten, dass Menschen, die ei-
gentlich in anderen Berufen tätig sind, für die Dauer der CfW-Maßnahmen ihre Arbeit 
niederlegen, was z. B. während der Pflanz- oder Erntezeit Negativeffekte in der 
Landwirtschaft zur Folge hat (vgl. u. a. jZW028, jW041).  
Auch die Bereitstellung von Material kann einen fördernden Einfluss auf die Funk-
tionsfähigkeit der Gruppen haben, da eine verbesserte Ressourcenausstattung die 
Umsetzung ihrer Aufgaben erleichtert. So werden, je nach Ausrichtung der Projekte, 
Baumaterialien und Werkzeuge, wie z. B. Schaufeln und Schubkarren bereitgestellt 
(vgl. oZW012), aber auch Notbetten und Erste-Hilfe-Ausrüstung angeschafft (vgl. 
jW103). Im Bereich Katastrophenvorsorge wird Kartenmaterial in Auftrag gegeben 
(vgl. jZW013). Stärker inhaltlich arbeitenden Partnern wird Büroausrüstung zur Ver-
fügung gestellt (vgl. jU063), was entscheidend für deren Funktionieren ist. 
In einigen Fällen setzt die WHH auch ihre eigenen Mitarbeiter ein, um Dienstleis-
tungen zur Unterstützung der Gruppen zu erbringen: Sie übernehmen hierbei nicht 
nur Funktionen als Ansprechpartner, sondern fungieren bspw. aktiv als Facilitatoren 
und Koordinatoren für Katastrophenwarnungen (vgl. jZW028) oder für das Marketing 
landwirtschaftlicher Produkte (vgl. oZW064).  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die WHH begleitend zu ihren Projektaktivi-
täten unterschiedliche Möglichkeiten zur direkten und indirekten Förderung zivilge-
sellschaftlichen Engagements nutzt. Am sichtbarsten ist dieser Bezug bei den 
Fortbildungen, die im Rahmen des Capacity Developments durchgeführt werden. 
Andere Maßnahmen haben in Abhängigkeit von den jeweiligen Projektzielen und -
aktivitäten einen eher indirekten Einfluss auf die Förderung zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen. Diese Einschätzung korrespondiert mit Abbildung 18 (s. Kap. 5.4.1), 
aus der ersichtlich ist, dass die meisten zivilgesellschaftsbezogenen Maßnahmen der 
WHH im Bereich der organisationsinternen Stärkung (Renforcement) der Gruppen 
liegen.  
In Bezug auf die zivilgesellschaftliche Rolle im Bereich Watchdog/Advocacy (s. Kap. 
4.2) verfolgt bisher lediglich der strategische WHH-Partner in Jacmel einen in diese 
Richtung weisenden Ansatz: Er sensibilisiert seine Gruppen fortlaufend dahinge-
hend, welche Akteure eigentlich Verantwortung für die Aktivitäten haben – die sie als 
Organisation gerade übernehmen – und unterstützt die Gruppen schließlich dabei, 
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Forderungen direkt an die zuständigen Stellen und Verantwortlichen zu richten (vgl. 
jU063). 
Ausgewählte Maßnahmen mit resilienzstärkendem Beitrag 
Bestimmte Maßnahmen zur Förderung zivilgesellschaftlicher Gruppen können einen 
Beitrag zur Stärkung der Resilienz einer Gemeinschaft auf lokaler Ebene leisten. Ei-
nige solcher Maßnahmen sind im Folgenden aufgeführt, eine ausführliche Diskussion 
zu diesem Thema folgt in Kapitel 6.  
Ein besonders direkter Zusammenhang zwischen Zivilgesellschaftsförderung und  
Resilienzstärkung ist für das Charakteristikum Planung, Vorbereitung und Bereit-
schaft festzustellen. So legt die WHH am Projektstandort Jacmel innerhalb der Zivil-
gesellschaftsförderung einen starken Fokus auf das Segment des Zivil- und 
Katastrophenschutzes. Auf diese Weise werden durch die Förderung der Comités 
local pour la protection civile (CLPC) und Equipes d’intervention communales (EIC) 
lokale Strukturen zum Schutz der Bevölkerung gestärkt. Um die Menschen besser 
auf zukünftige Extremwetterereignisse vorzubereiten, wurden mit Hilfe von partizipa-
tiven Methoden Risikoanalysen für die verschiedenen Dörfer durchgeführt und Kon-
tingenzpläne erstellt. Diese zeigen u. a. die Lage von Hochrisikozonen oder die 
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten im Notfall (vgl. u. a. jZW013). Zudem fan-
den Fortbildungen zum Umgang mit Risiken und Bedrohungen statt, die die Gruppen 
in die Lage versetzt haben, eigene Sensibilisierungskampagnen durchzuführen (vgl. 
u. a. jZW059). Die WHH unterstützt die Gruppen neben der Ausbildung auch mit dem 
nötigen Equipment und trägt damit erheblich dazu bei, dass die Zivilschutzkomitees 
der lokalen Bevölkerung in einer Notsituation besser helfen können (vgl. u. a. 
jZA032, jZW030, jBD116). Einige dieser Gruppen unterstreichen, dass seit der enge-
ren Zusammenarbeit mit der WHH bspw. bei Wirbelstürmen und Hochwasser weni-
ger materielle und menschliche Verluste zu beklagen sind, da die Menschen durch 
die Sensibilisierung vorsichtiger und in ihrem Handeln reflektierter geworden sind. So 
überqueren bspw. bei drohendem Hochwasser weniger Bewohner als vorher den 
Fluss, wodurch es zu weniger Unfällen kommt (vgl. jZW059). Die Bevölkerung hat 
durch diese positiven Erfahrungen Vertrauen zu den Zivilschutzgruppen gewonnen 
und fühlt sich im Fall von Bedrohungen und Problemen weniger auf sich allein ge-
stellt (vgl. jB113). 
Neben der WHH unterstützt bspw. auch das holländische Rote Kreuz Büros des hai-
tianischen Roten Kreuzes im Süden des Landes durch Trainings, Equipment und 
Infrastruktur. Als Reaktion auf die häufigen Wirbelstürme wurde 2012 eine Halle für 
Notfallequipment gebaut. Als der Zyklon Sandy eintraf, ermöglichte sie dem Roten 
Kreuz - durch die kurzen Transportwege - wesentlich schneller zu reagieren (vgl. 
jN039). Wenn lokale Gruppen befähigt werden im Falle einer Bedrohung selbst und 
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schnell aktiv zu werden, trägt dies in großem Maße zur Resilienz der Gemeinschaft 
bei, da sie aufgrund ihrer Nähe immer die ersten sind, die reagieren können. Auch 
die WHH betont in diesem Zusammenhang die Wichtigkeit lokaler Präsenz, die z. B. 
im Falle der Wirbelstürme Sandy und Isaac ein eine schnelle Reaktion erlaubt hat 
(Spießer 2013: mdl.). 
Auch das Charakteristikum Lernende Gemeinschaft, im Sinne existierender Lern-
mechanismen zur Aufarbeitung gemachter Erfahrungen, ist von entscheidender Be-
deutung für die Resilienz auf lokaler Ebene. An den Projektstandorten gibt es diverse 
Maßnahmen der Zivilgesellschaftsförderung, die einen stärkenden Einfluss auf die 
lernende Gemeinschaft haben. So werden bspw. Projekte zur Wiederaufforstung und 
Instandhaltung von Uferböschungen oder Terrassierungen und andere Erosions-
schutzmaßahmen in Zusammenarbeit mit Gruppen durchgeführt (vgl. u. a. oZW065, 
oW027, oN037). Solche Aktivitäten schützen einerseits die Anlieger und tragen au-
ßerdem dazu bei, dass das Umsetzungswissen für diese Maßnahmen in der Ge-
meinschaft erhalten bleibt. Zudem werden viele Gruppen im landwirtschaftlichen 
Bereich unterstützt und z. B. in der Kompostierung von organischem Material ge-
schult. Infolge der Verbesserung der Bodenstruktur kommt es zu Ertragsteigerungen, 
was wiederum dem Lebensstandard der Menschen zugutekommt. Das neu gewon-
nene Wissen wird darüber hinaus genutzt, um Dritte zu sensibilisieren, die ebenfalls 
in der Landwirtschaft tätig sind (vgl. oW128).  
Ein Beispiel für die Stärkung der Resilienz durch Maßnahmen 
zur Förderung der Zivilgesellschaft, ist das Mutuelle-
Solidarité-Projekt in Ouanaminthe, bei dem ein direkter Bezug zu den Resilienzcha-
rakteristika Partizipation und Inklusion sowie Kapitalaufkommen und gerechte 
Verteilung besteht: Es wird in Kooperation vom Catholic Relief Service (CRS) und 
seinen lokalen Partnern, der Caritas Fort Liberté und den Sœurs St. Jean durchge-
führt. Dabei werden Spar- und Kreditgruppen in verschiedenen Dörfern gegründet. 
Nachdem die Gruppen eine Finanzschulung bekommen haben, sparen die Mitglieder 
gemeinsam Geld und zahlen sich bei Bedarf gegenseitig kleinere Kredite aus. Dabei 
besteht das zur Verfügung stehende Kreditvolumen zur Gänze aus den Ersparnissen 
der Gruppe. Des Weiteren richten die Gruppen jeweils einen Sozialfonds ein, der in 
Notfällen, wie bspw. bei einem Todesfall innerhalb der Familie eines Mitglieds, zur 
Unterstützung der Betroffenen ausgeschüttet werden kann. Da es sich lediglich um 
kleine Summen handelt, können die Menschen mit dem Projekt allein nicht gänzlich 
aus ihrer Armut geholt werden. Jedoch hilft es ihnen laut CRS, einen Schritt in diese 
Richtung zu machen. So haben die Mitglieder einen unkomplizierten Zugang zu Kre-
diten, mit denen sie bspw. Ziegen kaufen können. Nachdem sich diese vermehrt ha-
ben, können sie weiterverkauft und der Kredit zurückgezahlt werden. Zudem 
beobachtet die Organisation eine Entwicklung von gegenseitigem Vertrauen und So-
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lidarität innerhalb der Gruppen. Da die Mitglieder alle lokal verwurzelt sind und die 
Vorteile einer Mitgliedschaft klar erkennen, zeigt die Erfahrung, dass die Gruppen 
auch nach Ablauf der externen Betreuung durch CRS noch weiter bestehen (vgl. 
oN067). 
Abseits der oben aufgezeigten Resilienzcharakteristika und Aktivitäten zur Zivilge-
sellschaftsförderung, konnten Maßnahmen identifiziert werden, die zwar einen resili-
enzstärkenden Beitrag leisten, jedoch weitestgehend losgelöst von einer 
Unterstützung zivilgesellschaftlicher Strukturen umgesetzt werden. CfW-
Maßnahmen, die häufig auf Infrastrukturprojekten basieren, können bspw. einen di-
rekten Beitrag zur Resilienz leisten, da sie einerseits Schutz bieten (z. B. im Bereich 
Erosionsschutz) oder durch den Bau, die Reparatur oder die Reinigung von Bewäs-
serungskanälen eine gesteigerte Produktivität ermöglichen (vgl.oW027, oN037). In 
Verbindung mit Wissenstransfer oder Fortbildungen können diese Maßnahmen um 
Aspekte der Zivilgesellschaftsförderung bereichert und somit nachhaltiger gestaltet 
werden. Bspw. wurde in einem Projekt zur Rehabilitation eines Bewässerungssys-
tems zusätzlich eine Fortbildung in Projektmanagement von der WHH durchgeführt. 
Durch diese fällt es der Assoziation in Zukunft leichter, ihre Aktivitäten umzusetzen 
oder neue Ideen auszuarbeiten und sich um deren Finanzierung zu bemühen (vgl. 
jW103).  
Als ein Beispiel für erfolgreiche und geschickte Integration 
von CfW in entwicklungsorientierte Maßnahmen gilt bei der 
WHH in Haiti die Nutzung von CfW-Aktivitäten für zielgerichtete Folgemaßnahmen 
am Bewässerungsperimeter am WHH-Standort Jean Rabel, die zum besseren Funk-
tionieren und Managements des gesamten Wassereinzugsgebietes beigetragen ha-
ben. Sie wurden in Kooperation mit der Assoziation geplant und durchgeführt und 
bewusst ausschließlich in Zeiten umgesetzt, die nicht zur Feldarbeit genutzt werden 
konnten (vgl. pW080; pW090 und Weingärtner, Trentmann, 2013: 13). Die Mitglieder 
wurden so in der Ausführung ihrer Aktivitäten gefördert und erhielten finanzielle Un-
terstützung in der einkommensarmen Zeit 
Diskussion und Schlussfolgerungen 119 
 
6 Diskussion und Schlussfolgerungen 
Vier Untersuchungsfragen bildeten den Ausgangspunkt für die Studie und dienten 
der Fokussierung auf die Kernaspekte der Forschung (s. Kap. 1). So wurde danach 
gefragt, mit welchen Zielen die Welthungerhilfe (WHH) die Zivilgesellschaft fördert, 
ob ihre Maßnahmen dazu beitragen und wie sich Effektivität und Nachhaltigkeit die-
ser erhöhen lassen. Des Weiteren ging es darum Hinweise darauf zu finden, inwie-
fern eine gestärkte Zivilgesellschaft die Resilienz der Bevölkerung stärken kann und 
welche Rolle der fragile Kontext dabei spielt. Antworten auf diese Fragen lassen sich 
teilweise bereits in den vorangegangenen Kapiteln finden (s. Kap. 5). Ziel dieses Ka-
pitels ist es, die Analyseergebnisse aus den vorangegangenen Kapiteln zu diskutie-
ren und daraus Schlussfolgerungen abzuleiten. Vielfach bestätigen sie Ergebnisse 
aus vorangegangenen Untersuchungen (vgl. u. a. Evaluierung von Weingärtner, 
Trentmann, 2013). Zusätzlich lassen sich auf Grundlage der umfangreichen Daten-
basis jedoch Schlussfolgerungen für die Zivilgesellschaftsförderung auf lokaler Ebe-
ne ziehen. Um diese so kurz und prägnant wie möglich darzustellen, wird jeweils auf 
die empirischen Befunde in den vorangegangenen Kapiteln verwiesen. Sie sind je-
weils nach den Themen Zivilgesellschaftsförderung, Resilienz und fragiler Kontext 
getrennt dargestellt.  
6.1 Ziele und Maßnahmen im Bereich Zivilgesellschafts-
förderung 
Die Analyse der Zivilgesellschaft an den Projektstandorten Ouanaminthe und Jacmel 
zeigt, dass das zivilgesellschaftliche Engagement vor Ort als lebendig und divers 
bewertet werden kann. Als aufschlussreich erwies sich dabei insbesondere der sys-
temische Blick auf die drei ausgewählten Fallbeispiele (s. Kap. 5). Eine Vielzahl von 
Organisationen und sozialer Strukturen konnten auf Grundlage der erhobenen Daten 
identifiziert werden. Auffällig war zudem, dass die Mehrzahl der interviewten Akteure 
ein Verständnis von der Rolle besitzt, die Zivilgesellschaft spielen sollte (s. Kap. 
5.1.2). Das häufig kolportierte Bild, es handele sich in Haiti um eine Gesellschaft, in 
der ein hohes Maß an Misstrauen herrscht und die Menschen nur eingeschränkt mit-
einander kooperieren (vgl. Walky 2010), lässt sich in Bezug auf die lokale Ebene an 
den Erhebungsstandorten im Nordosten und Süden Haitis auf Grundlage der Stu-
dienergebnisse in dieser Pauschalität nicht bestätigen. Die Ergebnisse aus den vor-
liegenden Untersuchungen lassen erkennen, dass soziale Strukturen und ein Sinn 
für Gemeinwohlorientierung in der Bevölkerung existieren. Eine Erklärung für  die 
Diskrepanz zwischen den Studienergebnissen und einschlägiger Literatur zu diesem 
Thema wäre, dass die Menschen die Einbindung in die Dorfgemeinschaft gegenüber 
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Externen positiver darstellen als es in der Realität der Fall ist. Sollten diese Sozialbe-
ziehungen jedoch tatsächlich gelebt werden, wären sie eine wichtige Grundlage für 
die Weiterentwicklung zivilgesellschaftlichen Engagements. Dabei darf jedoch nicht 
außer Acht gelassen werden, dass es Menschen gibt, die an diesen sozialen Struktu-
ren nicht zu partizipieren scheinen (s. Kap. 5.2 und 5.3). Häufig sind es Personen, 
die nur über ein niedriges Bildungsniveau verfügen oder zu marginalisierten Bevölke-
rungsgruppen gehören, wodurch die Erschließung zivilgesellschaftlicher Entwick-
lungspotenziale erschwert wird.  
Insgesamt stellt sich die lokale Zivilgesellschaft als noch wenig strukturiert und ver-
netzt dar. Zwar existieren zahlreiche Zusammenschlüsse und Gruppierungen, doch 
sind sie häufig nach außen kaum sichtbar und einige auch nur wenig aktiv. Dies liegt 
auch an dem schwierigen Umfeld, in dem sich die Zivilgesellschaft bewähren muss. 
Im Kontext fragiler Staatlichkeit fehlt es vor allem an einer funktionierenden Basisinf-
rastruktur und einer handlungsfähigen Verwaltung.  
Zivilgesellschaftsförderung kann hier mit ihren Maßnahmen an verschiedenen Punk-
ten ansetzen, indem sie die ökonomische, soziale, politische und ökologische Rolle 
der Zivilgesellschaft fördert, um die Resilienz der Bevölkerung zu stärken (s. Abb. 8). 
Von einer starken Zivilgesellschaft kann erst die Rede sein, wenn sie in der Lage ist, 
diese Rollen auszufüllen. Der Beitrag der Zivilgesellschaftsförderung fällt dabei je 
nach Funktion höchst unterschiedlich aus, wie in den folgenden Unterkapiteln noch 
zu zeigen sein wird. Diese sind in die Ziele, Vorbereitung und Durchführung von 
Maßnahmen, Kooperation und Netzwerke sowie Nachhaltigkeit untergliedert. 
6.1.1 Ziele der Zivilgesellschaftsförderung 
Die Ziele der Welthungerhilfe bei der Zivilgesellschaftsförderung, wurden bereits in 
Kapitel 5.4.1 ausführlich analysiert. Dabei  wurde deutlich, dass die WHH bei der 
Ausrichtung und Ausgestaltung von Maßnahmen bisher eine eher instrumentelle 
Perspektive auf Zivilgesellschaftsförderung einnimmt, da sie diese vor allem beglei-
tend zur Durchführung von Maßnahmen und als Mittel zur Steigerung der Nachhal-
tigkeit von Projekten einsetzt. Um bspw. die Produktivität bei der Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen zu erhöhen, werden Basisgruppen durch Capacity 
Development-Maßnahmen und technische Beratung in die Lage versetzt, geeignete 
Aktivitäten eigenständig durchzuführen. Dadurch wird in vielen Fällen eine höhere 
Effektivität der getätigten Investitionen erreicht, da die mithilfe des Projektes durch-
geführten Maßnahmen, bspw. im Erosionsschutz, fortgeführt werden und mehr Men-
schen davon profitieren. Die zivilgesellschaftliche Gruppe wird dabei vor allem in 
ihrer Funktion für das Projekt bzw. die Durchführung ihrer eigenen Aktivitäten unter-
stützt. Gerade die ökonomische Rolle, etwa in der Landwirtschaft, wird von der Welt-
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hungerhilfe häufig gefördert. Verbesserte Einkommensmöglichkeiten und die Erhö-
hung des eigenen Lebensstandards wurden von der Bevölkerung vorrangig als Moti-
vation für ihr zivilgesellschaftliches Engagement genannt. Bedürfnisse der 
Bevölkerung und von der WHH genutzte Förderansätze erweisen sich demnach viel-
fach als kohärent.  
Auffällig ist, dass die Zivilgesellschaft in ihrer politischen Rolle von der WHH (bisher) 
kaum unterstützt wird. Die Frage ist also, ob die WHH, die die Förderung der politi-
schen Rolle der Zivilgesellschaft in Haiti nicht als ihre Kernaufgabe betrachtet, ihre 
Kapazitäten in diese Richtung ausbauen oder bei ihren bisherigen Schwerpunkten 
bleiben möchte. Möglich wäre es, bisherige Ansätze zur Förderung der Zivilgesell-
schaft mit Maßnahmen des Empowerment zu verbinden und geeignete Gruppen z. 
B. auch im Bereich Advocacy zu fördern. Die WHH könnte die zivilgesellschaftlichen 
Gruppen somit befähigen, neben ihrer ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Rolle auch ein politisches Gegengewicht zu Staat und Wirtschaft zu bilden.  
6.1.2 Vorbereitung von Maßnahmen 
Durch ihre jahrzehntelange Regionalerfahrung in Haiti verfügt die Welthungerhilfe 
über vielfältige Kenntnisse im Projektmanagement vor Ort. Auch im Bereich der Zivil-
gesellschaftsförderung blickt sie auf teils mehrjährige Kooperationen mit verschiede-
nen Basisgruppen zurück.  
Entscheidend für erfolgreiche Projekte, nicht nur im Bereich Zivilgesellschaftsförde-
rung, sind eine umfassende Kontextanalyse und die Einbeziehung der Bevölkerung, 
um die Ansätze und Maßnahmen dementsprechend anzupassen. Im Vergleich zu 
vergangenen Projekten hat die Welthungerhilfe in der letzten Zeit verstärkt darauf 
gesetzt, ihr Wissen über das Projektumfeld bereits im Voraus durch Bedarfsanaly-
sen, partizpative Bewertungsverfahren (Diagnostiques participatives) und Workshops 
mit der Bevölkerung zu vertiefen (s. Kap. 5.4.2). Darauf aufbauend ist es entschei-
dend eine langfristige Arbeit mit den Gruppen anzustreben, um Vertrauen aufzubau-
en und nachhaltige Erfolge zu erzielen, denn Beziehungsgeflechte innerhalb der 
lokalen Zivilgesellschaft sind oftmals sehr komplex, wie anhand der Fallbeispiele 
verdeutlicht wird (s. Kap. 5.2 und 5.3). 
Ein Resultat fehlender oder unzureichender Kontextanalysen bestand in der Vergan-
genheit darin, Organisationen neu zu gründen, obwohl bereits Gruppen mit ähnlichen 
Schwerpunkten bestanden. Im Allgemeinen hat es sich als nachhaltiger erwiesen, 
mit bereits bestehenden Organisationen zu kooperieren. Die Neugründung einer 
Gruppe bedeutet immer auch einen massiven Eingriff in bestehende Systeme und 
schürt unter Umständen die Konkurrenz der Gruppen untereinander, insbesondere 
wenn in einer Gemeinschaft bereits zahlreiche Organisationen existieren (s. Kap. 
122 Diskussion und Schlussfolgerungen 
 
5.4). Daher ist die WHH zunehmend dazu übergegangen, mit bereits existierenden 
Gruppen zu arbeiten. 
Bereits bei der Auswahl der Gruppen ist zu beachten, wie sich die Motivation lang-
fristig aufrechterhalten lässt. Als häufigster Grund für die Mitgliedschaft in einer 
Gruppe wurden von der Bevölkerung ökonomische Motive genannt (s. ebd.). Umso 
wichtiger ist es, dass die Welthungerhilfe gemeinsam mit den Gruppen Aktivitäten 
auf Basis sozioökonomischer Analysen auswählt, die im eigenen Interesse der Mit-
glieder liegen und sich für sie als ökonomisch rentabel erweisen. So ist es entschei-
dend, dass die Gruppen möglichst schon kurzfristig ökonomische Erfolge erzielen, 
die sie auch langfristig (und nach dem Projektende) fortsetzen können. Die Anstren-
gungen reichen jedoch häufig nicht aus, um Erwerbsquellen zu schaffen, die es den 
Mitgliedern ermöglichen sich aus der „Armutsfalle“ (vgl. Banerjee, Duflo 2011) zu be-
freien. Bei allen Maßnahmen erweist es sich sektorübergreifend als erfolgverspre-
chend, immer darauf zu achten, wie Einkommensmöglichkeiten für Gruppen 
geschaffen werden können, um so eine finanzielle Unabhängigkeit zu erreichen. Als 
besonders nachhaltig sind dabei Ansätze zu bewerten, die ohne externe Finanzie-
rung und dauerhafte Subventionen auskommen, wie es zum Beispiel bei Spar-
Mikrokredit-Gruppen der Fall ist, in denen die Mitglieder das gesamte Kapital selbst 
ersparen (s. Kap. 5.4). Aktivitäten in dieser Form durchzuführen, stellt sich jedoch 
häufig als besonders schwierig dar. Der Begriff „Projekt“ wird von vielen Gruppen 
dahingehend interpretiert, dass dabei Geld von Seiten der internationalen Nichtregie-
rungsorganisationen (iNRO) fließt. Die Erwartungshaltung dahinter ist häufig, dass 
mit den Aktivitäten der internationalen Organisationen kurzfristiger Profit für den Ein-
zelnen einhergehen muss. Dabei bleibt es ein wichtiges Arbeitsfeld für NRO dieses 
Projektverständnis zu verändern.  
Für beide Untersuchungsstandorte muss festgehalten werden, dass die externe Un-
terstützung eine finanzielle Abhängigkeit und die Förderung einer gewissen Erwar-
tungshaltung seitens der Gruppen und Gemeinden bewirkt hat. Im Süden sind die 
NRO dazu übergegangen, den Gruppen Essen und Getränke als Anreiz für ihr Er-
scheinen zu Besprechungen oder Trainings zu geben. Die Bauern nehmen zwar zum 
Teil mehrstündige Wege auf sich, um an den Treffen teilzunehmen, dennoch besteht 
die Gefahr, Menschen nur noch dann zu motivieren, wenn sie dafür eine Gegenleis-
tung erhalten.  
Als besonders problematisch erweist es sich häufig, wenn Projekte geplant werden, 
die langfristig angelegte Tätigkeiten beinhalten, die ein tägliches Engagement erfor-
dern, aber keinen Gewinn für den Einzelnen sondern nur für die Gemeinschaft ab-
werfen. Sie übersteigen die zeitlichen Ressourcen der Mitglieder und sind somit nicht 
für eine ehrenamtliche Tätigkeit geeignet. Zudem erfordert bspw. das Management 
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von großflächigen Bewässerungsperimetern eine professionelle Finanzplanung, un-
ternehmerische Herangehensweise und technische Expertise, so dass nicht alle Mit-
glieder für diese Aufgaben geeignet sind (s. Kap. 5.4). Müssen sich die Mitglieder nur 
zeitweise und gezielt engagieren, wie dies zumeist in den Comités local pour la pro-
tection civile (CLPC) und Equipes d’intervention communales (EIC) der Fall ist, wirkt 
sich dies positiv auf die Motivation aus. Zusätzlich profitieren die Mitglieder von ei-
nem Wissensvorsprung und der Ausstattung mit Equipment für den Einsatz im Kata-
strophenfall. Hinzu kommt das gesteigerte Ansehen, wenn man Mitglied des 
CLPC/EIC ist. Der wohl wichtigste Anreiz besteht jedoch darin, dass die Aktivitäten 
auch Schäden an persönlichem Eigentum vorbeugen.  
Allerdings würde es zu kurz greifen zu behaupten, Gruppenmitglieder verfolgten aus-
schließlich eigennützige Interessen. So gibt es auch sehr viele Gruppenvertreter, die 
vorrangig das Gemeinwohl der Dorfgemeinschaft im Blick haben. Basisgruppen 
übernehmen dabei auch eine soziale Rolle, indem sie durch ihre Arbeit die Kontakte 
und den Austausch der Mitglieder untereinander stärken. Traditionelle Arbeitsformen, 
wie der Kombit (s. Kap. 5.2), können zur Stärkung des Gemeinschaftsgefühls beitra-
gen, wenn sie entsprechend in die Arbeit der Gruppe integriert werden (vgl. Günther, 
Reyes, Almonte Mella 2000: 4). Entscheidend ist es, dabei traditionelle Strukturen so 
zu adaptieren, dass sie mit heutigen Lebens- und Arbeitsformen vereinbar sind. Der 
Austausch von Arbeitskraft besteht nicht mehr ausschließlich auf dem Prinzip der 
Gegenseitigkeit, sondern wird daneben zunehmend in Form von Geldleistungen ent-
lohnt (z. B. Taré, s. Kap. 5.2.1). 
Auffällig ist jedoch, dass es auch Dorfbewohner zu geben scheint, die nicht oder nur 
selten am zivilgesellschaftlichen Leben partizipieren (s. Kap. 5.2 und 5.3). Dies könn-
te daran liegen, dass der zeitliche Aufwand, den zivilgesellschaftliches Engagement 
mit sich bringt, in vielen Fällen zu hoch ist und stattdessen Aktivitäten zur unmittelba-
ren Existenzsicherung im Vordergrund stehen. Verantwortlich für die fehlende Parti-
zipation einiger Bewohner sind daher möglicherweise Armut, ein geringes 
Bildungsniveau, weite Entfernungen zwischen einzelnen Haushalten auf Dorfebene 
und infolgedessen die fehlende Einbindung in Netzwerke. Auf Grundlage der vor-
handenen Daten fällt es allerdings schwer zu unterscheiden, was Ursache und was 
Wirkung ist. Um dies herauszufinden, müssten noch weitergehende Untersuchungen 
zum Einfluss von Armut und Bildungsniveau auf die Integration marginalisierter Per-
sonen durchgeführt werden. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass eine umfassende Kontextanalyse und 
systematische Vorbereitung von Projektinterventionen unumgänglich ist. Von vornhe-
rein sollten staatliche Partner sowie alle anderen Akteure der betroffenen Gemein-
schaft in den Planungsprozess integriert werden. Dies schließt auch die Bevölkerung 
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mit ein, die langfristig profitieren sollte. Zum Teil funktioniert diese partizipative Pla-
nung bereits sehr gut, teilweise besteht Verbesserungsbedarf (s. Kap. 5.4.2). Aus 
Sicht der NRO ist dabei zu berücksichtigen, dass eine intensive Kontextanalyse und 
partizipative Planung einen hohen zeitlichen und finanziellen Aufwand bedeuten und 
daher erst nach Zusage von Mitteln durch die Geber erfolgen können. Dies ist auch 
wichtig, um keine nicht zu erfüllenden Erwartungen bei der Bevölkerung zu wecken. 
6.1.3 Durchführung von Maßnahmen  
Über die Differenzierung zwischen instrumenteller Zivilgesellschaftsförderung und 
Empowerment hinaus, ist es wichtig, dass Capacity-Development-Maßnahmen im 
Bereich Zivilgesellschaftsförderung auf einem Capacity Assessment der Gruppen 
basieren und stärker auf ihre Kompetenzen und ihr Bildungsniveau zugeschnitten 
werden. In vielen Fällen bekommen Gruppen durch die WHH Standardschulungen, 
die kaum aufeinander aufbauen. Dabei wird z. T. relativ wenig auf die tatsächlichen 
Bedürfnisse der Gruppen eingegangen (s. Kap. 5.4.2). Häufig werden nur die Komi-
teemitglieder geschult, weshalb das Wissen lediglich bei der Gruppenleitung ver-
bleibt und nicht weitergegeben wird. So können nichtgeschulte Mitglieder die 
Funktionen der Komiteevertreter, z. B. bei Neuwahlen, nicht übernehmen, was die 
Stärkung gruppeninterner Demokratisierungsprozesse untergräbt und so dem 
Machtmissbrauch seitens der Komiteevertreter Vorschub leisten kann. Daher sind 
besonders Fortbildungen und eine Betreuung im Bereich Organisationsentwicklung 
von Bedeutung, die die internen Strukturen sowie demokratische Funktions- oder 
Kontrollmechanismen in den Gruppen unterstützen (s. Kap. 5.4). Ein erster wichtiger 
Schritt in diese Richtung könnte eine stärkere Ausrichtung der Fortbildungen in Be-
reichen wie Kommunikation, interne Regeln, Leadership, Konfliktmanagement, Mo-
deration von Versammlungen oder Buchhaltung sein (s. ebd.). Ein weiterer Schritt 
wäre eine Systematisierung der Fortbildungen, z. B. in Modulform. Diese könnte 
durch ein Trainingshandbuch entstehen, das als Katalog alle verfügbaren Fortbildun-
gen beinhaltet und darüber hinaus als Leitfaden und Anleitung sowohl Art als auch 
Umfang der Unterstützung festlegt. Mitarbeiter der WHH könnten im Rahmen eines 
Training of Trainers gesondert auf diese Aufgaben vorbereitet werden. Neben einer 
technischen Ausbildung würden die Mitarbeiter auch Fach- und Methodenwissen im 
Bereich Organisationsentwicklung und Zivilgesellschaftsförderung erlangen, so dass 
sie partizipative Methoden strukturierter und systematischer anwenden könnten. Ent-
sprechende Bedarfe wurden bereits während eines Workshops in Ouanaminthe iden-
tifiziert (s. Kap. 5.4.3). Die WHH würde dadurch die Qualität ihrer Arbeit im Bereich 
Zivilgesellschaftsförderung erhöhen und könnte gleichzeitig Maßnahmen auf die indi-
viduellen Bedürfnisse der Gruppen zuschneiden. Die Gruppen und die WHH-
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Mitarbeiter könnten dadurch ihre Aufgaben effizienter wahrnehmen und auch für die 
Dorfgemeinschaft wichtige Rollen als Entwicklungsakteur einnehmen.  
Den WHH-Mitarbeitenden kommt bei der Kooperation mit den Gruppen eine Schlüs-
selfunktion zu: die Mitarbeiter aus dem Büro besuchen i. d. R. die Gruppen und 
kommunizieren die Ergebnisse zurück an das WHH-Büro. Sie sind diejenigen, die 
regelmäßig in die Dörfer fahren und die oftmals den einzigen Kontakt zwischen WHH 
und Gruppe darstellen. Ihre Arbeit und Kommunikation konzentriert sich auf die von 
der WHH geförderten Gruppen, jedoch nicht auf die gesamte Gemeinschaft. Im Sin-
ne einer erfolgreichen Zivilgesellschaftsförderung wäre jedoch – idealerweise – ge-
rade ein ganzheitlicher Ansatz und die Integration der zahlreichen anderen 
zivilgesellschaftlichen Gruppen, Wirtschaftsakteure und der Bevölkerung von Bedeu-
tung, um deren Kooperation und Austausch untereinander zu fördern. Dies ist jedoch 
in der Praxis häufig schwer umsetzbar. 
 
Abb. 19: Grad der Partizipation nach Pretty (1995) 
 
Folgt man für ein verstärktes Targeting dem Modell von Pretty (s. Abb. 19), kann der 
Partizipationsgrad der Basisgruppen je nach Kompetenz- und Bildungsniveau 
schrittweise, bspw. mittels entsprechender Fortbildungen, erhöht werden. Dies trüge 
dem Umstand Rechnung, dass die WHH mit Organisationen zusammenarbeitet, die 
sich auf ganz unterschiedlichen Entwicklungsstufen befinden. Ähnliche Ansätze las-
sen sich bezogen auf Haiti bzw. die Dominkanische Republik auch in anderen Arbei-
ten finden (vgl. Marrenbach 2011: 38f.; Günther, Reyes, Almonte Mella 2000: 3f.). 
Gruppen, deren Mitglieder kaum für ihren eigenen Lebensunterhalt aufkommen kön-
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nen und häufig relativ bildungsfern sind, müssen zunächst engmaschig begleitet 
werden (s. dazu Partizipationsgrad eins und zwei der Abb. 19). Die Intensität der 
Partizipation kann sich dabei auf der Planungsebene noch auf der ersten Stufe be-
finden, während die Kooperation in der Durchführungsphase bereits auf der zweiten 
Stufe stattfindet. Das Monitoring durch die Welthungerhilfe wurde neben Planung 
und Durchführung nicht als eigene Ebene, wie in der Publikation von Günther, 
Reyes, Almonte Mella (2000), getrennt aufgeführt, sondern auf Planungs- und Durch-
führungsebene bereits berücksichtigt. 
Anfangs gestaltet sich die Rolle der Basisgruppen noch relativ passiv, indem sie bei 
der Planung von der WHH informiert werden und ihren Anweisungen auf der Durch-
führungsebene Folge leisten. Die Basisgruppen werden dann in einem nächsten 
Schritt bei der Planung konsultativ hinzugezogen und nach ihrer Meinung befragt. 
Bei der Durchführung der Maßnahmen entscheidet die WHH, welche Vorschläge sie 
berücksichtigt.  
Mit zunehmendem Wissen und Erfahrungen sowie dem Erstarken der Gruppen kann 
die Welthungerhilfe diesen nicht nur größere Aufgaben übertragen, sondern auch 
aufeinander aufbauende Fortbildungen anbieten, die über Grundkenntnisse und 
technische/landwirtschaftliche Inhalte, z. B. im Veredeln von Pflanzen, hinausgehen. 
Um ihr Potential besser ausnutzen zu können, sollte, um im Beispiel zu bleiben, etwa 
auch die Vermarktung von landwirtschaftlichen Produkten miteingeschlossen wer-
den. Zur Stärkung ihrer eigenen Funktionsweise und ihrer zivilgesellschaftlichen Rol-
le wären auch Fortbildungen zur Organisationsentwicklung und den Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten von staatlichen Akteuren sinnvoll, wie sie bspw. von den Part-
nerorganisationen ACDED und Concert Action in Jacmel bereits durchgeführt wer-
den. Nach und nach könnten auf diese Weise aus kleinen unstrukturierten Gruppen 
wichtige Partner entstehen, die selbstständig und unabhängig agieren und z. T. auch 
Projekte im Auftrag von NRO umsetzen können. Dadurch sind sie sich ihrer Rolle(n) 
in Gesellschaft und Gemeinschaft bewusster und können wichtige Funktionen wahr-
nehmen.  
Um dies zu erreichen, sollten Gruppen – je nach ihren Kompetenzen und Ressour-
cen – möglichst frühzeitig an die Projektumsetzung herangeführt werden. Daraufhin 
sollte auch die Förderung von Gruppen angepasst werden. Je eigenverantwortlicher 
die Organisationen arbeiten können, desto größer ist auch ihre Ownership. Dabei 
sollten die Gruppen auf Ebene der funktionellen und interaktiven Partizipation selbst-
verständlich von geeigneten Partnern begleitet werden. Die WHH trägt dem mit ihrer 
Strategie der Förderung lokaler Partner Rechnung, die zunehmend die Umsetzung 
der Aktivitäten mit den Basisgruppen übernehmen und so die Eigenimplementierung 
durch die WHH reduzieren sollen. So übernimmt die WHH im Sinne einer interakti-
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ven Partizipation nur noch das Monitoring, während die Aktivtäten eigenverantwort-
lich geplant und durchgeführt werden. In Bezug auf finanzielle Unterstützungsmaß-
nahmen besteht die größte Herausforderung in der Sicherstellung der Nachhaltigkeit 
der Finanzierung und der Vermeidung von Abhängigkeiten, z. B. durch den Verzicht 
auf langfristige Subventionen. Auf dieser Partizipationsstufe sollte die finanzielle Ei-
genständigkeit schon weitgehend gewährleistet sein, damit die Organisation auch 
ohne Unterstützung weiter handlungsfähig bleibt (s. Abb. 19). Besonders erfolgreich 
erweist sich eine Kooperation dann, wenn motivierte, bereits vorhandene Gruppen, 
ihre eigenen Interessen verfolgen und dadurch angetrieben werden. Sie setzen sich 
langfristige Ziele, haben eine Vision vor Augen und ein entsprechendes Interesse 
dieses zu erreichen. Daher ist eine Zusammenarbeit mit diesen Gruppen in der Re-
gel erfolgversprechender. 
6.1.4 Netzwerke und Kooperationen  
Vernetzung von Basisgruppen  
Zivilgesellschaftsförderung kann nur dann erfolgreich sein, wenn nicht einzelne 
Gruppen sondern die Gesamtheit lokaler Akteure in den Blick genommen wird. Als 
aufschlussreich erwies sich dabei die Analyse auf den unterschiedlichen Vernet-
zungsebenen des Linking, Bridging und Bonding (s. Abb. 9). Die Intensität horizonta-
ler Vernetzung zwischen den Gruppen erwies sich dabei je nach Erhebungsstandort 
und untersuchter Organisation als sehr unterschiedlich ausgeprägt. Der Austausch 
zwischen den in einem Projekt der Welthungerhilfe beteiligten Gruppen ließe sich 
noch weiter intensivieren, insbesondere wenn Gruppen ähnliche Aktivitäten durch-
führen. Bspw. könnten die als sehr positiv bewerteten gegenseitigen Besuche der 
Gruppen zum Erfahrungsaustausch weiter gefördert werden (s. Kap. 5.4). 
Die vertikale Vernetzung ist hingegen generell schwach ausgeprägt. Eine Möglich-
keit, die horizontale und vertikale Vernetzung gleichzeitig zu stärken, bieten Allianzen 
mehrerer Basisgruppen. Die Positionen der Gruppen erhalten durch einen Zusam-
menschluss größeres Gewicht und können leichter nach außen vertreten werden. 
Die Zivilgesellschaft erhöht dadurch ihre Sichtbarkeit und erweitert ihre Möglichkei-
ten, Rechenschaft von Seiten des Staates und internationaler Entwicklungsakteure 
einzufordern. Somit kann sie ihre politische Rolle stärken und ihre Advocacy-
Funktion besser ausfüllen (s. Abb. 18). Beispiele für solche Bündnisse lassen sich an 
beiden untersuchten Projektstandorten sowohl im ländlichen als auch im urbanen 
Raum finden. Auch von Entwicklungsakteuren und strategischen Partnern werden 
diese Zusammenschlüsse als Good practice betrachtet. Die aktive Unterstützung und 
Begleitung des Prozesses der Allianzenbildung wäre ein potentieller Ansatzpunkt der 
WHH zur Zivilgesellschaftsförderung. 
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Im urbanen Raum ist weiterhin ein Trend zur Bildung von Plattformen zu beobachten, 
der an sich positiv ist. Diese Plattformen werden jedoch oftmals von verschiedenen 
NRO bis hin zur MINUSTAH initiiert, sie existieren häufig parallel zueinander und 
kooperieren nicht. Im Falle einer externen Subventionierung, z. B. durch Bezahlung 
von Transport und Essen während der Treffen, erscheinen sie zudem wenig nachhal-
tig. 
Gleichzeitig steigt die Gefahr politischer Instrumentalisierung, wenn Organisationen 
durch ihren Zusammenschluss an Einfluss gewinnen. Dies ist vielen Gruppen durch-
aus bewusst. So grenzen sie sich von der Politik ab und betonen ihre soziale Rolle 
(s. Abb. 8). Unterschieden wird aus dieser Perspektive zwischen der „guten Zivilge-
sellschaft“, bestehend aus sozialen Organisationen, und der „schlechten Zivilgesell-
schaft“, bestehend aus politischen Organisationen. Ganz ähnliche Ansichten 
herrschen bei einigen Mitarbeitern der WHH vor. Diese Sichtweise ist durchaus 
nachvollziehbar, bedienen viele Politiker und Regierungsvertreter doch oftmals Parti-
kularinteressen, ohne sich hinreichend am Gemeinwohl zu orientieren. Demgegen-
über stehen auch Aussagen, die die politische Rolle von Basisgruppen anerkennen 
und ihnen eine Unterstützungsfunktion zuschreiben, sowohl aus der Perspektive von 
Gruppen als auch von Entwicklungsakteuren. Die Welthungerhilfe kann hier aktiv 
werden, indem sie auf lokaler Ebene die politische Rolle der Zivilgesellschaft stärkt. 
Häufig fehlt es an zivilgesellschaftlichem Druck, der dazu führt, dass Interessen der 
lokalen Bevölkerung auf den nächsthöheren Ebenen in der Gemeinde und im Dépar-
tement vertreten werden. Die Welthungerhilfe kann die Gruppen diesbezüglich ver-
stärkt beraten und fortbilden, damit sich die Organisationen ihrer Rolle als Watchdog 
bewusst werden und politische Mitsprache einfordern. Die Verbesserung der ökono-
mischen Basis der Gruppenmitglieder ist dafür ein erster notwendiger, jedoch kein 
hinreichender Schritt (s. Kap. 5.4.1). Dazu müssen auch  staatliche Akteure gefördert  
werden. 
Kooperation der WHH mit staatlichen Partnern 
Die Kooperation mit staatlichen Partnern gestaltet sich unter Bedingungen fragiler 
Staatlichkeit insbesondere auf lokaler Ebene nicht immer einfach. Ein Grund liegt 
darin, dass Dezentralisierungsbemühungen der haitianischen Verwaltung bisher viel-
fach gescheitert sind. Staatliche Strukturen auf lokaler Ebene verfügen daher in der 
Regel über keinerlei bzw. nur geringfügige Budgets (s. Kap. 4.1). Nichtsdestotrotz 
bemüht sich die WHH, staatliche Akteure in die Planung und Durchführung von 
Maßnahmen mit einzubeziehen. Dies erfolgt zum einen, um die Nachhaltigkeit eines 
Projekts zu sichern und zum anderen, um den Staat in seinen Funktionen zu stärken. 
So werden lokale staatliche Akteure über Projektaktivitäten informiert, Studienergeb-
nisse und Datensätze zur Verfügung gestellt oder ihnen werden Fortbildungen ange-
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boten. Auf nationaler Ebene in Port-au-Prince, die nicht im Mittelpunkt der Studie 
stand, findet ein intensiver Austausch mit verschiedenen Ministerien statt.  
Staatliche Strukturen werden allerdings seitens der WHH nicht gestärkt, bspw. indem 
ihnen eine Koordinationsfunktion übertragen wird. Dies erscheint aus Sicht der WHH 
auch verständlich, wenn in einigen Fällen von Korruption berichtet wird. Eine positive 
Ausnahme bildet die Direction de la Protection Civile (DPC), die selbständig handelt 
und u. a. in der Projektregion Jacmel die Arbeit der iNRO im Bereich Katastrophen-
schutz koordiniert und dahingehend berät, in welcher Section Communale Aktivitäten 
sinnvoll wären.  
Vernetzung mit Kirchen  
Neben staatlichen Institutionen sollte zudem ein weiterer Akteur beachtet werden:  
So haben verschiedene Interviews mit Vertretern der römisch-katholischen und der 
baptistischen Kirche deutlich gemacht, dass es sich in vielen Fällen um Akteure mit 
Entwicklungsorientierung handelt. Häufig sind sie jedoch nicht mit anderen Entwick-
lungsakteuren vernetzt und verfügen stattdessen über eigene Strukturen mit eigenen 
Hilfsorganisationen. Kirchliche Institutionen sind im ländlichen Raum weit verbreitet. 
Teile der Bevölkerung nehmen sie gar als Repräsentanten des Staates wahr und 
fordern von ihnen staatliche Dienstleistungen ein. Diese herausgehobene Position 
hat jedoch auch zur Folge, dass einige Kirchenvertreter ihre Macht ausnutzen und 
die Meinung der Bevölkerung in ihrem Sinne manipulieren. Die internen Strukturen 
innerhalb der Kirchen sind dabei häufig wenig demokratisch. Ihre Stärken liegen da-
rin, dass sie in verschiedenen Sektoren gleichzeitig aktiv und auch vertikal über ver-
schiedene Ebenen vernetzt sind. Mitglieder kirchlicher Gruppen sind häufig nicht nur 
in einer Organisation präsent, sondern nutzen auch andere Angebote. So sind sie 
teilweise Mitglied in Gesangsgruppen, schicken ihre Kinder in Schulen kirchlicher 
Träger und nehmen die angebotene Gesundheitsversorgung in Anspruch und sind 
oft gleichzeitig Mitglieder anderer nicht-kirchlicher Basisgruppen. Bestenfalls eröffnet 
sich hier die Möglichkeit einer umfassenden sozialen Integration der Mitglieder. Ein-
zelne Gruppen haben es demgegenüber vergleichsweise schwer, da sie nicht über 
dieselben Netzwerke verfügen. Es erscheint daher sinnvoll, die Kirche stärker in die 
Kontextanalyse mit einzubeziehen und kirchliche Gruppen als potentielle Kooperati-
onspartner zu betrachten.  
Kooperation mit Entwicklungspartnern 
Neben den Kirchen und staatlichen Institutionen stellt die Kooperation und Vernet-
zung mit anderen iNRO einen nicht zu unterschätzenden Faktor für erfolgreiche Zi-
vilgesellschaftsförderung dar. Die Intensität der Vernetzung wird insgesamt sehr 
unterschiedlich beurteilt. So unterhält die WHH zu einigen Entwicklungspartnern en-
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ge Beziehungen. In Ouanaminthe wird bspw. ein Projekt in Kooperation mit Oxfam 
durchgeführt (s. Kap. 3.4.1). Am selben Standort wird die WHH jedoch von verschie-
denen Akteuren zugleich dafür kritisiert, dass sie bei runden Tischen mit anderen 
NRO unter der Leitung staatlicher Akteure nicht oder nur selten teilnimmt. Im Süden 
Haitis arbeitet die WHH bspw. eng mit HELP oder dem Roten Kreuz Holland zu-
sammen. In Port-au-Prince wird hervorgehoben, dass sie an Koordinationstreffen mit 
den Vereinten Nationen teilnimmt. Der Austausch und die Koordination mit anderen 
iNRO sind, insbesondere bei einer Tätigkeit im gleichen Sektor und besonders im 
fragilen Kontext, ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Daher ist es entscheidend, beste-
hende Kooperationen weiter aufrecht zu erhalten und wo möglich oder nötig weiter 
auszubauen. Einen wichtigen Schritt in diese Richtung stellt bspw. die von der WHH 
im Dezember 2012 initiierte Konferenz zum Thema „Haiti: Vivre au-delà des ur-
gences“ dar, die erfolgreich zum Austausch vieler relevanter Akteure in diesem Be-
reich beigetragen hat.  
Von den bisher vorgestellten Ansätzen zu lernen ist ein wichtiger Baustein für die 
Sicherstellung der Nachhaltigkeit, zu der im Folgenden einige Schlussfolgerungen 
dargestellt werden. 
6.1.5 Nachhaltigkeit von Maßnahmen 
Wie in Kapitel 5.4.2 angesprochen, ist die Nachhaltigkeit von Projekten mit einer 
Komponente im Bereich Zivilgesellschaftsförderung mit Blick auf die geberbedingten 
kurzen Laufzeiten nicht immer zu gewährleisten. In Projekten, die nur einige Monate 
dauern, ist eine Förderung zivilgesellschaftlicher Gruppen besonders schwierig, da 
es in der Regel Zeit braucht, die Beziehungsgeflechte und die Bedürfnisse der Ba-
sisgruppen vor Ort zu verstehen. Die durch Zivilgesellschaftsförderung beabsichtig-
ten Veränderungen gestalten sich in der Realität als langsame und schrittweise 
Prozesse, die zudem von einer Vielzahl äußerer Einflüsse, wie z. B. der Anerken-
nung durch die Gemeinschaft, die vorhandenen Ressourcen oder politischen Einflüs-
sen, bedingt werden. Die Nachhaltigkeit kann folglich nur durch eine längerfristige 
Begleitung der Gruppen in diesem dynamischen Prozess gewährleistet werden. Oft-
mals werden beteiligte Gruppen deshalb von der WHH durch Eigenmittel länger be-
treut als durch den Primärfinanzier vorgesehen. Dies gestaltet sich besonders 
schwierig, wenn bspw. der Bürostandort geschlossen wird, bevor die notwendige Be-
treuung beendet werden kann. Die Gruppen sind in diesen Fällen  zum Zeitpunkt des 
Projektendes oder der Standortschließung noch nicht in der Lage, unabhängig von 
der WHH zu arbeiten. Die Kurzfristigkeit der Förderung – sowohl in der Not- und 
Übergangshilfe, aber auch in regulären EZ-Projekten – steht im Gegensatz zur Lang-
fristigkeit, die allerdings Voraussetzung für eine erfolgreiche Begleitung und nachhal-
tige  Förderung  der Zivilgesellschaft ist. Dies wirft die Frage auf, ob unter diesen 
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Umständen eine konventionelle Zivilgesellschaftsförderung überhaupt angestrebt 
werden sollte, oder man sich z. B. wie bei den Zivilschutzgruppen weiterhin auf kon-
krete Maßnahmen zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Funktionen konzentrieren soll-
te34. 
Wie oben bereits angesprochen, kann die Förderung von Gruppen unter sehr hohem 
Zeitdruck dazu führen, dass Organisationen nicht unabhängig funktionieren können. 
Sollen sie nicht zerfallen oder durch politische Einflussnahme von außen korrumpiert 
werden (s. o.), sind sie meist von weiterer Betreuung abhängig. 
Diese Abhängigkeiten spiegeln sich auch in anderen Aspekten wider. So werden die 
von Gruppen hergestellten (landwirtschaftlichen) Produkte oft mit in die Projek-
tumsetzung einbezogen, z. B. werden Setzlinge aus einer aufgebauten Baumschule 
abgenommen und in einem Wiederaufforstungsprojekt verwendet. Der künstliche 
(und meist subventionierte) Absatzmarkt suggeriert den Gruppen eine wirtschaftliche 
Unabhängigkeit, die oftmals nicht auf marktwirtschaftlichen Grundlagen beruht. Nach 
Projektende bricht der Absatzmarkt z. T. enorm ein und die Gruppen verlieren ihre 
Einkommensquelle. Als genauso problematisch sind Dauersubventionen, z. B. für 
laufende Verwaltungskosten oder Gehälter zu bewerten. 
Auch diese Aspekte zeigen, dass ein umfassendes und langfristiges Konzept zur 
Entlassung der Gruppen in die Selbständigkeit dringend erforderlich ist. Im Sinne 
nachhaltiger Projektmaßnahmen sollten diese Punkte bereits im Planungsprozess 
berücksichtigt und frühzeitig, gemeinsam mit den Gruppen konkrete Exit-Strategien 
entwickelt werden. Bei kurzfristig laufenden Projekten ist dies besonders wichtig. Hier 
versucht die WHH, über die rechtzeitige Akquise zusätzlicher Finanzmittel, die Lauf-
zeiten zu verlängern. Ist das nicht möglich, hält sie die Nachbetreuung von Gruppen 
für einen gewissen Zeitraum mit Eigenmitteln aufrecht oder übergibt sie in die Be-
treuung durch die strategischen Partner bzw. andere WHH-Standortbüros. Dennoch 
müssen Gruppen zum Teil zwischen Projektende und Weiterführung von Maßnah-
men gewissermaßen auf „Sparflamme“ gehalten werden. Der Zustand dieser Grup-
pen wird dadurch nicht zwangsläufig verbessert. Im Gegenteil werden 
Abhängigkeiten verlängert, ohne dass eine Fortentwicklung und Eigenständigkeit 
erkennbar sind. Eine Schlussfolgerung muss deshalb sein, dass zusätzlich zur struk-
turellen und finanziellen Stärkung der Gruppen, gemeinsam mit ihnen ein spezieller 
Zeit- und Aktionsplan zur Förderung erstellt wird. Ebenso sollte eine Stärken- und 
Schwächenanalyse der Gruppen durchgeführt werden, die den Fortbildungs- und 
Betreuungsbedarf identifiziert. So könnten Ziele und Entwicklungsschritte realisiert 
                                            
34 Siehe Kap. 5.4 und Workshop in Ouanaminthe zur Diskussion, ob CLPC überhaupt als Basisorga-
nisationen einzuordnen sind.  
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und die Planung den sich verändernden ökonomischen, politischen, sozialen und 
ökologischen Umständen angepasst werden. Ein solcher Plan würde es auch ermög-
lichen, Gruppen gezielter auf ihre zivilgesellschaftliche Rolle vorzubereiten und mit 
dem wirklich nötigen Wissen und materiellen Ressourcen auszustatten. Von vornhe-
rein würden damit auch die gegenseitigen Erwartungen an die Zusammenarbeit ge-
klärt.  
Ein weiterer Schritt in Richtung Nachhaltigkeit ist die Stärkung der Zusammenarbeit 
mit lokalen strategischen- und Umsetzungspartnern. Deren Umsetzungskapazitäten 
müssen durch Capacity Development weiter gefördert werden, damit sie in größerem 
Maße Verantwortung übernehmen können. Sie sind auch eine Art Vermittlungs-
partner zwischen der WHH und den Gruppen und verbleiben langfristig vor Ort. Gut 
ausgebildet könnten sie deshalb eine größere Rolle in der Nachbetreuung von Grup-
pen spielen und damit den Erfolg einer nachhaltigen Zivilgesellschaftsförderung si-
chern. Das gleiche Vorgehen gilt – besonders im fragilen Kontext – für die lokalen 
staatlichen Akteure. Je mehr sie in die Projektumsetzung eingebunden sind und ge-
zielt auf diese Aufgabe vorbereitet sowie darin gefördert werden, desto stärker kann 
auch der haitianische Staat wieder im ländlichen Raum präsent werden und seine 
Kernverantwortungen wahrnehmen (s. Kap. 4.1). Die Einbindung und Förderung lo-
kaler staatlicher Akteure kann demnach zweierlei erreichen: Zivilgesellschaft fördern 
und fragile Staatlichkeit reduzieren. 
Auch die zunehmende Tendenz der WHH zur Übergabe verantwortungsvoller Tätig-
keiten und Funktionen in den Projekten an lokale Mitarbeiter, z. B. im Rahmen eines 
speziellen Förderprogrammes für Führungskräfte, ist als ein Schritt zur Nachhaltig-
keit der Aktivitäten in Haiti zu bewerten. 
6.2 Stärkung der Resilienz durch Zivilgesellschaftsförde-
rung 
Ausgehend von der Untersuchungsfrage, ob und wie eine starke Zivilgesellschaft zur 
Stärkung von Resilienz beitragen kann, wurden zunächst auf theoretischer Ebene 
beide Konzepte operationalisiert und durch die Identifizierung von Kriterien bzw. 
Charakteristika erfassbar und bewertbar gemacht (s. Kap. 4.2 und 4.3). In einem 
nächsten Schritt wurden für beide Konzepte Aspekte zur Untersuchung auf lokaler 
Ebene ausgewählt, deren Ausprägung an den Projektstandorten, speziell in den drei 
Fallbeispielen überprüft wurde. Bereits auf der konzeptionellen Ebene ließen sich 
Überschneidungen zwischen den Charakteristika erkennen, die auch im Verlauf der 
Untersuchung den engen Zusammenhang zwischen Zivilgesellschaft und Resilienz 
bestätigt haben. Die empirischen Ergebnisse zur Bewertung von Zivilgesellschaft und 
Resilienz an den Erhebungsstandorten (s. Kap. 5.2 und 5.3) lassen nach eingehen-
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der Analyse der Interviews aus Sicht der Autoren den Schluss zu, dass auf lokaler 
Ebene eine funktionierende Zivilgesellschaft zur Resilienz einer Gemeinschaft bei-
tragen kann. Maßnahmen zur Förderung zivilgesellschaftlicher Gruppen können ei-
nen Beitrag dazu leisten (s. Kap. 5.4) und dadurch ebenfalls resilienzstärkend 
wirken.  
Im Folgenden werden, zugeordnet zu ausgewählten Resilienzcharakteristika, wichti-
ge Aspekte aus den Untersuchungsergebnissen (s. Kap. 5.2 und 5.3) hervorgeho-
ben, die den Beitrag einer starken Zivilgesellschaft zur Resilienzstärkung belegen. 
Ebenso wird aufgezeigt, wie die in Kapitel 5.4.3 identifizierten Zivilgesellschaftsförde-
rungsmaßnahmen einen Beitrag zur Resilienzstärkung leisten können und daraus 
Schlussfolgerungen hinsichtlich des jeweiligen Resilienzcharakteristikums abgeleitet.   
Hohe Diversität sowie Gemeinsame Werte und soziale Strukturen 
Viele der Bewohner in den untersuchten Gemeinden engagieren sich in Gruppen. Es 
konnte eine Vielzahl informeller Organisationen identifiziert werden, die jeweils einen 
unterschiedlichen Formalisierungsgrad aufweisen. Diese sind in verschiedenen In-
terventionsfeldern, wie etwa dem Zivilschutz, der Landwirtschaft oder der Infrastruk-
tur tätig (s. Kap. 5.2 und 5.3) und bedienen damit ein breites Spektrum an 
Bedürfnissen, die in den Gemeinschaften bestehen. Die Ergebnisse zeigen zudem, 
dass die lokalen Gemeinschaften zumeist einen hohen Grad an Hilfsbereitschaft und 
gegenseitiger Unterstützung aufweisen, was besonders in Notsituationen bedeutend 
ist und einen stärkenden Einfluss auf den Zusammenhalt und die Solidarität der Be-
völkerung und somit auf die Resilienz der Gemeinschaften hat. Ebenso erhöhen 
starke soziale Strukturen das Vertrauen und den gegenseitigen Respekt innerhalb 
einer Gemeinschaft.35  
Basis einer starken Zivilgesellschaft, die wie dargestellt zur Resilienz einer Gemein-
schaft beitragen kann, sind gut funktionierende Gruppen. Die Förderung zivilgesell-
schaftlicher Basisgruppen ist somit ein entscheidender Ansatzpunkt zur Entwicklung 
einer starken Zivilgesellschaft. Dazu tragen die von der WHH angebotenen Fortbil-
dungen im Bereich Organisationsentwicklung, die Beratung zu internen Strukturen 
und Funktionsmechanismen, die finanzielle Unterstützung der Gruppen (z. B. durch 
Kredite), aber auch die Bereitstellung von Material oder Büroausstattung direkt bei. 
Ein direkter Beitrag zur hohen Diversität einer Gemeinschaft ergibt sich daraus aber 
                                            
35 Zum Teilcharakteristikum gemeinsame Werte wurden im Zuge der Erhebungen keine aussagekräf-
tigen Daten erhoben, die Rückschlüsse auf den Beitrag der Zivilgesellschaftsförderung auf die Resili-
enz zulassen würden. Diesbezüglich müssten weiterführende Untersuchungen durchgeführt werden. 
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nur insofern, dass bestehende Gruppen gestärkt werden und damit ggf. einem Diver-
sitätsrückgang entgegengewirkt wird. Dies trifft vor allem dann zu, wenn durch För-
dermaßnahmen, die einzige bestehende Gruppe in einem Interventionsfeld gestärkt 
wird. Es ist äußerst schwierig, als externer Akteur einen unmittelbaren Beitrag zur 
Diversität einer Gemeinschaft zu leisten, da nachhaltige Veränderungen in Richtung 
einer größeren Vielfalt besser aus der Gemeinschaft selbst entstehen. Die WHH 
kann aber unterstützend wirken, indem sie etwa zur Vernetzung von Gruppen aus 
verschiedenen Standorten und auch aus unterschiedlichen Interventionsfeldern bei-
trägt. Zivilgesellschaftliche Akteure haben so die Möglichkeit, von den Ideen und dem 
Umsetzungswissen anderer Organisationen und Basisgruppen zu lernen und ggf. in 
weiterer Folge selbst neue Herangehensweisen auszuprobieren bzw. sich in andere 
Interventionsfelder vorzuwagen. 
Effektivität lokaler staatlicher Akteure 
Das vielfältige Engagement der Gruppen in unterschiedlichsten Bereichen, bis hin 
zur Übernahme von Basisdienstleistungen, ebenso wie die diversen gegenseitigen 
Unterstützungs- und Selbsthilfemechanismen sind besonders bedeutend in Notsitua-
tionen und in Abwesenheit staatlicher Hilfestellung. 
Die Unterstützungsmaßnahmen der WHH leisten durch die Stärkung der Gruppen in 
der eigenständigen Ausführung ihrer jeweiligen Aktivitäten einen Beitrag zum Um-
gang mit der Ineffektivität lokaler staatlicher Akteure. So wird ihre Basis hinsichtlich 
Materials, Equipment und Umsetzungswissen verbessert und die Abhängigkeit der 
Gemeinschaft von staatlichen Interventionen verringert.  Eine weitere hilfreiche För-
dermaßnahme der WHH liegt in der direkten Zusammenarbeit mit staatlichen lokalen 
Akteuren, durch deren Einbeziehung in Planungs- und Umsetzungsprozesse oder 
deren Integration in Schulungen. 
Im Falle einer Förderung der Gruppen in ihrer Watchdog- und Advocacy- Funktion 
könnten zivilgesellschaftliche Akteure einerseits ihre Aufgaben besser erfüllen und 
andererseits Druck auf den Staat ausüben und so zur Stärkung der staatlichen Effizi-
enz und auf lange Sicht zur Resilienzstärkung beitragen.   
Die Steigerung der Effektivität lokaler staatlicher Akteure allein über die Förderung 
der Zivilgesellschaft ist als isolierte Strategie besonders im fragilen Kontext nicht 
sinnvoll. Die direkte Kooperation und Stärkung staatlicher Akteure muss verstärkt 
integrativer Bestandteil sein. Dabei ist die Zusammenarbeit mit anderen Entwick-
lungspartnern zu empfehlen, die über Expertise in diesem Bereich verfügen. 
Partizipation und Inklusion 
Die Einbindung der Bevölkerung in politische Entscheidungen wird von den Autoren 
als eine wichtige Voraussetzung zur Übernahme von Ownership gesehen, die ent-
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scheidend zur Resilienz einer Gemeinschaft beiträgt. Partizipation und Integration in 
Entscheidungsprozesse sind Voraussetzung dafür Veränderungsprozesse  herbeizu-
führen, die von einer breiten Bevölkerungsmehrheit mitgetragen werden. An den Er-
hebungsstandorten zeigte sich ein unterschiedlicher Partizipationsgrad der 
Bevölkerung. Obwohl positive Beispiele existieren (s. Kap. 5.2.3 und 5.3.3), müssen 
Teilhabechancen für alle Mitglieder einer Gemeinschaft weiter verbessert und aus-
gebaut werden. Hierfür ist die Unterstützung der Gruppen bei der (besseren) Wahr-
nehmung ihrer eigenen Rollen und Funktionen wichtig. Gleichzeitig ist es bedeutend, 
dass die Gruppen ihre Handlungsspielräume kennen und nutzen bzw. ausdehnen, 
um einen größeren Anteil der (nichtorganisierten) Bevölkerung zu erreichen.  
Eine wesentliche Voraussetzung für Partizipation und Inklusion der Bevölkerung bei 
der Planung und Durchführung von Projekten, ist die von der WHH und anderen 
NRO praktizierte partizipative Herangehensweise. Eine erste wichtige Maßnahme 
stellt auch hier die Unterstützung der Gruppen in ihrer Funktionalität sowie der Aus-
führung ihrer Rollen und Aufgaben dar. Eine erfolgreiche Umsetzung ihrer jeweiligen 
Aktivitäten kann die ökonomische Situation der Mitglieder und bestenfalls auch der 
Nicht-Mitglieder innerhalb der Gemeinschaft verbessern sowie die Sichtbarkeit und 
Anerkennung der Gruppen erhöhen. Diese Verbesserung der Lebensverhältnisse ist 
die Basis, auf der häufig erst Maßnahmen zu verstärkter Partizipation und Inklusion 
aufbauen können.  
Entscheidend für die Partizipation der Bevölkerung ist die Inklusion möglichst aller 
Menschen der Gemeinschaft, insbesondere von Frauen und marginalisierten Men-
schen, die aktuell noch keine vernetzten Mitglieder innerhalb der Gemeinschaft sind. 
Auch hierzu tragen Capacity Development-Maßnahmen, technische Beratung, Be-
reitstellung von Material und Equipment sowie finanzielle Unterstützung bei. Die 
WHH reagiert darauf mit gezielten Maßnahmen für Frauengruppen, z. B. in der Ver-
arbeitung von Früchten. Ein zweiter wichtiger Punkt liegt in der Aufklärung der Grup-
pen über ihre Rechte, z. B. im Rahmen von Sensibilisierungskampagnen oder 
Maßnahmen zur Organisationsentwicklung. Um dazu einen Beitrag leisten zu kön-
nen, müssen Gruppen langfristig begleitet werden, so dass ein gradueller Übergang 
von der Unterstützung der Aktivitäten bis hin zur weitestgehend autonomen Einforde-
rung von Rechten durch die Gruppen und die Bevölkerung stattfinden kann (s. Kap. 
6, Abb. 19). 
Mehr-Ebenen-Zusammenarbeit 
Die Vernetzung und Kooperation von Akteuren auf verschiedenen Ebenen gelten als 
Erfolgsfaktor für die Resilienz einer Gemeinschaft. Die große Zahl existierender zivil-
gesellschaftlicher Gruppen weist untereinander und mit der Bevölkerung sehr unter-
schiedliche Kooperationsintensitäten auf, die oft noch optimiert werden können. Im 
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urbanen Bereich gibt es überregional tätige Organisationen oder Plattformen, die zur 
Vernetzung der verschiedenen Gruppen beitragen (s. Kap. 6.1.4). 
Die Mehrzahl der Gruppen wird  über verschieden lange Zeiträume von einem oder 
mehreren internationalen Akteuren betreut und begleitet. Diese Art der Zusammen-
arbeit, wird genauso wie jene mit lokalen staatlichen Institutionen - sofern es ihre Ka-
pazitäten erlauben - häufig als positiv eingeschätzt. Die externe Vernetzung zu 
staatlichen Akteuren auf regionaler oder nationaler Ebene stellt sich hingegen an 
vielen Orten als kaum existent dar. Besonders auch im wirtschaftlichen Bereich sind 
die Beziehungen zu externen Akteuren bisher sehr schwach ausgeprägt; könnten 
aber zur Stärkung der ökonomischen Basis der Gemeinschaften beitragen. 
Bereits genutzte Ansätze und Maßnahmen zur Förderung der Mehr-Ebenen-
Kooperation sind wiederum eine partizipative und integrative Herangehensweise und 
die Einbeziehung weiterer Interessengruppen bzw. der Gesamtbevölkerung in den 
Gemeinschaften. Dies trägt auch zur Verbesserung der internen Vernetzung bei. Die 
Rolle der NRO-Mitarbeiter als Facilitatoren, die die Zusammenarbeit mit externen 
Akteuren erleichtert und die Schaffung von Kooperationen unterstützt, ist dabei be-
sonders wichtig. Weiterhin nennenswert in diesem Zusammenhang sind die von der 
WHH organisierten Aktivitäten zum Austausch von Wissen und Erfahrungen zwi-
schen den Akteuren innerhalb einer Gemeinschaft, aber auch aus verschiedenen 
Orten, Regionen oder gar Ländern. 
Planung, Vorbereitung und Bereitschaft 
Die Menschen in den untersuchten Dörfern sind verschiedenen Belastungen und 
Schocks ausgesetzt. Sie sind diejenigen, die im Notfall als erstes reagieren (müs-
sen). Deshalb ist es zentral, dass sie erlernen, wie sie Schäden vorbeugen und sich 
schützen können, oder wie im Ernstfall zu reagieren ist. Risikoanalysen, Notfall- und 
Evakuierungspläne, Sensibilisierungsmaßnahmen, Ausbildung und Wissen, gut funk-
tionierende Frühwarnsysteme, Informationsmechanismen und Schutzsysteme, vor-
handene Selbsthilfekapazitäten und Notfallausrüstung tragen entscheidend zur 
Vorbereitung und Bereitschaft auf eine Notsituation und damit zur Resilienz der Be-
troffenen bei. Viele der aufgeführten Maßnahmen wurden an den Erhebungsstandor-
ten bereits erfolgreich umgesetzt bzw. werden nach wie vor unterstützt. Die 
erhobenen Maßnahmen mit Beitrag zur Resilienzstärkung und der geschilderte Be-
darf der Bevölkerung, besser auf Naturereignisse vorbereitet zu sein (s. Kap. 5.2 u. 
5.3), lassen den Schluss zu, dass es entscheidend ist, Fortbildungen zum Katastro-
phenmanagement breitenwirksamer für jede Basisgruppe anzubieten und durchzu-
führen. So sollte beispielsweise nicht nur eine Person pro Organisation zu diesen 
Fortbildungen eingeladen werden, sondern es sollte darauf geachtet werden, dass 
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Komiteemitglieder und gewöhnliche Mitglieder gleichermaßen von Schulungen profi-
tieren können.  
Lernende Gemeinschaft  
Institutionalisierte Lernmechanismen zur Aufarbeitung von Erfahrungen sind von ent-
scheidender Bedeutung für die Resilienz einer Gemeinschaft. Nur so kann man aus 
vergangenen Problemen lernen und für zukünftige Ereignisse vorsorgen. Die Unter-
suchungen vor Ort ergeben, dass nach Schocks häufig ein (wenn auch nicht syste-
matischer oder institutionalisierter) Austausch innerhalb der Bevölkerung stattfindet 
und ein Bewusstsein für notwendige Anpassungen besteht, diese aber häufig noch 
nicht konsequent genug umgesetzt werden. Als Begründung dafür nennen die Inter-
viewpartner oft unzureichende finanzielle Mittel oder mangelndes Umsetzungswis-
sen. Eine Bewässerungsgruppe im Süden Haitis strebt bspw. danach, eine Brache 
am Siedlungsrand über ein Zisternen- und Kanalsystem langfristig landwirtschaftlich 
nutzbar zu machen. Die Gruppe benötigt nach eigenen Aussagen Unterstützung bei 
einer Machbarkeitsprüfung. Dieselbe Gruppe plant langfristig in der Weiterverarbei-
tung von landwirtschaftlichen Produkten tätig zu werden. Diese Bestrebung könnte 
bspw. durch die Vernetzung mit anderen Verarbeitungsgruppen in Haiti unterstützt 
werden. 
Zu einer lernenden Gemeinschaft gehören auch Aspekte wie Informationszugang, 
Wissensvermittlung oder Kenntnis lokaler Risiken und Verhaltensstrategien, die in 
den Dörfern in unterschiedlicher Ausprägung bestehen. Auch die Existenz lokaler 
Konfliktlösungsmechanismen ist bedeutend, um aus sozialen Belastungen und deren 
Folgen zu lernen. In dieser Hinsicht wurden im Verlauf der Erhebungen diverse tradi-
tionelle und staatliche Instanzen identifiziert, die in der Regel gut zu funktionieren 
scheinen.  
Zu den durchgeführten Maßnahmen, die zu einer lernenden Gemeinschaft beitragen, 
zählen der Erfahrungsaustausch und der Dialog mit den WHH-Mitarbeitern, aber 
auch der mit anderen Gruppen. Ebenso tragen Informations- und Wissensverbrei-
tung durch Sensibilisierung oder Fortbildungen und die durchgeführten KV-
Maßnahmen dazu bei. In Bezug auf die häufig fehlende Umsetzung von Anpas-
sungs- oder Transformationsstrategien in den Gemeinschaften, erscheint es sinnvoll, 
seitens der WHH Unterstützungsleistungen zur Identifizierung und Durchführung die-
ser anzubieten. Zur Identifizierung bestehender Ideen, könnten partizipative Fokus-
gruppendiskussionen durchgeführt werden, um anschließend bedarfsorientiert 
Aktivitäten umzusetzen. 
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Resilienzstärkende Maßnahmen mit Potenzial zur Förderung der 
Zivilgesellschaft 
Abseits der oben aufgezeigten Resilienzcharakteristika und Aktivitäten zur Zivilge-
sellschaftsförderung, konnten vereinzelt Maßnahmen identifiziert werden, die zwar 
einen resilienzstärkenden Beitrag leisten, jedoch weitestgehend losgelöst von einer 
Unterstützung zivilgesellschaftlicher Strukturen umgesetzt werden. Dazu zählen etwa 
Infrastrukturprojekte, wie der Straßenbau in Marbriol, die oft durch CfW-Maßnahmen 
umgesetzt werden. Bei diesen Interventionen besteht aus Sicht der Autoren Potenzi-
al für eine bessere Integration zivilgesellschaftsfördernder Aktivitäten und somit mehr 
Nachhaltigkeit (s. Kap. 5.4.3). 
Charakteristikaübergreifende Schlussfolgerungen 
Eine besonders wichtige Schlussfolgerung aus der Datenerhebung ist eine spezifi-
sche thematische Ausrichtung von Maßnahmen, gerade mit Blick auf die Stärkung 
von Resilienz. So sollte insbesondere in Regionen, in denen regelmäßig auftretende 
Naturereignisse mit teilweise schwerwiegenden Folgen eine geringere Relevanz ha-
ben, darauf geachtet werden, stärker langfristige Strategien zu verfolgen. Ansätze 
wie Linking Relief, Rehabilitation and Development (LRRD) oder die ESÜH-Strategie 
des BMZ legen hierauf besonderen Wert.  
Projekte und Maßnahmen im Bereich Landwirtschaft und Umweltschutz können 
bspw. ebenso die Resilienz der Bevölkerung stärken und dabei Zukunftsorientierung 
fördern. Eine eher ökonomische Ausrichtung der Projekte kann ebenfalls auf eine 
Weise gestaltet werden, dass sie z. B. auf regelmäßig auftretende Naturereignisse, 
wie Dürren, vorbereitet. So können (ökonomisch) wertvolle Anpassungsmaßnahmen 
u. a. in den Bereichen Bodenkonservierung, Bewässerung, Lagerhaltung und alter-
native Bewirtschaftungsformen durchgeführt werden und damit gleichzeitig ökologi-
sche Aspekte berücksichtigen. In diesen Sektoren verfügt die WHH bereits über 
große Erfahrung und Umsetzungswissen, was sich in den untersuchten Projekten 
zeigt. 
Zusammen mit haitianischen Akteuren der Zivilgesellschaft müssen sich deshalb 
auch internationale Organisationen stärker für eine Veränderung der Rahmenbedin-
gungen engagieren. So gilt es, Problemstellungen und Systeme als Ganzes zu be-
trachten und möglichst auf mehreren Ebenen gleichzeitig zu arbeiten, um auch 
Maßnahmen auf lokalem Niveau effizienter und nachhaltiger zu gestalten. Eine Mög-
lichkeit bestünde darin, starke Basisgruppen mit zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen auf nationaler Ebene in Kontakt zu bringen, um in Zukunft Allianzen zu bilden. 
Die Zivilgesellschaft aus den ländlichen Gebieten bekäme damit die Möglichkeit, sich 
mit der Zivilgesellschaft im urbanen Raum zu vernetzen. 
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Eine Schlüsselfunktion in Bezug auf die Resilienzstärkung kommt auch der Kirche 
zu. Kirchliche Vertreter sind in der Lage, in Messen, Gottesdiensten und Gruppen-
veranstaltungen ein Forum für den Informations- und Wissensaustausch zu bieten 
und gleichzeitig zu vermitteln, dass Schocks und Belastungen nicht gottgegeben 
sind. So ließe sich im besten Fall ein Mentalitätswandel bewirken, der die Selbsthil-
fekapazitäten eines jeden Einzelnen betont. Nach eigener Aussage sind die Kirchen 
bereits dementsprechend aktiv36.  
Zum Konzept Resilienz 
Die Definitionen und das Verständnis vom aktuell sehr präsenten Begriff Resilienz 
sind nicht einheitlich. Das Konzept ist vielfältig und komplex, was einen multidimen-
sionalen Blick auf Systeme notwendig macht, um deren Resilienz erfassen zu kön-
nen (s. Kap. 4.3). Gleichzeitig verbirgt sich hinter dieser Komplexität eine Vielzahl 
von Maßnahmen, denen eine resilienzstärkende Wirkung zugeschrieben werden 
kann (s. Kap. 5.4.3 und 6). Daraus ergibt sich – auch für die vorliegende Studie - die 
Schwierigkeit, den Beitrag zivilgesellschaftsfördernder Maßnahmen klar von dem 
anderer Aktivitäten zur Resilienzstärkung abzugrenzen.  
Um zu verhindern, dass das westliche Konzept der Resilienz aufgrund dieser Kom-
plexität und vielfältigen Interpretierbarkeit zu einer oft genutzten Worthülse wird und 
dadurch an Bedeutung verliert, ist es wichtig hervorzuheben, dass es wegen der  
Betrachtung der ökologischen, ökonomischen, sozialen und politischen Dimension 
den ganzheitlichen Blick auf Systeme verlangt, der im Umgang mit komplexen Situa-
tionen notwendig ist. Die im Rahmen der Studie genutzten vielfältigen und umfas-
senden Resilienzcharakteristika aus der Operationalisierung (s. Kap. 4.3) tragen zur 
Erfassbarkeit und Bewertbarkeit von Resilienz bei und erleichtern damit die prakti-
sche Anwendung des Konzepts. Dennoch bleiben Erhebungen zur Resilienz schwie-
rig und aufwendig, wenn sie alle Dimensionen abdecken wollen, um so dem 
systemischen Ansatz gerecht zu werden. Entwicklungsorganisationen sollten daher 
bei der Planung und Durchführung von Resilienzanalysen den nötigen Zeitrahmen 
und Umfang berücksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass Resilienz unterschiedliche 
Foki haben kann, die in verschiedenen Kontexten relevant sein können, wie z. B. 
Wiederaufbau und Katastrophenvorsorge (KV) in Haiti, Sicherheit in bewaffneten 
Konflikten und Kriegen oder Ernährungssicherung, wie im Welthungerindex 2013 
dargestellt. 
                                            
36 Ob dies tatsächlich der Fall ist, wurde jedoch im Rahmen dieser Studie nicht überprüft und muss 
daher mit Vorsicht betrachtet werden.  
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6.3 Zivilgesellschaftsförderung im fragilen Kontext  
6.3.1 Rahmenbedingungen 
Wie exemplarisch gezeigt werden konnte, leisten Basisorganisationen einen Beitrag 
zur Stärkung der Zivilgesellschaft, indem sie bestimmte staatliche und ökonomische 
Aufgaben übernehmen (s. Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.). 
Einzelne Sektoren jedoch komplett zu ersetzen, stellt eine Überforderung für die Zi-
vilgesellschaft dar und entspricht auch nicht ihrer Funktion und Rolle in der Gesell-
schaft. Es bestünde zudem die Gefahr, dass Vereinigungen eine Machtfülle erhalten, 
die sie besonders anfällig für Korruption und Machtmissbrauch macht. Dies könnte 
dazu beitragen, dass staatliche Autorität und Legitimität in einem Land wie Haiti zu-
sätzlich geschwächt werden.  
Zivilgesellschaftsförderung allein reicht jedoch, besonders in fragilen Ländern, nicht 
aus, um nachhaltige Entwicklungsprozesse anzustoßen. Der Staat und die Wirtschaft 
müssen ebenfalls gestärkt werden. Ohne staatliche Strukturen und funktionierende 
Systeme (z. B. Rechtssystem und Sicherheit) wird es der Zivilgesellschaft erschwert, 
sich zu artikulieren. Es fehlt ein Gegenpart zum Staat, der Position bezieht sowie 
Austausch- und Dialogforen für den politischen Diskurs.  
Insbesondere im fragilen Kontext muss es daher auch Auftrag von Entwicklungsor-
ganisationen sein, den Staat als Partner mit in Projekte einzubeziehen und ihn bei 
Bedarf aktiv zu fördern. Übernehmen iNRO jedoch öffentliche Dienstleitungen wird 
die Abhängigkeit von außen zusätzlich erhöht. Stattdessen sollten Entwicklungsor-
ganisationen einen Beitrag zur Umsetzung von politischen Rahmenbedingungen leis-
ten, die zur Resilienzstärkung beitragen und Gelder verstärkt über nationale 
Verteilungssysteme fließen lassen (vgl. Welthungerhilfe; IFPRI; Concern Worldwide, 
2013: 37). Letzten Endes muss der Staat auf allen Ebenen in der Lage sein, seine 
Funktionen eigenständig zu erfüllen. Um dies zu erreichen, müssen staatliche Autori-
täten mit all ihren Schwächen respektiert und ihre Hoheit über alle Aktivitäten auf hai-
tianischem Boden akzeptiert werden. NRO-Aktivitäten müssen sich dazu wieder 
verstärkt an nationalen Zieldefinitionen und Entwicklungsplänen orientieren, die fest-
legen, in welchen Interventionsbereichen und in welchen Regionen des Landes die 
Hilfe von ausländischen Organisationen benötigt wird. Die Orientierung der WHH an 
nationalen Regierungsprogrammen und ihre Kooperation mit staatlichen Akteuren 
auf verschiedenen Ebenen sind hierfür ein gutes Beispiel. Dabei kommt ihr die lang-
jährige Präsenz und breite Akzeptanz vor Ort sehr zu gute.  
Diskussion und Schlussfolgerungen 141 
 
6.3.2 Übergang zur Entwicklungsorientierung  
Obwohl Haiti noch immer mit den Folgen des Erdbebens 2010 zu kämpfen hat und 
wiederholt von Naturereignissen, Epidemien und politischen Krisen erschüttert wird, 
sind positive Entwicklungen im Land zu beobachten. Dennoch verharrt der Staat offi-
ziell im Notstand, gibt es nach wie vor sehr viele iNRO vor Ort und fließen unzählige 
internationale Hilfsgelder. Von Geberseite wird oftmals ein Fokus auf Nothilfe (NH)-
Maßnahmen gelegt. Ein Grund, weshalb sich die politischen Rahmenbedingungen 
und die fragile Staatlichkeit in Haiti nicht ausreichend verändert, liegt jedoch gerade 
in dem fehlenden Übergang von Nothilfemaßnahmen zu entwicklungsorientierten 
Maßnahmen. Durch eine Konzentration auf NH-Aktivitäten gerät die nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung in vielen Regionen Haitis aus dem Blickfeld und privatwirt-
schaftliche Investitionen werden gehemmt. Stattdessen befriedigen die 
Kurzzeitmaßnahmen häufig nur akute Bedürfnisse, ohne dass es Konzepte für eine 
langfristige Verbesserung lokaler Ökonomien mit ihren Kleinst- und Kleinbetrieben 
gibt. Dort, wo nach einem Naturereignis NH-Maßnahmen notwendig waren, fehlt es 
vielfach an strategischen Übergängen in Richtung „klassischer“ entwicklungsorien-
tierter Entwicklungszusammenarbeit (EZ) und an adäquater Geberfinanzierung hier-
für. Gründe dafür sind u.a. die Mittelbindung an bestimmte Instrumente und 
thematische Inhalte (wie z. B. CfW oder NH) sowie Vorgaben und Beschränkungen 
durch Geldgeber. Aber auch die vor Ort engagierten Entwicklungsorganisationen 
forcieren das Bild einer hauptsächlich von Naturkatastrophen betroffenen Region, die 
dringend NH und KV benötigt. Damit wird die Aufrechterhaltung des offiziellen Not-
stands im Land legitimiert. Die Regierung versucht auf dieser Basis parlamentarische 
Entscheidungen zu umgehen und ihre Machtbefugnisse zu erweitern, mit der Be-
gründung das Land brauche in der Not eine starke Führung. Internationalen Organi-
sationen wird der Vorwand geliefert, dass Standards wie Ownership und Alignment 
nicht zwingend eingehalten werden müssen. Eine Art Teufelskreis chronischer Not-
hilfe entsteht. Hier müssten Entwicklungsorganisationen den Anfang machen und 
den Fokus stärker auf langfristige Maßnahmen richten, die vor allem die ökonomi-
sche Situation der lokalen Bevölkerung verbessern und Abhängigkeiten reduzieren. 
Dies könnte zu einem Bewusstseinswandel auf Geberseite führen, insbesondere 
damit Gelder frei werden, die für nachhaltige EZ-Maßnahmen genutzt werden kön-
nen. 
Für Organisationen, die wie die WHH sowohl in Nothilfe, Wiederaufbau als auch in 
der EZ tätig sind, und dies häufig in Ländern mit anhaltenden oder wiederkehrenden 
Krisen und Katastrophen, bedeutet es auch, einen angepassten Modus und Instru-
mente zu entwickeln, um im Sinne des LRRD-Ansatzes flexibel zwischen den jeweils 
notwendigen Phasen wechseln zu können. Das heißt beispielsweise aus entwick-
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lungsorientierten Aktivitäten heraus im Katastrophenfall für Nothilfemaßnahmen be-
reit zu sein und zeitnah wieder zur EZ zurückzukehren. Diese Flexibilität stellt folglich 
hohe Ansprüche an die Planung und Durchführung von Projekten sowie an deren 
Mitarbeiter. 
6.4 Ausblick 
Die dargestellten Schlussfolgerungen können nur ausgewählte Bereiche der Zivilge-
sellschaftsförderung und Resilienz beleuchten. Ein Grund ist darin zu suchen, dass 
wegen der Vielzahl an Primärdaten und Erhebungsorten nicht alle in der Operationa-
lisierung identifizierten Charakteristika ausgewertet werden konnten. Einige Aspekte 
müssten zudem noch vertiefend analysiert werden. Bei einer umfassenden Analyse 
aller Kriterien ließen sich noch weitere Aussagen in Bezug auf die Strukturen und 
Handlungsweisen innerhalb der Gruppen treffen. So bleiben noch verschiedene Fra-
gen offen, die gegebenenfalls in weiterführenden Studien untersucht werden sollten. 
Dazu gehört bspw. die Frage der Übergangsproblematik von der Nothilfe zu entwick-
lungsorientierten Maßnahmen, die in dieser Studie nur angerissen werden konnte (s. 
Kap. 4.1), allerdings im Rahmen des Gesamtforschungsvorhabens weiter bearbeitet 
werden soll. In diesem Zusammenhang wäre es weiter interessant, den Einsatz und 
die Wirkungen von Cash-for-Work-Maßnahmen genauer zu untersuchen und daraus 
Vorschläge abzuleiten, in welchen Situationen diese angewendet werden sollten.  
Insgesamt bleibt zu diskutieren, welche Konsequenzen die Ergebnisse der vorlie-
genden Studie für das Gesamtforschungsprojekt von Welthungerhilfe und SLE ha-
ben, insbesondere in den Feldern Übergangsproblematik und fragile Staatlichkeit (s. 
Kap. 4.1). 
Ökonomische und ökologische Rolle der Zivilgesellschaft 
In Bezug auf die verschiedenen Rollen, die Zivilgesellschaft ausfüllt (s. Abb. 8), zeigt 
sich, dass die Welthungerhilfe vornehmlich die ökonomische und ökologische Rolle 
der Zivilgesellschaft stärkt. Dies entspricht auch weitgehend den Zielen, die sich die 
WHH im Bereich Zivilgesellschaftsförderung gesetzt hat (s. Kap. 5.4). Die ökonomi-
sche und ökologische Dimension werden bei der Planung und Ausgestaltung der 
Gruppenaktivitäten zumeist miteinander verknüpft.  
Interessant wäre es in diesem Zusammenhang, die Verbesserungen auf Haushalts-
ebene auch zu quantifizieren. Eine Livelihood-Analyse auf Haushaltebene böte die 
Möglichkeit zu beantworten, inwieweit Gruppenmitglieder, auch im Vergleich zu an-
deren Mitgliedern der Gemeinschaft, ihren Lebensstandard erhöhen und der Zerstö-
rung ihrer Lebensgrundlagen Einhalt gebieten können. Auch ließen sich genauere 
Aussagen darüber treffen, ob die Ärmeren tatsächlich über weniger Netzwerke ver-
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fügen und eher exkludiert sind, wie es in einigen Einzelinterviews der Fall zu sein 
schien. Damit sollte eine fundierte Untersuchung der Frage verbunden werden, wel-
chen Einfluss das Bildungsniveau auf die Inklusion in einer Gemeinschaft  hat.  
Soziale und politische Rolle der Zivilgesellschaft  
Im Vergleich zur ökonomischen und ökologischen Rolle von Zivilgesellschaft ließe 
sich, wenn von der WHH gewünscht, die Förderung der politischen und sozialen Rol-
le erweitern (s. Kap. 6). Gerade unter Bedingungen fragiler Staatlichkeit sollte ein 
Hauptaugenmerk darauf liegen, Gruppen miteinander zu vernetzen und Bedingun-
gen dafür zu schaffen, dass Menschen sich für die Gesamtentwicklung der Gemein-
schaft einsetzen und auf lokaler Ebene von politischen Entscheidungsträgern die 
Übernahme von Verantwortung einfordern. Dazu wäre es hilfreich, die Wertebasis in 
den Gemeinschaften und der darin lebenden Individuen genauer zu untersuchen, um 
darauf aufbauend Aktivitäten zu planen, die gesellschaftliches und politisches Enga-
gement stärken. Als hilfreich könnten sich diesbezüglich Untersuchungen zum Bil-
dungsniveau der lokalen Bevölkerung erweisen, um Projekte zielgruppengerecht 
anpassen zu können. Hier müssten die Gruppen durch spezielle Fortbildungen, aber 
auch prozessbegleitende Beratung noch besser unterstützt und qualifiziert werden.  
Übertragbarkeit der Ergebnisse  
Die Studienergebnisse gelten primär für die Projektstandorte Ouanaminthe und 
Jacmel und lassen sich nicht für ganz Haiti verallgemeinern. So ist die Zivilgesell-
schaft in den großen Städten, insbesondere in Port-au-Prince, deutlich sichtbarer 
und kann ihre Interessen gegenüber dem Staat und internationalen NRO besser arti-
kulieren. Rückschlüsse für den ländlichen Raum Haitis lassen sich am ehesten auf 
Basis der Fallbeispiele ziehen.  
Inwiefern sich die vorliegenden Ergebnisse auf andere Länder übertragen lassen, 
kann im Rahmen dieser Studie nicht beantwortet werden. Weitere Untersuchungen, 
insbesondere Metaanalysen, wären sinnvoll und notwendig, um Maßnahmen der 
Zivilgesellschaftsförderung und ihren Beitrag zur Resilienz über Ländergrenzen hin-
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La Welthungerhilfe (WHH) augmente la qualité et le degré d’efficacité de ses projets en 
Haïti. La promotion durable de groupes locaux de la société civile apporte une contri-
bution au renforcement de la résilience de la population haïtienne. La WHH peut  
mieux se positionner dans le domaine de la promotion de la société civile. Les con-
naissances apportées par l’étude entrent dans la discussion sur la coopération au dé-
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Différentes analyses et leurs discussions : 
a) Concepts pertinents pour la politique de développement et la 
théorie sur le développement 
b) Concepts et lignes directrices de la WHH 
c) Analyse du contexte et des acteurs en portant une attention parti-
culière aux structures locales de la société civile à Jacmel et Oua-
naminthe 
 
- Collecte des caractéristiques de la mise en œuvre de la promotion 
de la société civile et de la résilience  
- Développement d’une approche pour la mise en œuvre (opéra-
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SLE L’étude en tant que 
partie centrale du 
projet de recherche 









Intégration dans le projet 
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sultats pour leurs 
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futurs travaux  
Compréhension 




tenaires à part entière 
dans le processus 
d’enquête et dans la dis-
cussion des résultats 
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C Termes de Référence 
(Französischsprachige, gekürzte Version zur Nutzung in Haiti – gemäß Vorschlag im 
Dienstreisebericht) 
 
Projet à l’étranger du SLE: La promotion de la société civile dans des condi-
tions de fragilité étatique et sa contribution à l’augmentation de la résilience 
 
I. Le contexte 
Les États fragiles comme Haïti représentent un tiers de tous les pays en développe-
ment. Ils sont caractérisés par un haut niveau de pauvreté, un manque de services 
publics, des conflits internes et un système juridique déficient et inadéquat. Très 
souvent, ce sont les organisations non-gouvernementales nationales et internatio-
nales (ONG) qui se chargent d’assumer des responsabilités que l’État n’arrive pas à 
accomplir à cause de la fragilité de ses structures. Fréquemment, ils assument des 
tâches d’assistance sociale. Moins souvent, des ONG juridiques et de défense 
d’intérêt représentent la population dans les domaines de la sécurité juridique et de 
la participation politique. 
 
II. La raison d’être du projet à l’étranger du SLE 
Depuis les événements du 11 septembre 2001 et la Déclaration de Paris sur l'Effica-
cité de l'Aide au Développement (2005), les Etats fragiles sont au centre d’attention 
de la coopération internationale au développement. Malgré l'identification des 
normes pour les activités des organisations de coopération au développement dans 
des conditions de fragilité des États, comme par exemple les « Principes pour l'en-
gagement international dans les États fragiles et les situations précaires » (OECD 
2007), on constate de graves défauts et des conséquences négatives de ce même 
travail.  
 
Ainsi, la Welthungerhilfe et le SLE planifient la recherche « La coopération au déve-
loppement dans des conditions de fragilité étatique – le cas de la Welthungerhilfe en 
Haïti. » L’étude vise à mener une recherche sur le rôle des ONG dans les États fra-
giles et à découvrir quels effets les ONG peuvent produire. Le travail de la Welthun-
gerhilfe sert d'étude de cas pour répertorier et analyser les problèmes, mais aussi les 
potentialités de la coopération au développement, en particulier concernant les ac-
teurs non étatiques dans les États fragiles. Parmi les ONG allemandes, la Welthun-
gerhilfe est l'un des principaux acteurs avec des années d'expérience de travail dans 
les domaines de l’aide d'urgence et de l’aide à la transition et au développement. Elle 
est active dans plusieurs pays de fragilité étatique. 
 
Le projet à l’étranger du SLE traite une partie du contenu de la recherche. Il se base 
sur les mêmes concepts politiques et théoriques de la coopération au développe-






III. Les objectifs du projet à l‘étranger du SLE 
Le projet est une partie centrale de la recherche planifiée et doit contribuer à 
ses objectifs:  
1) Au niveau politique et dans le cadre conceptuel, la recherche vise à générer 
des connaissances qui permettent de tirer des conclusions sur l’importance, la 
potentialité mais aussi les limites de la coopération au développement dans le 
contexte des États fragiles (pertinence pour le discours sur le développement 
international). 
2) Sur le plan stratégique et programmatique, la recherche vise à contribuer à 
une discussion sur la stratégie politique à adopter, et á clarifier le rôle des ac-
teurs non étatiques tels que la Welthungerhilfe et d'autres intervenants de la 
société civile. Cela devrait également montrer aux acteurs gouvernementaux 
des pays fragiles leurs marges de manœuvre (pertinence pour la Welthun-
gerhilfe et d’autres intervenants de la société civile et de l’État en Haïti). 
 
Les résultats du projet du SLE vont principalement participer à la réalisation du deu-
xième objectif, en soutenant l’implémentation effective des activités concernant la 
promotion de la société civile, l’augmentation de la résilience ainsi que la durabilité 
du programme sur place. En même temps, les résultats vont contribuer au position-
nement stratégique de la Welthungerhilfe.  
 
IV. Les résultats, les prestations et l’approche méthodologique du projet à 
l’étranger du SLE 
Une analyse contextuelle va considérer les conditions-cadre au niveau régional et 
national, mais va se concentrer sur le travail de la Welthungerhilfe au sujet de la 
promotion de la société civile dans des conditions de fragilité étatique et de sa con-
tribution à l’augmentation de la résilience et de la durabilité. La réalisation des re-
cherches sur le terrain est prévue au sein de deux sites du projet (Jacmel et 
Ouanaminthe) de la Welthungerhilfe et va intégrer différentes communes au niveau 
local. De cette façon, la fragilité et les approches pour la surmonter peuvent être 
identifiées d’une manière beaucoup plus concrète et pratique.  
 
Pour atteindre les objectifs du projet, les prestations suivantes sont prévues :  
• Analyse et discussion des concepts politiques et des théories de développe-
ment concernés, évaluation des principes et stratégies qui régissent le travail 
de la Welthungerhilfe et des autres acteurs impliqués ainsi que des instru-
ments et méthodes de la mise en œuvre de la coopération au développement 
(avec accent sur le contexte fragile) 
• Analyse contextuelle des conditions-cadre du travail de la Welthungerhilfe, 
d'autres ONG et de bailleurs de fonds à Jacmel et à Ouanaminthe 
• Analyse approfondi des groupes de la société civile à Jacmel et à Ouana-
minthe et des activités de la Welthungerhilfe en matière de promotion de la 
société civile et ses partenaires dans un contexte fragile 
• Analyse et débat critique sur les concepts « résilience » et « fragilité » et le 
travail des organisations dans des conditions d’urgence, d’aide à la transition 
et de coopération au développement (relatif aux sites de projet). Discussion 
des facteurs concrets qui causent et renforcent la fragilité, mais aussi des fac-
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teurs qui contribuent `l’augmentation de la résilience et à surmonter la fragilité 
étatique  
• Présentation des conclusions et des recommandations concrètes pour la con-
ception du programme de la Welthungerhilfe et son mise en place en matière 
de promotion de la société civile et d’augmentation de la résilience 
• Identification des domaines d’interventions qui, dans le contexte d’un Etat fra-
gile, ont un effet de stabilisation dans le sens où elles garantissent la survie et 
qui contribuent substantiellement au renforcement des structures 
• Contribution à la discussion stratégique sur l’aide au développement dans le 
contexte fragile, entre la Welthungerhilfe, les acteurs étatiques et de la coopé-
ration de développement en Haïti ainsi qu’avec le siège de la Welthungerhilfe 
à Bonn 
 
Les produits prévus sont : 
• Rapport préalable (Inception report) contenant la planification, le concept de la 
recherche, la méthodologie et le plan du travail du projet 
• Présentation publique du concept de la recherche à Berlin avant le départ ain-
si qu’en Haïti au début du séjour  
• Présentation des résultats préliminaires en Haïti à la fin du séjour 
• Présentation publique des résultats à Berlin et le cas échéant à Bonn 
• Publication d’un rapport présentant les résultats de l’étude 
 
La méthodologie : 
• Analyse des documents : concepts, études empiriques sur Haïti, exploitation 
des documents, évaluations et études d’impacts du programme de la WHH 
• Recherches sur internet 
• Entretiens avec des experts clés en Allemagne et en Haïti 
• Sur le terrain : enquêtes sur le travail, les structures et l’acceptation des 
groupes de la société civile ainsi que sur les activités de la Welthungerhilfe en 
matière de promotion de la société civile au sein de deux sites du programme 
o Entretiens avec des groupes cibles et entretiens individuels avec des 
personnes clés 
o Utilisation des instruments PRA 
• Ateliers pour la présentation et discussion des résultats 
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D Plan de travail 
Semaine 
2013 / Date  
Lieu Activités  




• Présentation publique du concept d’étude 









• Présentation du concept d’étude au BUCO 
• Rencontre avec Eberhard Hauser et Dirk Guenther 
Sem 31 
1.8. 
PaP • WHH –BUCO: Instructions à la sécurité en Haïti  
• Préparations organisationnelles / logistiques 




PaP • Atelier de démarrage / teambuilding avec les étudiants 
haïtiens 
• Discussion et ajustement du concept d’étude, du plan 
du travail, des questionnaires etc. 
• Préparation du travail sur le terrain 
Sem 32 
9.8. 















• Présentation du concept d’étude  
Sem  




• Travaux sur le terrain (y compris pre-test, entretiens 
etc.) 
• Entrée des données dans les sites 
Sem 37 
15.9.  











• Analyse et discussion des résultats 
• Écrire le rapport 
• Préparation de la présentation des résultats prélimi-





• Voyage à PaP 
Sem 43 
21.-23.10. 










• Réunion de fin (Debriefing) 
• Départ pour Allemagne  
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E Mise en œuvre: Caractéristiques et conditions cadres du fonc-

























































G  Anonymisation des sources d‘information 
Chaque compte-rendu d’entretien reçoit un code individuel qui donne des informa-
tions sur les sites de recherche (Jacmel/Ouanaminthe/Port-au-Prince) et les unités 
de recherche – sans identifier l’acteur précis. Le code comporte trois parties et se 
compose comme suit : 
1. Position Abréviation du site de recherche 
j = Jacmel 
o= Ouanaminthe 
p = Port-au-Prince 
2. Position Abréviation de l’unité de recherche 
ZW = Organisation communautaire de base de la WHH 
ZA = Autre Organisation communautaire de base 
B = Population (Représentant) 
BD = Groupe de discussion avec la population 
S = Acteur étatique 
U = Partenaire stratégique ou de mise en oeuvre de la WHH 
W = Collaborateur de la WHH 
N = Partenaire de développement / ONG (internationale) 
E = Expert 
3. Position Numération en continu à trois chiffres 
Exemple jZA005 = La source d’information est une autre organisation communautaire 





H Liste des entretiens 
Code Date Les sources d’information Sites des re-
cherches 
pW001 05.08.2013 Collaborateurs de la WHH Port-au-Prince 
oZW002 15.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
jE003 16.08.2013 Expert Jacmel 
jZW004 16.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZW005 16.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jU006 16.08.2013 Partenaire d'exécution/stratégique Jacmel 
jZW007 19.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZW008 19.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
oS009 19.08.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oS010 19.08.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oZW012 20.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
jZW013 21.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZW014 21.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
oZW015 21.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oS016 21.08.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oZW017 22.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oU018 22.08.2013 Partenaire d'exécution/stratégique Ouanaminthe 
oZW019 22.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
jZW020 23.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZW021 23.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jS022 23.08.2013 Administration étatique Jacmel 
jB023 23.08.2013 Population Jacmel 
jB024 23.08.2013 Population Jacmel 
jB025 23.08.2013 Population Jacmel 
jB026 23.08.2013 Population Jacmel 
oW027 23.08.2013 Collaborateurs de la WHH Ouanaminthe 
jZW028 26.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jS029 26.08.2013 Administration étatique Jacmel 
jZW030 26.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jS031 26.08.2013 Administration étatique Jacmel 
jZA032 26.08.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jZW033 30.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZW034 26.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
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oZA035 26.08.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
oZW036 27.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oN037 27.08.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
jZW038 28.08.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jN039 28.08.2013 Partenaire de développement Jacmel 
jW041 29.08.2013 Collaborateurs de la WHH Jacmel 
oZW042 29.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oZW043 29.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oN044 29.08.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
oZW045 30.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oZW046 30.08.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
jZA047 30.08.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jN048 30.08.2013 Partenaire de développement Jacmel 
jZA049 30.08.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
oB050 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB051 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB052 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB053 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB054 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB055 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB056 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
oB057 30.08.2013 Population Ouanaminthe 
jZA058 31.08.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jZW059 02.09.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jS060 02.09.2013 Administration étatique Jacmel 
jZW061 02.09.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jZA062 02.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jU063 03.09.2013 Partenaire d'exécution/stratégique Jacmel 
oZW064 03.09.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oZW065 03.09.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oZW066 03.09.2013 Groupe de base de la WHH Ouanaminthe 
oN067 03.09.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
jZA068 03.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jZA069 03.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
oB070 03.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB071 03.09.2013 Population Ouanaminthe 
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oB072 03.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB073 03.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB074 03.09.2013 Population Ouanaminthe 
oE075 04.09.2013 Expert Ouanaminthe 
oN076 04.09.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
oZA077 04.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
oS078 04.09.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
pE079 04.09.2013 Expert Port-au-Prince 
pW080 04.09.2013 Collaborateurs de la WHH Port-au-Prince 
pE081 04.09.2013 Experts Port-au-Prince 
oZA082 05.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
pU083 05.09.2013 Partenaire d'exécution/stratégique Port-au-Prince 
pE084 05.09.2013 Expert Port-au-Prince 
pE085 05.09.2013 Expert Port-au-Prince 
jZW086 06.09.2013 Groupe de base de la WHH Jacmel 
jS087 06.09.2013 Administration étatique Jacmel 
oE088 06.09.2013 Expert Ouanaminthe 
pE089 06.09.2013 Expert Port-au-Prince 
pW090 06.09.2013 Collaborateurs de la WHH Port-au-Prince 
oB091 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB092 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB093 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB094 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB095 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB096 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB097 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oBD098 06.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB099 08.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB100 08.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB101 08.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB102 08.09.2013 Population Ouanaminthe 
jW103 09.09.2013 Collaborateurs de la WHH Jacmel 
oZA104 09.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
oB105 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB106 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB107 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
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oB108 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB109 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB110 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB111 09.09.2013 Population Ouanaminthe 
jZA112 10.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Jacmel 
jB113 10.09.2013 Population Jacmel 
oS114 10.09.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oZA115 10.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
jBD116 11.09.2013 Population Jacmel 
jB117 11.09.2013 Population Jacmel 
jB118 11.09.2013 Population Jacmel 
oS119 11.09.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oBD120 11.09.2013 Population Ouanaminthe 
jBD121 12.09.2013 Population Jacmel 
jB122 12.09.2013 Population Jacmel 
jB123 12.09.2013 Population Jacmel 
jB124 12.09.2013 Population Jacmel 
jB125 12.09.2013 Population Jacmel 
jS126 12.09.2013 Administration étatique Jacmel 
oS127 12.09.2013 Administration étatique Ouanaminthe 
oW128 12.09.2013 Collaborateurs de la WHH Ouanaminthe 
oN129 12.09.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
oZA130 12.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
jW131 13.09.2013 Collaborateurs de la WHH Jacmel 
oZA132 13.09.2013 Autre groupe de base de la société civile Ouanaminthe 
oB133 14.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB134 14.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB135 14.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB136 14.09.2013 Population Ouanaminthe 
oB137 14.09.2013 Population Ouanaminthe 
oN138 13.09.2013 Partenaire de développement Ouanaminthe 
oW139 04.10.2013 Collaborateurs de la WHH Ouanaminthe 
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J Guide d’entretien pour les groupes locaux de la WHH 
 
Explications :  
• Bonjour Madame/Monsieur 
• Nous sommes étudiantes des Universités de Berlin, Allemagne et de Port-au-
Prince. 
• Commissionné par la Welthungerhilfe (Agro Action Allemand) nous préparons 
une étude pour l’amélioration de leur coopération. 
• Nous ne sommes pas ici aujourd’hui pour vous apporter de l’argent ni pour 
faire un projet. Mais de préférence pour discuter avec vous de s associations 
de votre communauté, de voir leurs forces et faiblesses afin que l’AAA puisse 
les aider à se renforcer. 
• Les informations ne vont pas être publiées pour tout le monde. 
• L’entretien va durer plus ou moins deux heures. 
• Merci beaucoup pour votre coopération et support de l’étude. 
• Si commencement avant l’heure planifié, demandez si tout le monde est là 
• Demander au début si c’est possible de prendre des photos 
Données générales : 
Nom (liste pour plusieurs participants): Place : 
Occupation : Age : Sexe : 
Contacte : 
Date : 
Commencer à quelle 
heure : 
Finir à quelle heure: 
 
Observations générales : 
• Lieu choisi pour l'entretien (plutôt important, si on est dans un bâtiment) 
• L'ambiance de l'entretien (gentil, ouvert, réservé, méfiant) 
• Perturbations externes (présence et ingérence) 
• Comportement d'intervenant (est-ce qu'il y a des émotions particulières si on 
parle de certains(es) acteurs ou choses ?) 
o Y-a-t-il des porte-paroles ou est-ce que les membres s’expriment libre-
ment ? 
o Est-ce que des femmes présentes ont la possibilité de donner leur 
avis ? 
 
Section VIII (obligatoire) 
Structure de l’organisation 
1. Ki Non Asosyasyon an 
Nan ki ane li fonde 
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Eske li rekonet pa lameri ou afe sosyal (fòmèl, enfòmèl), 
Kote nou jwen finansman pou fe Asosyasyon an fonksyone (donatè yo, patnè, 
kotisasyon manm yo. Kombyen yo bay chak mwa 
Nom, année de fondation, statut juridique ou chartre (formel, informel), finan-
cement (bailleurs de fonds, autres partenaires, cotisations par mois/année) 
 
2.  Ki fonksyon ki genyen nan oganizasyon w lan ? 
Quelles fonctions y-a-t’il dans votre organisation ? 
 
3. Konbyen fanm e gason ki gen nan oganizasyon w lan ? 
Combien de femmes et d’hommes est-ce qu’il y a dans votre association ? 
 
4. Konbyen ki gen plis pase 2 zan kap patisipe nan aktivite oganizasyon an ? 
Combien de membres sont actifs depuis plus de deux ans ? 
 
5. Ki moun ki ka fè pati asosiyasyonw lan ? 
Qui peut être membre de votre association ? 
 
Objectifs et Visions 
6. Ki pwoblem ki te motive ou kreye gwoup sa ? 
Quelles étaient les problèmes, qui vous ont motivés a créer le groupe ? 
 
7. Kisa òganizasyon ou a panse fè nan yon ti tan ki pa twò lwen, nan yon tan ki 
yon ti jan pi lwen e nan yon tan ki pi lwen ? 




8. Ki aktivite nap fe kounye a ? 
Quelles sont vos activités pour le moment (en bref)? 
 
9. Èske nou fe aktivite ki rapote lajan ? 
Est-ce que vous faites des activités qui rapportent de l’argent ? 
Oui / non 
Si oui, lesquelles ? 
 
10. Koman nou itilize lajan kir antre nan kès nou ? (seulement s’il y a pas de ré-
ponse : manje,lajan sere,edikasyon/fomasyon,sante, envestisman anko nan 
gwoup la) 
Comment utilisez-vous l’argent encaissé ? (nourriture, épargne, éduca-
tion/formation, santé, réinvestissement au sein du groupe) 
 
11. Èske nou fe aktivite ki ede tout moun nan kominote a 
Est-ce que vous faites des activités qui soutiennent toute la communauté ?  
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Oui / non 
Si oui, lesquelles ? 
 
12. Èske travay nou fè yo se travay lameri ta dwe fè? 
Est-ce que vous faites des activités que les autorités locales devraient faire ?  
Oui / non 
Si oui, lesquelles et pourquoi ? 
 
Impacts des activités 
13. Ki aktivite nou reyalize déjà ? 
Quelles activités avez-vous déjà réalisés ? 
 
14. Èske aktivite nou reyalize yo toujou la ? 
Est-ce que les activités déjà réalisés sont encore visibles ? 
Oui / non 
Si oui, lesquels ? Si non, pourquoi pas ? 
 
15. Ki chanjman ou poko jwenn malgre gen aktivite ki te deja reyalize ? Poukisa ? 
Quels objectifs ne sont pas encore obtenus par vos activités? Pourquoi ? 
 
16. Selon nou menm,ki avantaj ou enkonvenyan ki genyen pou travay nan yon 
gwoup fanm / gason ? 
Selon vous, quelles sont les avantages ou désavantages de travailler dans un 
groupe des femmes / groupe des hommes ? 
 
Ressources (financières, compétences) et besoins 
17. Ki mwayen asosyasyon an genyen poul reyalize objektif li yo ? 
Quelles sont les ressources dont dispose votre association pour atteindre ses 
objectifs ? 
 
18. Eske resous òganizasyon w lan genyen yo pèmèt li reyalize objektif li ? 
Est-ce que les ressources qui sont à la disposition de votre association lui 
permettent d´atteindre ses objectifs ? 
Oui / non 
Si non, kisa gwoup ou a gen bezwen pou li reyalize aktivite li yo nan moman 
sa a ? 
Si non, quels sont les besoins du groupe pour la réalisation de leurs travaux 
actuels ? 
 
19. Kisa nou kenesans oubyen konpetans nou genyen nan gwoup la ? 
Quelles compétences existent dans le groupe ?  
 




Vous avez besoin de quelles compétences qui n'existent pas dans la groupe 
pour atteindre vos objectifs? 
 
Participation en groupe et prise de décisions 
21. Eske toujou gen rankont nan mitan manm asosyasyon an ?  
Est-ce qu´il y a des rencontres régulières entre les membres du groupe ?  
Oui / non 
Si non, poukisa ? Si se oui, chak kilè konsa ? ( chak mwa oubyen chak se-
mèn)  
Si non, pourquoi pas ? Si oui, à quelle fréquence ? (chaque mois, chaque se-
maine…) 
 
22. Ki jan nou pran desisyon nan asosyasyon an ? 
Comment est-ce que les décisions sont prises au sein de votre association ? 
 
23. Eske manm yo fe pati lot asosyasyon nan zòn nan? 
Est-ce que les membres de votre association sont membres d´autres associa-
tions ? 
Oui / non 
Si oui, lesquelles ? 
 
24. Èske gen gwoup, pesonalite ki enpotan nan kominote a ? (oganizasyon nan 
sosyete sivil la, legliz, pwofesè, e lot 
Quels d’autres groupes, acteurs ou personnes sont importants dans votre 
communauté ? (autres organisations de la société civile, l’église/ groupes reli-
gieux, professeurs etc.) 
 
25. Nan ki domèn lot gwoup yo travay ? (Gwoup relijye, gwoup kredi, biznis, espò, 
lwazi, òganizasyon fanm, òganizasyon politik, gwoup peyizan.) 
Quels sont les champs d’intervention des autres groupes? (Groupes religieux, 
groupe de crédit, entreprises, club sportif, club de loisir, organisation de 
femmes, organisation politiques, groupes paysans.) 
 
26. Eske nou travay ansanm ak gwoup sa yo ? 
Est-ce que vous travaillez ensemble avec ces groupes? 
Oui / non 
Si oui, pour quelles raisons/activités ? 
 
27. Kisa « sosyete sivil » la vle di pou nou ? 
Qu’est-ce que vous entendez par « société civile » ?  
 
Perception 
28. Kijan moun nan popilasyon an wè gwoup ou a ? 
Anhänge cciii 
 
Selon vous, quelle est la perception de la population par rapport à votre 
groupe ? 
 
29. Eske nou panse nou se reprezantan intere popilasyon an ? 
À votre avis, est-ce que vous représentez les intérêts de la population ?  
Oui / non 
Si oui, comment? Si non, pourquoi pas ? 
 
30. Èske gen lòt moun ki vle vinjwenn gwoup nou an ?  
Est-qu’il y a d’autres personnes qui veulent rejoindre votre groupe ?  
Oui / non 
Si oui, pourquoi ? Si non, pourquoi pas ? 
 
Coopération avec la WHH 
31. Ki moun ki kreye kontak ki genyen ant WHH ak òganizasyon ou a? 
Qui a crée le contact entre la WHH et votre organisation ? 
 
32. Èske nou rankontre souvan e koman zafè kominikasyon an ye ? 
Est-ce qu’il y des rencontres et de la communication régulières avec la WHH ? 
 
33. Ki zouti ou itilize pou kominike ak WHH? 
Quels sont vos outils de communication avec la WHH ? 
 
34. Koman rapo WHH ye ak asosiyasyon w lan ? 
Comment se passe la coopération avec la WHH? 
 
35. Nan ki aktivite WHH sipote nou osnon te sipòte nou ? 
Avec quelles activités la WHH vous supporte ou bien a vous supporté?  
 
36. Èske se WHH ki di nou kisa pou nou fè oubyen se nou ki deside sa nap fè ? 
Kijan nou deside ki aktivite nou ap fè ? 
Est-ce que la WHH fait des propositions concernant des activités? Ou bien 
c’est vous qui approchez la WHH avec des idées ? Comment vous décidez 
quelles activités seront mises en place ? 
 
37. Kilès ladan yo ki byen mache ou pa tèlman mache? 
Quelles activités vont bien ou pas assez bien? Pourquoi ? (Bonnes exemples) 
 
38. Selon ou menm, eske travay nou fè ak WHH fe kominote a avanse? 
Selon vous, les activités que vous faites ensemble avec la WHH contribuent-
elles à l’amélioration au niveau de la communauté ? 
Oui / non 
Si se wi, jijan ? Si se non, poukisa ? 
Si oui, comment ? Si non, pourquoi pas ? 
cciv Anhänge 
 
Coopérations avec d’autres acteurs  
39. Koman rapo nou ye avèk Leta?  
Comment se passe la coopération avec l‘État ?  
 
40. Èske gen dyalog souvan avèk otorite Leta yo ? 
Est-ce que l´association communique régulièrement avec les autorités de 
l’Etat (par exemple CASEC) ?  
Oui / non 
Si oui, comment et pour quelles raisons (pas) ? Si non, pourquoi pas ? 
 
41. Eske leta ede nou ? 
Est-ce qu’il ya de support par l’état ? 
Oui / non 
Si oui, lequel ? Sinon, pourquoi pas ?  
 
42. Selon ou menm, eske WHH ak Leta gen menm objektif? 
Selon vous, la WHH et l’état suivirent-ils les mêmes objectifs? 
 
43. Eske asosyasyon ou an gen relasyon ak moun kap fe biznis (boutik, indistri, 
restoran, bank)?  
Est-ce que votre association a des relations avec des entreprises (p. ex. des 
boutiques, de la sous-traitance, des restaurants, des banques)?  
Oui / non 
Si oui genyen, ki kalite relasyon e ak ki kondisyon ? 
Si oui, quel genre de relation, avec quelle condition?  
 
44. Ki lòt oganizasyon/ONG ki travay nan kominote w la? 
Quelles d’autres organisations /ONG interviennent dans votre communauté ? 
 
45. Eske nou panse ke aktivite ONG ap fè nan kominote a reponn ak bezwen po-
pilasyon an ? 
Pensez vous que les diverses activités menées par des ONGs au sein de la 
communauté répondent aux besoins de la population ? 
Oui / non 
Si wi, kijan ? Si non, poukisa ? 
Si oui, comment ? Si non, pourquoi pas ?  
 
46. Ki jan ONG yo ka fe pou aktivite yo pi bon pou kominote a ? 
Comment est-ce qu’on peut améliorer les activités des ONG? 
 
Section II (version courte) 
Risques et Stratégies 
47. Ki kalite menas ak pwoblem ki fè nou pi pè?  




48. Ki dega yo ka fè? 
Quelles sont les conséquences potentielles de ces risques? 
 
49. Èske menas sa yo lakòz pwoblèm nan tout kominote a (fanm ti moun, vye 
granmoun…) ? 
Est-ce que ces risques causent problème pour toute la communauté (les 
femmes, les enfants, les personnes âgées, handicapées)? 
 
50. Ki zòn ki menase plis? 
Quels sont les endroits les plus exposés aux risques ? 
 
51. Lè pral gen yon katastwòf eske yo ba nou enfomasyon ? 
En cas de catastrophes est-ce que vous-êtes informé ?  
Oui / non 
Si wi e pa ki mwayen ? Si oui, par qui et quel moyen ? 
 
52. Ki moun ki responsab pou sansibilize popilasyon an lè gen danje? Et com-
ment ? 
Qui s’occupe de sensibiliser la population aux risques? Et comment ? 
 
53. Eske gen gwoup nan lokalite a ki ede nou lè gen katastwòf?  
Existe-t-il des groupes dans la localité qui interviennent sur le terrain en cas 
de catastrophes ? 
Oui / non 
Si oui, lesquels ? 
Sont-ils équipés / entrainés ? 
 
54. Eske gen aktivite ou fè anvan oswa apre yon katastwòf (tranbleman de tè a, 
siklòn, tanpèt…)? 
Est-ce que vous réalisez spécifiquement des activités avant, pendant ou après 
des catastrophes (tremblement de la terre, cyclone, tempête…) p.ex. après la 
dernière catastrophe ?  
 
55. Eske nou genyen pwòp mwayen pa nou pou nou viv lè gen katastwòf san lòt 
moun deyò pa ede nou? 
Avez-vous des propres moyens de résister en cas de catastrophes sans aide 
externe ? (pour nous : stratégies d’adaptions, know how etc.)  
Oui / non 
Si se oui, ki mwayen nou gen yen( nou van bet nou, fanmi nou Potoprins ou a 
letrange voye kob pou nou ? 
Si oui, quels sont ses moyens ? (Seulement à dire s’il n’y a pas d’autres ré-




56. Eske nou diskite deja ansanm poun wè kijan nou ka jwenn lot mwayen poun 
viv si zanka ta gen pwoblèm nan kominote a ? 
Est ce-que vous avez déjà discuté entre vous en cas des problèmes s’il y a 
des possibilités de diversifier vos moyens de subsistance pour bien vous 
adapter ? 
 
57. Apre yon katastwof finn pase, eske nou konn dyalog ansanm e fe aksyon pou 
yon lot katastwof pafe menm dega yo 
Après le passage d’un événement catastrophique, est-ce que la communauté 
a l’habitude de discuter ensemble pour améliorer la vie future, si autres chocs 
arrives?  
 
58. Eske te gen lekol, legliz, lopital ou wout ki te kraze le denye katastwof yo ? 
Konbyen tan yo te fe pou repare yo ? 
S’il y avait des biens publics détruits (l’école, l’hôpital, l’église, les routes) 
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